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I. Einleitung. Das Archivregister der Stadt Goslar von 1399 
und seine Bedeutung im allgemeinen. 


In der gehaltvollen Studie „Recht und Verfassung im Mittelalter“! 
streift Fritz Kern auch das Gebiet der mittelalterlichen Fälscher- 
industrie? und ihre Zusammenhänge mit den damaligen Rechtsbegriffen. 
Er unternimmt den Versuch, die psychologischen Momente, welche 
zur Erklärung der massenhaften Urkundenfälschungen des Mittelalters 
dienen können, zu ergründen und einen Einblick in die zu vermutende 
Seelenkunde der Beteiligten zu gewinnen.? 

Angeregt durch die Ausführungen Kerns möchte ich im nach- 
stehenden der Urkundenpolitik des Goslarer Rates eine Betrachtung 
widmen. Handelt es sich dabei auch nur um ein kleineres städtisches 
Gemeinwesen und um ein Quellenmaterial, das der späteren Zeit an- 


i Hist. Zeitschr. 120, S. 1—59. 
2 vgl. S. 22, 23, 32f. 
5,33, 34. 
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gehört, so dürften die Verhältnisse in Goslar doch derart beschaffen 
sein, daß sie Anspruch auf eine weitergreifende Beachtung erheben 
können. Und zwar aus einem doppelten Grunde. 

Einmal sind hier nicht allein einzelne Nachrichten von zum Teil 
außerordentlich kennzeichnendem Gepräge überliefert, sondern Wir 
besitzen in dem ältesten Archivregister der Stadt vom Jahre 1399! 
auch eine umfassende Niederschrift, die, als Geheimbuch gedacht, 
vermöge ihrer Zweckbestimmung vorzugsweise geeignet erscheint, 
eine Fundgrube für Beobachtungen in der uns interessierenden Rich- 
tung zu bilden. 

In dem Beschluß über die Anlegung des Registers vom Jahre 1399 2 
beurkunden alter und neuer Rat zu Goslar, „dat se hebbet bescreven 
laten in dyt register den meysten del orer breve unde privilegia in korten 
worden, dar se meynen, dat der stad meyst an to donde sy“. Daneben 
wird ein Ausschuß von je 4 der erfahrensten Ratmannen aus beiden 
Räten eingesetzt und die jährliche Verlesung des Verzeichnisses vor 
den Privilegienherren, die für sich zu vereidigen sind, angeordnet. 
Erläuternd bemerkt das Register dazu: „Desses is me dar umme also 
eyn gheworden, wanne jennich sake upsta, dat me denne to synne hebbe, 
wer me jennich privilegium hebbe, dat sek dar to drepe, dar me sek 
des mede beschermen unde to bruken moghe, wente der in vortyden 
in dem rade to male kleyne weren, dede icht van den privilegien wusten, 
dat der stad groten bedrepliken schaden ghedan hefft, also os dunket“. 

Was dem Verzeichnis nun eine ganz besondere Note verleiht, ist 
die Tatsache, daß es sich keineswegs auf eine bloße Ordnung und An- 
einanderreihung der wichtigsten Gunstbriefe und sonstigen Aufzeich- 
nungen für die Stadt beschränkt, sondern daß es zugleich, meist noch 
durch farbige Schrift ausdrücklich hervorgehoben, eine Anzahl von 
Zusätzen aufweist, welche, der Angabe des Inhalts der Urkunden hinzu- 
gefügt, sich in zuweilen fast. befremdend wirkender Offenheit über die 
Wertschätzung der einzelnen Stücke auslassen und Winke und Rat- 
schläge für die beste Art ihrer Benutzung in Angriff oder Verteidigung 
bei der Verfolgung eigener und bei Abwehr fremder Ansprüche geben.? 
So stellt es ein in dieser Form nur selten begegnendes Selbstbekenntnis 


! Vgl. UB. Goslar (im folgenden als UB. ohne weiteren Zusatz zitiert) III, 
Vorw., S. XI, X. j u 

® UB. V 1153. 

® Die Einträge, bei denen rote Tinte verwandt ist, sind nachstehend durch 
Sperrdruck kenntlich gemacht. 

* 5. auch Bode, UB. III, Vorw., S. XII. Auf die Eigenart des Registers 
wird schon hingedeutet von Koppmann, Hans. Geschichtsbl. 1874, Nachrichten 
S. LIV, LV. Bei dem jetzigen, noch dazu nicht einmal vollständigen Abdruck der 
einzelnen Einträge des Registers in den bisher erschienenen Bänden des Goslarer 
UB. in Verbindung mit den Urkunden, auf die sie sich beziehen, gelangt sie nicht 
hinreichend zur Geltung. Eine Herausgabe des gesamten Registers wird vorbereitet. 
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der Männer dar, denen in jener Zeit die Geschicke des städtischen Ge- 
meinwesens anvertraut waren und in deren Denk- und Anschauungs- 
weise es einen. tiefen Einblick gewährt. 

ie kommt noch ein zweiter Umstand. Die Absicht der Her- 
stellung des Registers und die Vorschriften über seine jährliche Ver- 
lesung sind entgegen dem in der Vorbemerkung Gesagten nicht ledig- 
lich aus der allgemeinen Erkenntnis der Notwendigkeit, im Schoße 
des Rates die Erinnerung an die der Stadt erteilten Privilegien oder 
andere wichtige Ereignisse wach zu halten, entsprungen, wie sie auch 
sonst zu ähnlichen Maßnahmen den Anstoß geboten hat.! Das, Vorgehen 
bei der Niederschrift des Urkundenverzeichnisses berührt sich vielmehr 
auf das engste mit der zähen und umsichtigen Politik des Goslarer 
Rates, deren Ziel es war, der Stadt die Herrschaft über die Erzgruben 
des Rammelsberges, auf denen vornehmlich ihr Wohlstand beruhte, 
zu verschaffen. 

Inhaber der Hoheitsrechte in dem Goslarer Bergbaubezirk, der im 
wesentlichen den Rammelsberg und einen Teil der benachbarten Forsten 
umfaßte?, waren seit dem 13. Jahrhundert die Herzöge von Braun- 
schweig, deren Befugnisse sich in der Hauptsache auf die im Jahre 1235 
erfolgte Verleihung des Bergzehnten zu Goslar an Otto das Kind durch 
Friedrich II. gründeten.® Durch sie waren Zehnten und Gericht des 

® Vgl. z.B. Stein, Akten zur Gesch. der Verfassung und Verwaltung der 
Stadt Köln, I (Bonn 1893), S. 12, Nr. 26 (Verlesung des Eidbuches und des Eid- 
briefs) oder den bei Koppmann, a. a. O., S.LV, Anm. 1 mitgeteilten Vermerk 
aus der sog. Stadtchronik Henning Hagens in Helmstedt von 1490/91 („es were wol 
nutte, dat me dusse breve doch eynsz up der boede umme dat drudde edder umme 
dat veerde jaer des avendes ter collacien lete lezen, wen men doch unnutte clepperye 
hat vor dem schorsteene, so hoerde de junge raedman, wat de oelde bedreven hedde 
unde sek gehat in den tiiden, dar mennich gud artikel mang en is, dat yo sum- 
mestiiden Konde deynen, wen des geliiken echt queme‘‘). Diese Chronik stellt sich 
dar als ein im Auftrage des Rates gefertigtes Verzeichnis der Privilegien und be- 
siegelten Briefe der Stadt, in welche Nachrichten von bedeutsamen Vorgängen des 
14, und 15. Jahrhunderts eingeflochten sind (s. Chron. d. d. St. 16, Vorwort, S. VI; 
Mutke, Helmstedt im Mittelalter, Quellen und Forschungen zur braunschweig. 
Geschichte, IV, Wolfenbüttel 1913, S. XII, XI). Ähnlich auch der Beschluß des 
Braunschweiger Rates über die Verlesung der „Heimlichen Rechenschaft‘ (Chron. 
d. d. St. 6, S. 121f., 126, 127 und insbes. S. 134: „‚Unde dat is nutte, dat me dat jo 
alzo holde, uppe dat yd malkem iste bad to sinnen sy“). oo 

2 Bode, UB,, Einl. I, S. 54f.; I, S.6f. S. ferner Bode, Das Forstding in der 
Waldmark von Goslar, Zeitschr. des Harzver. f. Gesch. u. Altertumskunde 1894, 
S. 9—121; Günther, Der Forstbesitz der Herzöge von Grubenhagen auf dem 
Oberharze, das. 1915, S. 161—193 und dazu Denker, am gleichen Orte, Ss. 194 
—206. Näheres über den braunschweigischen Anteil an den Harzforsten bei Goslar 
bringt die als Heft 2 der ‚Beiträge zur Geschichte der Stadt Goslar‘‘ erschienene 
Arbeit von A, Völker über die Forstpolitik des Goslarer Rates bis zum Jahre 1552 


(Goslar 1922). 
3 Neuburg, Goslars Bergbau bis 1552 (Hannover 1892), S. 286f.; Bode, 


UB. II, S. 6f. Weitere Angaben bei Völker, S.6, Anm. 8, 
AU VI j 


15 
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später aus der Waldwmark als gesondertes Rechtsgebiet ausgeschiedenen 

Berges um 1296 zunächst an die Ritterfamilie von der Gowische! und 

nach längeren Verhandlungen im Jahre 1359 an die Sechsmannen des 

Berges, den Vorstand der Goslarer Berggenossenschaft der Montanen 

und Silvanen?, wiederkäuflich überlassen.® Von den letzteren hat sie 

dann in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts der Goslarer Rat 

erworben‘, ohne daß bisher allerdings genau feststeht, wann und wie 

sich der Übergang der Rechte der Korporation auf den Rat vollzogen 

hat.’ Unanfechtbar ist aber, daß der Rat Zehnten und Gericht des 
Berges ebenfalls nur in der gleichen Weise erlangt hat, wie sie von den 
Sechsmannen besessen waren, also pfandweise und belastet mit dem 
Einlösungsrechte der Pfandschuldner. Darüber hat nach meinem Dafür- 
halten auch innerhalb des Rates nie ein Zweifel obgewaltet. Und ebenso 
ist man sich stets völlig klar gewesen über die Gefahren, die der Stadt 
aus der geschilderten Sachlage drohten. Sie mußten sich namentlich 
dann geltend machen, wenn die unablässigen Bemühungen des Rates, 
den seit der Mitte des 14. Jahrhunderts infolge Wassereinbruchs völlig 
lahm gelegten Bergbau von neuem in Gang zu bringen, von Erfolg 
gekrönt waren und den Betrieb der Gruben wieder nutzbringend zu 
gestalten versprachen. Für Goslar war es eine Lebensnotwendigkeit, 
die Ansprüche abzuschneiden, die beim Eintreten dieses Falles von 
irgendwelcher Seite im Hinblick auf die früheren Rechtsverhältnisse 
am Rammelsberg erhoben werden und welche eine Handhabe gewähren 
konnten, der Stadt die Früchte ihrer auf die Belebung des Bergbaues 
gerichteten Anstrengungen zu entreißen. So erwuchsen von vornherein 
bestimmte, fest umschriebene Aufgaben und Probleme für die Berg- 
politik des Rates, deren Beweggründe man in ethischer Hinsicht viel- 
leicht nicht durchweg zu billigen vermag, die aber durch ihren Weit- 
blick und ihre zielsichere Einstellung Bewunderung abnötigt. 


Daß hierbei der Art des Gebrauchs und der Bekämpfung der ur- 
kundlichen Beweismittel, über welche der Rat oder seine Gegner ver- 
fügten, eine bedeutsame, wenn nicht die ausschlaggebende Rolle zufiel, 
liegt nahe. Und von diesem Standpunkte aus ist m. E. auch in erster 
Linie die Anfertigung des Archivregisters zu würdigen. Sie erscheint 
ebenso wie die in die gleiche Zeit fallenden Bestrebungen auf Erwerb 


ı Neuburg, S. 60f.; Bode, UB. II, S. 18f. 
2 Über diese vgl. einstweilen Neuburg, S. 286f. 
® Neuburg, S. 6lf. 


* Bode, UB. II, S. 871. 
5 Frölich, Die Gerichtsverfassung von Goslar im Mittelalter, v. Gierkes 


Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, Heft 103 (Breslau 
1910), S. 52f. Wahrscheinlich hatte der Rat schon bei der Belehnung der Sechs- 
mannen mit Zehnten und Gericht des Berges im Jahre 1359 seine Hand im Spiele 
(vgl. Neuburg, S. 66f.; Bode, UB. IV, S. XXIf.). 


Die Urkundenpolitik des Goslarer Rates im Mittelalter 219 


eines größeren Grubenbesitzes am Rammelsberge! und auf die Be- 
seitigung der sog. Vogteigelder? als ein Unternehmen, das zunächst in 
den Rahmen der Bergpolitik des Rates einzugliedern ist?, ohne daß 
sich allerdings ihre Bedeutung hierauf ausschließlich beschränken sollte 
und tatsächlich beschränkt hat. Denn es würde unrichtig sein, zu 
folgern, daß sich die in dem Verzeichnis enthaltenen Winke nur auf die 
Benutzung der Bergurkunden erstreckt oder daß umgekehrt nur an 
dieser Stelle die auf die Korrektur der rechtlichen Überlieferung ge- 
richteten Tendenzen der Ratspolitik zum Ausdruck gelangt wären. 
Das Archivregister umfaßt vielmehr außer den Zusätzen zu den Berg- 
urkunden noch eine stattliche Anzahl von Hinweisen auf die Behand- 
lung anderer Schriftstücke, darunter häufig Vermerke durchaus neu- 
traler Beschaffenheit, welche sich auf die Verwahrung der Urkunden 
beziehen, ihre Auffindung zu erleichtern bestimmt sind oder in sach- 
licher Weise die Umstände, die zu ihrer Errichtung geführt haben, 
beschreiben. Und ferner sind neben dem Register Aufzeichnungen in 
nicht unbeträchtlicher Menge gerettet, die ebenfalls für die Erkenntnis 
der Urkundenpraktiken des Rates sowohl im Bergwesen wie außerhalb 
desselben verwertet werden können. 


Trotzdem hat die getroffene Feststellung ein erhebliches Gewicht. 
Sie verleiht von Anfang an der Annahme eine Stütze, daß es sich bei 
den Machenschaften des Goslarer Rates wegen des Gebrauchs der vor- 
handenen Urkunden nicht nur um gelegentlich geübte Kunstgriffe, 
sondern um ein förmliches System von sorgsam überlegten und zur 


! S. darüber unten S, 221f. 

® Vgl. unten S, 223$, ; 

® Aus dem Gesagten ergibt sich, daß die von Bode herrührende Benennung 
des Verzeichnisses als „Archivregister“ nicht völlig zutrifft, da der Hauptzweck 
seiner Anlegung auf anderem Gebiete liegt. Wiederholt eingeschobene Vermerke 
in dem Bande sind allerdings auch auf Einrichtungen zu beziehen, die bestimmt 
waren, dem Bedürfnis nach archivalischer Ordnung der vorhandenen Urkunden- 
bestände zu genügen, und die vor allem auf die getrennte räumliche Aufbewahrung 
einzelner Arten von Urkunden in Kästen (in des rades kisten, in der berchkysten, 
UB. V, 1156, 1159) und Fächern (in der ridderen vake, in dem vake, dar de keyser- 
breve licget, UB, V, 495, 1159), zum Teil in der Marktkirche, zum Teil auf dem 
Rathause zu Goslar ohne genauere Registrierung der einzelnen Stücke abzielten. 
Bei den in dem Verzeichnis mehrfach auftauchenden Registern (‚‚registere, dar de 
contractus inne stan‘“, s. unten S. 249 zu Anm. 5; ‚register, dar der orveyde breve 
utscriffte inne stan“, UB. V, 1156; s. ferner das Zeitschr. des Hist. Ver. f. Nieder- 
sachsen, 1921, S. 105 genannte Register) ist wohl ausnahmslos mit Kopialbüchern 
zu rechnen (vgl. auch UB. V, 116 a. E.). Welche Bewandtnis es mit dem in der Anm, 
zu UB. IV, 105 angeführten Archivstück wegen der Judenbriefe (,‚Ceteras litteras 
iudaicas require in papiro ad hoc specialiter formato“‘) hat, läßt sich zurzeit nicht 
aufhellen. Das bei UB, IV, 407, Anm, 12 erwähnte Tunsselsche Register gehört 
nach dem äußeren Befunde des darauf bezüglichen Eintrags anscheinend erst dem 
15. Jahrhundert an. Ein Henningh Tunssel ist nach einer Mitteilung aus dem 
Stadtarchiv Goslar als Vikar des Domstifts von 1461—1488 bezeugt. 
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Anwendung gebrachten Maßregeln dreht. Ist dies aber richtig, so sind 


wir befugt, von einer eigentlichen, sich auch in der Folgezeit auswirken- 
den Urkundenpolitik des Goslarer Rates zu sprechen und die Er- 
scheinungen, die uns in dieser Hinsicht auffallen, einer verallgemeinern- 
den Betrachtung zu unterwerfen. 

Es wird zweckmäßig sein, bei der Darstellung der Grundzüge der 
Urkundenpolitik des Goslarer Rates so zu verfahren, daß zunächst 
an der Hand der Zusätze zu dem Register und des sonstigen Urkunden- 
tums die Richtlinien, welche der Rat im Einzelfalle befolgte, aufgedeckt 
werden, um alsdann zu versuchen, zusammenfassend die Grundsätze 
und Leitgedanken zu ermitteln, von denen die städtische Urkunden- 
politik namentlich im 14. und zu Beginn des 15. Jahrhunderts be- 
herrscht wird. 

Hierbei ist für die Beurteilung des Vorgehens des Rates die Tat- 
sache von Belang, daß nach dem Beschlusse über die Herstellung des 
Registers vom Jahre 1399 nicht alle die Stadt betreffenden Urkunden, 
sondern nur die wichtigsten von ihnen berücksichtigt werden sollten. 
Das berechtigt zu der Behauptung, daß die in dem Register eingetrage- 
nen urkundlichen Nachrichten wohl ausnahmslos, sei es wegen der 
Bedeutsamkeit der bezeugten Ereignisse an sich, sei es wegen ihrer 
nahen Verbindung mit den großen Zielen der Politik des Rates, Auf- 
merksamkeit verdienen. 

In der Regel läßt schon der höhere oder geringere Grad der Aus- 
führlichkeit, mit der die Wiedergabe des Inhalts der Urkunden oder 
seine Erläuterung bewirkt ist, Schlüsse auf die besondere Wertschätzung 
zu, deren sich die einzelnen Aufzeichnungen innerhalb .des, Rates er- 
freuten. Aber auch dort, wo scheinbar gleichgültige Notizen dem Re- 
gister einverleibt sind, ist es erforderlich, nach den tieferen Gründen 
für ihre Aufnahme in das Verzeichnis zu forschen, um auf diesem Wege 
Klarheit über ihre Zweckbestimmung zu gewinnen. 


II. Die Urkundenpolitik des Goslarer Rates nach dem Register 
in ihren einzelnen Richtungen. 


Die Eintragungen, welche das Archivregister birgt und welche 
sich im Sinne einer bewußten politischen Betätigung des Rates auf dem 
Gebiete des Urkundenwesens verwerten lassen, sind in zwei große 
Gruppen zu scheiden. Wenn unsere Vermutung, daß die Anlegung 
des Archivregisters vor allem auf die von dem Rate im Hinblick auf 
den Bergbau verfolgten Pläne zurückgeht, begründet ist, so muß dies 
in der Ausgestaltung des Verzeichnisses! irgendwie zum Ausdruck ge- 


1 Das Archivregister zerfällt, wenn man von der Vorbemerkung und dem 
für die eigentlichen Zwecke des Verzeichnisses unwesentlichen Beiwerk absieht, 
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langen. Das ist aber auch tatsächlich der Fall. In einer Mehrheit von 
Abschnitten, in denen die mit roter Tinte geschriebenen Zusätze über- 
werden die Urkunden aufgezählt und teilweise erläutert, die 
an dem Rammelsberge befassen. In Betracht kommen hier ins- 
“ ere die Abteilungen „Berchbreve“ und „Voghedye gheldes breve“.! 

er auch weitere Abschnitte, die ihrer Überschrift nach an sich von 
anderen Gegenständen handeln, beschäftigen sich in der Hauptsache 
mit der Bergpolitik der Stadt.2 Daneben finden sich einschlägige Be- 
merkungen über eine ganze Reihe der übrigen Teile des Registers ver- 
streut, wobei naturgemäß namentlich das sich auf die Kaiser und 
Könige, sowie die Herzöge von Braunschweig erstreckende Urkunden- 


. tum? in den Vordergrund rückt. Der verbleibende Rest der Nachrichten 


des Verzeichnisses erörtert dann die sonstigen Beziehungen der Stadt 

zu weltlichen und geistlichen Großen, zu denen sie in Berührung trat?, 

”  syenalliise verschiedener Art aus dem engeren städtischen 
ereich.5 


A. Die Bergpolitik des Goslarer Rates. 


In den Goslarer Urkunden ist klar zu erkennen, daß der Rat die 
Stellung, die er in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts durch den 
pfandweisen Erwerb von Zehnten und Gericht des Rammelsberges im 
Bergwesen erlangt hatte, in doppelter Weise zu befestigen trachtete. 
Einmal zeigt sich das Bestreben, den Forderungen solcher Personen 
einen Damm entgegenzusetzen, welche vorher Rechte an dem Berg- 
werk besessen hatten und durch deren Geltendmachung die Stadt um 
den Erfolg ihres Ringens zu bringen vermochten. Dabei ist einerseits 
an die ursprünglichen Besitzer von Gruben und Grubenteilen, anderer- 
seits an die Empfänger der sogenannten Vogteigeldlehen, d. h. be- 
stimmter, auf die Einkünfte der Reichsvogtei aus dem Bergbau bei 


in folgende Abschnitte: I. Imperatorum et regum (Bl. 4—13) nebst Anhang: Trans- 
sumpta quarundam literarum praetactarım Imperatorum et regum, Bl. 14, 15; 
II. Ducum (Bl. 15v., 16); III. Comitum (Bl. 18, 19); IV. Militum et famulorum 
(Bl. 21v.—23v.); V. Burgensium (Bl. 25v.—29); VI. Papales (Bl. 29v., 30); 
VII. Episcoporum (Bl. 32—37); VII. Religiosorum (Bl. 38—43); IX. De domibus 
religiosorum (Bl. 44—46); X. Berchbreve (Bl. 4751); XI. Voghedye gheldes breve 
(Bl. 54-57v.); XII. Breve uppe den Stenbergh (Bl. 60-61 v.); XII. Walmeden 
(Bl. 62—67); XIV. Orveydes breve (Bl. 70—71v.); XV. Sonebreve (Bl. 72); XVI. 
Vredebreve (Bl. 72v.); XVII. Vorwise breve (Bl. 73). 

ı S, die vorige Anm. zu X und XI. 

2 Zu nennen sind vornehmlich die Abteilungen VI, XII, XII. 

3 Abschnitte I und 11. 

4 Vgl. namentlich die Teile III, IV und VII. 

5 Abschnitte V, VII, 1X, XIV—XVI. 
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Goslar in Form von Kammerlehen ausgewiesener Renten! zu denken. 
Sodann ging der Rat darauf aus, sich auch gegenüber den eigentlichen 
Inhabern der Regalrechte, den Herzögen von Braunschweig, die sich 
nur wiederkäuflich ihrer Rechte an Zehnten und Gericht des Berges 
entäußert hatten, den Rücken zu decken. Das Register und einige 
weitere Nachrichten gewähren auch unzweideutigen Aufschluß darüber, 
wie man es verstanden hat, das vorhandene urkundliche Beweismaterial 
für u verschiedenen Zwecke mit besonderer Geschicklichkeit nutzbar 
zu machen. 


I. Die Abschneidung der Ansprüche früherer Berechtigter. 


Bei der Besprechung der Vermerke des Archivregisters, die sich 
auf die Besitzverteilung am Rammelsberge und auf die Vogteigelder 
beziehen, kann ich mich kurz fassen, da ich wegen des Verfahrens des 
Rates hierbei auf eigene Vorarbeiten zurückzugreifen in der Lage bin. 
Ich begnüge mich deshalb jetzt damit, die hervorstechenden Züge der 
eigentlichen Urkundenpolitik des Rates, die mit seinem Vorgehen zu- 
sammenhängen, mit einigen Strichen zu kennzeichnen. 


a) Das Verhältnis zu den ehemaligen Besitzern von Grubenteilen am Rammelsberge. 


Im Laufe der letzten Jahrzehnte des 14. Jahrhunderts ist es 
dem Rate geglückt, fast den gesamten Grubenbesitz am Rammels- 
berge seinem Einfluß zu unterwerfen und — nicht immer auf völlig 
geradem Wege — die bisher bestehenden Sonderberechtigungen anderer 
Personen auszuschalten.® Soweit ihm nicht das Wüstwerden der ein- 
zelnen Gruben oder Verfehlungen ihrer Besitzer sein Vorhaben er- 
leichterten, muß er einen starken Druck auf die Berechtigten aus- 
geübt haben.® Um dies zu verschleiern und den Anschein zu erwecken, 
daß er durchaus einwandfrei das Eigentum an den Gruben erlangt 
habe, ist er, wie eine Betrachtung der erhaltenen Nachrichten lehrt, 
zunächst bei der Ausstellung der Urkunden über die erfolgten Auf- 
lassungen bemüht, durch die Fassung der Schriftstücke etwaigen Ein- 
sprüchen zu begegnen, die sich auf Mängel des unterliegenden Rechts- 
geschäftes gründen konnten, und durch eine genaue Beschreibung der 
Förmlichkeiten des Eigentumswechsels den Blick von den Ereignissen 


ı S, hierüber Bode, Harz-Z. 1872, S.458f.; UB. I, S.35f.; Frey, Die 
Schicksale des königlichen Gutes in Deutschland unter den letzten Staufern seit 
König Philipp (Berlin 1881), S. 254f.; Niese, Die Verwaltung des Reichsgutes 
im 13. Jahrhundert (Innsbruck 1905), S. 119f., 183f., 228, 258f. 

2 Vgl. Frölich, Die Verzeichnisse über den Grubenbesitz des Goslarer Rates 
am Rammelsberge um das Jahr 1400, Hans. Geschichtsbl. 1919, S. 103—171, 
insbes. S. 141f. Der Aufsatz wird nachstehend als ‚‚Grubenbes.‘‘ angeführt. 


®A.a. O., 5. 131f., 141. 
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abzulenken, die sich vor der Errichtung der Urkunden abgespielt hatten.! 
Die geschilderte Tendenz wagt sich gegen das Ende des 14. Jahr- 
nn immer deutlicher hervor und findet schließlich ihren stärksten 
e a, Anfertigung der Verzeichnisse über den Grubenbesitz 
an en in die große, von dem Rate benutzte Handschrift 
oe s im Goslarer Archiv? aufgenommen sind und so den 
a nn lassen, in maßgebender Form die innerhalb des Rates 
nistelie Sr en zur Geltung zu bringen. Die Niederschrift 
nt u . die Vorgänge bei dem Erwerb der Gruben und er- 
cn ee ‚ Irrige Auffassungen bei den späteren Lesern der Ein- 
in ne Das wird nicht nur bestätigt durch die Beifügung 
a en Vermerkes, der in einer den Tatsachen nicht: ent- 
vorn nn den Eindruck zu erzielen sucht, daß die sämtlichen 
Er Se ung enthaltenen Bergteile rechtmäßig durch Kauf an 
a . ommen seien, sondern auch durch gewisse Eigentümlich- 
” er Anlage der Register, die bezwecken, weitere Stützen für 
ie von dem Rate erhobenen Ansprüche zu beschaffen.° Nimmt man 
hinzu, daß die Verzeichnisse der Bergteile in dem Kodex des Stadt- 
rechtes von demselben Schreiber herrühren, von dem auch das Archiv- 
register stammt‘, und daß bei ihnen ebenso wie in dem Archivregister 
die charakteristische Art der Hervorhebung der Hinweise und Be- 
merkungen, auf die besonderer Nachdruck gelegt werden sollte, durch 
farbige Schrift gewählt ist, so kann es nicht zweifelhaft sein, daß hier 
an eine Betätigung des Rates auf dem Gebiete bewußter Urkunden- 
politik zu denken ist, die in den Verhältnissen des Rammelsberger 
Bergbaues ihre Wurzel hat. 


b) Die Vogteigeldurkunden, 


Wegen der Schritte des Rates, die den Erwerb der Vogteigeld- 
renten durch die Stadt betreffen, kann ich mich ebenfalls auf meine 
früheren Darlegungen über den gleichen Gegenstand berufen.?° Hervor- 
zuheben ist aus ihnen, daß zuerst die allmählichen Änderungen in dem 
Wortlaute der von Goslar erwirkten königlichen Privilegien über die 
Vogteigelder Rückschlüsse auf die Pläne des Rates, die weitere Aus- 
zahlung der Renten abzulehnen, zulassen, daß der Rat sodann durch 
die päpstliche Bestätigung der erlangten Königsbriefe wegen der Auf- 
hebung der Vogteigelder seine Rechtslage zu festigen strebt und daß 


ı A. a. O., S. 134f. 

2 S, Göschen, Die Goslarischen Statuten (Berlin 1841), Ein. S. VIII, IX, 

3 Näheres a. a. O., S. 133, 136f. 

ı A. a. O., S. 110 zu Anm. 1. 

5 Frölich, Die Privilegienpolitik des Goslarer Rates in der zweiten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts, Zeitschr. des Hist. Ver. f. Niedersachsen 1921, S. 87—120, 
insbes. S. 89f., 98f. Ich zitiere die Abhandlung im folgenden als „Priv.-Pol.“ 
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schließlich nach sorgsamer Vorbereitung eine Anzahl von Schein- 
verfahren durchgeführt wird, die mit der Anerkennung des Stand- 
punktes der Stadt enden und ihre Verpflichtung zur Entrichtung der 
Renten verneinen. Über diese Verfahren werden sodann umfangreiche 
Urkunden aufgenommen, die wieder bei anderen Gelegenheiten vor- 
geschoben werden und über deren vorteilhafteste Verwendung sich 
nicht nur die Zusätze zu dem Archivregister!, sondern auch eine Anzahl 
entsprechender Einträge in der oben? erwähnten Stadtrechtshand- 
schrift äußern.® Wir sind danach berechtigt, bei der Bekämpfung der 
Vogteigeldforderungen ähnliche Absichten des Rates zu unterstellen, 
wie bei dem Erwerb der Bergteile, bei dem die gleichen Methoden des 
Vorgehens angewandt wurden.*® 


2. Die Begründung der eigenen Ansprüche Goslars im 
Bergwesen. 


Über den Anfall von Zehnten und Gericht des Berges an die Stadt 
selbst ist merkwürdigerweise keine Originalurkunde vorhanden. Schon 
in meiner ersten Arbeit über Goslar habe ich die Vermutung geäußert, 
daß eine solche vielleicht überhaupt nicht errichtet worden sei, weil 
man Grund zu haben glaubte, die Änderung den Herzögen von Braun- 
schweig als den Inhabern der Regalrechte zunächst noch zu verschleiern.® 
Das, was wir heute über die Mittel und Wege wissen, deren sich die 
Politik des Rates bediente, ermöglicht es uns nun, einen tieferen Ein- 
blick in den Verlauf des Geschehens zu gewinnen. Es scheint in der 
Tat so, daß mit einer Verschiebung in den Hoheitsverhältnissen ge- 
rechnet werden muß, die unter der Hand erfolgt ist und für die man 
sich nachträglich durch eine Erneuerung des Zeugnisses über das an- 
geblich stattgehabte Gerichtsverfahren und durch eine Reihe von auf 
den ersten Anblick den Stempel der Authentizität tragenden Vermerken 
in der Stadtrechtshandschrift und dem Archivregister, die übrigens 
wieder von derselben Hand geschrieben sind und die nämlichen ty- 
pischen Äußerlichkeiten aufweisen, ‘wie die bisher besprochenen Ein- 
tragungen an den gleichen Stellen, eine urkundliche Grundlage zu 
verschaffen gewußt hat. 


1 Priv.-Pol. S. 110f. Über die in dem Register aufgezählten Vogteigeldbriefe 
s. UB. V, 1160. 

® Vgl. oben S. 223, Anm, 2, 

® Priv.-Pol. S. 109 und Anm, 77, 78 daselbst. 

* Zu den Darlegungen Priv.-Pol., S. 118, 119 ist hier noch ein Hinweis auf 
den Vermerk UB. V, 731 nachzutragen, 

5 5, oben $. 218, Anm. 5. 

% Gerichtsverf. von Goslar, S. 55f. 
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In einer Urkunde vom 22. 8. 13961 bescheinigt der Vogt Hans 
Ernstes®, daß vor ihm im gehegten Gericht von Floreke und Arnd Ku- 
lingeholt eidlich erhärtet sei, wie sie vor mehr als dreißig Jahren als 
Zeugen und Dingleute bei einer gerichtlichen Verhandlung vor dem 
Vogte Hans Overbeck mitgewirkt hätten, in der von den Sechsmannen 
des Rammelsberges dem Rate der Stadt Goslar für eine Schuldsumme 
von 2800 Mark der Rammelsberg mit allen Zubehörungen an Halden, 
Treib- und Frischhütten überlassen sei. Der Weitergabe des Berges 
von den Sechsmannen an den Rat geschieht nun ferner Erwähnung 
in der Stadtrechtshandschrift des Goslarer Archivs sowie in dem Archiv- 
register von 1399, 

Dem Stadtrechtskodex® gehört nachstehende Aufzeichnung an: 

„De rad heft sek ghe eghent laten den Rammesbergh mit siner 
tobehoringe vor achte unn twintich hundert mark unn hebbet sek den 
tuch vornygen laten, alse de breff wol utwist, den se dar up hebbet, de 
Iyt in der kerken. Unde hebbet twene breve uppe beide helffte des 
tegheden uppe dem Rammesberghe unn iowelk breff wiset ut uppe ver- 
hundert mark. Also steyt de teghede entsampt VIII hundert mark. 
Der eynen hertoghe Ernst de eldere, hertogen Hinr. sone van Brunswik, 
unn hertoghe Albert, des sulven hertogen Ernstes sone, beseghelt hebben‘, 
unn den anderen besegelt hefft hertoge Ernst de jungere, hertoghen 
Albrechtes sone van Brunswik, unn hertogen Otto, des sulven hertogen 
Ernstes sone®, den sesmannen des Rammesberges unde de breve ludet 
vil na alleyn, wenne de eyne ludet van worde to worde, alse hir na 
gheschreven steyt: . . .“ 

Die Fortsetzung bildet eine Abschrift der Urkunde Herzog Ernsts 
des Jüngeren zu Braunschweig und seines Sohnes Otto vom 11.4. 13596 
wegen der Übereignung des von ihnen zu Lehen gehenden halben 
Zehnten und Gerichts am Rammelsberge von den bisherigen Pfand- 
besitzern, den Herren von der Gowische, an die Sechsmannen des 
Berges und wegen des Vorbehalts seiner Wiedereinlösung, woran sich 
die Notiz schließt: 

„In dem sulven breve steit umme de dre mark geldes, de nü Hans 
Meyse hefft unn vore Hans van Leyvede ghehat hadde, dat de de sesman 
weder losen mochten beneden drittich marken? unn desse twene breve 
licget in der kerken bi dem breve, dar de tüch inne vornyet is.“ 


! UB. V, 1022. Die Urkunde liegt in zwei Ausfertigungen von verschiedener 
Herkunft (Stadt Goslar, Nr. 526, 527) vor. 

? Über ihn vgl. unten S. 274, 

> 5.24. 

* Gemeint ist die Niederschrift vom 15. 4. 1359 (UB. IV, 661). 

° Vgl. die Urkunde vom 11. 4. 1359 (UB. IV, 659). S. weiter im Text. 

° S. die vorige Anm. 

” Die Urkunde vom 11. 4. 1359 (UB. IV, 659; vgl. ferner UB. IV, 566, 660, 
661) nimmt von der Belehnung der Sechsmannen aus ‚‚dre marc geldes, de hir 


® 
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Das Archivregister aber hat die mit roter Tinte geschriebene Be- 
merkung!: 

„De berch breve, de syn vore eder.naghescreven, de synt 
dar umme tekent, dat me dem rade tosprikt van des berghes 
weghen, dat se deste bat weten, wü se dat vorantwerden 
moghen unn wü de berch an se ghekomen sy unn hebbet den 
sek to ener tyd ghe eghent laten vor XXVIIIE mark. 

De breff, dat sek de rad hefft ghe eghent laten den 
Rammesbergh boven unn neden, verschhutten unn driff- 
hutten unde de warpe vor XXVIIIC mark, is dar ok, de se 
rede ute gheven hadden vor den bergh vor dat. des breves 
Hanses Overbeken, dar Brand van Hone umme sprak. 
Unn de tuch is vornyet unn is gheschen na godes bort 
. MOCCC® XCVI®. Unn desser breve is noch eyn uppe dem rad- 
huse unn Iyt in dem abbede uppe der dornsen.“? 

Von den durch Brand von Hone erhobenen, auf Hans Overbeck 
zurückgehenden Ansprüchen handelt nun wieder eine leider nur im 
Regest mitgeteilte, auf Grund der gemachten Angaben zurzeit nicht 
näher festzustellende Aufzeichnung vom 16. 5. 1396. Nach ihr tritt 
Alheid, die Witwe Hans Overbecks, durch Vertrag mit dem durch den 
Bürgermeister Hans Kissenbrück und die beiden Ratsherren Heinrich 
Wildevur und Werner Konig vertretenen Rat die Treibhütte und einen 
Teil des Bergzehnten an Goslar ab. Außerdem schenkt sie um der Gut- 
taten willen, die ihr Mann und sie lange Zeit von dem Rate erfahren 
haben, diesem alle ihre Forderungen, die sie noch an Goslarische Bürger 
hat.* Zu dem Inhalt der Urkunde führt das Archivregisterd aus: 
bevorn de van Wildensteyne van unsen elderen dar inne hadden unde nd Hans van 
Leyvede unde sine erven van uns hertoghen Ernste to lene hebbet“, und trifft Be- 
stimmungen über die getrennte Einlösung dieser Rente durch die Sechsmannen 
für die vorgesehene Summe und über die Verpflichtung der Herzöge, im Falle des 
Rückkaufs des Zehnten auch hierfür Ersatz zu leisten, Näheres darüber s. unten 
bei IIA 3. : 


ı A.R. Bl. 50. 
> Am Schlusse des die Bergbriefe aufzählenden Abschnittes des Registers 


(A.R. Bl. 51) findet sich noch die Notiz in farbiger Schrift: „‚Desser berchbreve 
vele unn dar de meiste macht an is licget in der kerken in des rades 
kisten in dem vake, dar de keyser breve licget, unn sintoven upp gheleit. 
Unn der anderen is vele tohope bunden unn licget in der berch kysten“ 
(s. UB. V, 1159). 

® Vgl. UB. V, 1015. 

* Die Urkunde selbst, ein von dem Notar Johannes Vlotowe angefertigtes 
Notariatsinstrument, ist infolge mangelhafter Beschreibung im Urkundenbuche 
nicht auffindbar. Es läßt sich daher leider im einzelnen nicht genauer verfolgen, 
inwieweit diese Abtretung und Schenkung mit der Ratspolitik in bezug auf den 
Erwerb des Bergzehnten und die Abstoßung der Schulden der Sechsmannen in Ver- 
bindung steht. 

5 A.R. Bl. 50v., 51 (s. UB. V, S. 506). 
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„Item I instrument, dar de Overbeksche inne gheven hefft dem 
rade to wedderstadinghe des tinses, den se van on ghenomen hadde in 
weddeschatte wol uppe IIC mark, dat uppe wedderbedent unde wedder 
esschend stunt, dat woker is, alse se berichtet is, de breve, dede spreken 
uppe de driffhutten unn uppe den del des tegheden uppe dem Rammes-, 
berghe. Wol dat sek de rad over langhe tyd vore dit ghe eghent laten 
hadde umme grote schult, alse me dat wol vindet in anderen breven, 
doch so annemeden se de gave na orer beghericheit. 


Unde desse breve hadde Brand van Hone unn entheld 
se der Overbekeschen, syner groten momen, vore, wol dat 
se bekent in dem vorben. instrumente, dat se de om ghedan 
hadde in guden truwen to bewarende unn nicht gegheven. 
Van der breve weghen sprekt nü meister Johann Dusterdal 
den radan unn secht, Brand hebbe se om ghe gheven. Desse 
breve hefft de rad wedder unn de breff uppe den verden del des tegheden 
lit hir bi to des rades nüd. Unn were, dat hir jemend mer upp spreken 
wolde, so lit hir ok bi eyn scrifft, beide sculde unn antworde, dar mach 
me sek na richten,“ 


Die Urkunde soll also zusammenhängen mit Forderungen, die 
Brand von Hone, ein Enkel Hans Overbecks, erhoben habe und deren 
jetzt Johann Dusterdal sich berühme. In Wahrheit seien jedoch die 
Briefe, auf die Brand von Hone sich stützte, ihm von seiner Groß- 
mutter, der Witwe Hans Overbecks!, nur zur Aufbewahrung über- 
geben gewesen. Die Witwe Hans Overbecks aber habe auf ihre Rechte 
der Stadt gegenüber verzichtet, nachdem sie berichtet worden sei, 
daß ihre weitere Geltendmachung als „woker‘‘ betrachtet werden 
müsse, 


Endlich ist noch eine ‚langatmige Erläuterung zu den Verhand- 
lungen des Rates mit den genannten Personen in einem weiteren Schrift- 
stück überliefert, auf das der Vermerk des Archivregisters zu der Ur- 
kunde vom 16. 5. 1396 in seinem Schlußsatze offenbar verweist.? Sie 
enthält umfängliche Rechtsausführungen, die darauf ‚hinauslaufen, 
daß die von Hans Overbeck ausgestellten Briefe, auf die Brand von 
Hone seine Beschwerden gründete, verschwiegen seien und daß um- 
gekehrt der Rat den Berg mit Treib- und Frischhütten von Hans Over- 
beck erworben und über 30 Jahre lang ohne rechte Ansprache in seiner 
Gewere gehabt habe. 


! Beide werden gemeinschaftlich tätig bei einer Altarstiftung vum 8. 9. 13% 
(UB. V, 816). Statt ‚Brand vom Hove“ ist hier zu lesen „Brand von Hone“. 

® 8. UB. V. S. 512f. Der sich hier findende Abdruck ist bewirkt nach einem 
Kopialbuche der Stadt saec. XV, das aber in dem UB. ebenfalls nicht näher ge- 
kennzeichnet ist. 
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Aus diesen Auslassungen ist in Verbindung mit den sonst er- 
haltenen Nachrichten! für den Vorfall mit Brand von Hone. und 
seiner Großmuhme, der Witwe Hans Overbecks, folgendes zu ent- 
nehmen: - 

Hans Overbeck gehörte zu den Bürgern, welche den Sechsmannen 
einen Teil der von ihnen für den Ankauf von Zehnten und Gericht 
des Rammelsberges an die Herren von der Gowische zu zahlenden 
Summe vorgestreckt hatten und die dafür zu je einem Viertel mit dem 
Zehnten und Gericht des Berges namens der Sechsmannen belehnt 
waren.” Anscheinend steht dabei eine Abmachung in Frage, welche ım 
Einverständnis mit dem Rate getroffen war, weil die schon damals 
stark verschuldete Korporation der Montanen und Silvanen für sich 
allein nicht über die erforderlichen Mittel zum Ankauf verfügte.? Wie 
ich nach den Angaben in dem Archivregister vermute, hat Hans er 
beck sich seinerseits für die Hingabe des Geldes dem Rate gegenüber 
durch Abmachungen gesichert, auf Grund deren der Rat sich zunächst 
zur Zinszahlung für verpflichtet hielt, die von ihm aber später der 
Witwe Overbecks gegenüber als Wucher hingestellt wurden. Die Witwe 
Hans Overbecks hat darauf die zugunsten ihres Ehemannes lautenden 
Briefe über die Treibhütte und einen Teil des Zehnten am Rammels- 
berge dem Rat, der sich „over langhe tyd vore dit gheegent laten hadde 
umme grote schult, alse me dat wol vindet in anderen breven‘‘*, aus- 
zuhändigen versprochen. Mit diesem Vorgehen war aber der Enkel 
Hans Overbecks, Brand von Hone, nicht einverstanden, SO daß der 
Rat genötigt war, dem letzteren die ihm von seiner Großmutter 
übergebenen Briefe, die er seinerseits dem Priester Johann Duster- 
dal abgetreten hatte’, zu entwinden. Aus dem Hinweis darauf, 
daß die Aufrechterhaltung der Forderungen als Wucher anzu- 
sehen sei, möchte ich schließen, daß seitens des Rates auf die Witwe 
Hans Overbecks, ebenso aber vielleicht auf ihren Großsohn, ähnlich 
wie in einer Reihe anderer Fälle bei dem Ankauf von Grubenbesitz 


! vgl. den Eintrag A.R. Bl. 47v.: „Ok synt dar IIII utscriffte uppe den tegheden 
des Rammesberghes unn de driffhutten, de de sesmann vorsat hadden, dar Brand 
van Hone umme sprak. Unn de breff wiset ut, welden se dat vorsetten, dat scholden 
se don eneme, de borgher were to Gosler. Dat. MP CCC® LVI® Andree. De besegelde 
breff uppe den tegheden, dene Brand van Hone hadde, de Iyt hir bi.‘ Der letzte 
Satz ist anscheinend später hinzugefügt. Drei der hier genannten Urkunden Ss. 
UB. IV, 562—564. Mit dem Anteil Hans Overbecks insbesondere befassen sich 
UB. IV, 564, 569, 

> UB. V, 562—564, 566—569 und dazu Neuburg, S. 6lf. 

3 Bode, UB. IV, Einl. $.XXI, XXI. Über die finanziellen Beziehungen 
zwischen Rat und Sechsmannen s. auch unten $. 232f. 

4 Vgl. oben S. 227. 

5 Auf Dusterdal, der Geistlicher war, geht wohl der Schluß der Niederschrift 


UB. V, 514. 
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für die Stadt! ein Zwang ausgeübt ist, um sie zum Verzicht auf ihre 
Ansprüche zu bewegen? 

Wenn nun kurze Zeit nach diesen Auseinandersetzungen, auf deren 
Bedeutsamkeit für die Stadt die Häufigkeit ihrer Erwähnung schließen 
läßt, die Urkunde vom 22. 8. 1396 wegen der Erneuerung des Zeug- 
nisses über den Erwerb des Rammelsberges durch die Stadt errichtet 
wird, so liegt in Ermangelung sonstiger Aufzeichnungen über den 
gleichen Gegenstand die Annahme nicht fern, daß die Führung des 
Beweises für die Behauptungen, auf die der Rat sich bei den Streitig- 
keiten mit Brand von Hone nach der oben mitgeteilten Niederschrift 
in erster Linie gestützt hatte — die Überlassung des Rammelsberges 
an den Rat selbst und den über 30 Jahre währenden unangefochtenen 
Besitz der Stadt — doch mit einigen Schwierigkeiten verbunden ge- 
wesen sein muß. Und überblickt man von diesem Standpunkt aus 
die mitgeteilten Nachrichten in ihrem Zusammenhange, so drängt sich 
die Empfindung auf, daß mit der angeblichen Übereignung von Zehnten 
und Gericht des Berges durch die Sechsmannen an den Rat irgend 
etwas nicht in Ordnung ist und daß man, da eine förmliche Übertragung 
des Rammelsberges von .den Sechsmannen auf den Rat überhaupt 
nicht stattgefunden hatte, das an sich in hohem Grade auffällige Fehlen 
eines schriftlichen Beleges für das wichtige Geschäft auszugleichen 
versucht hat, indem man, der Wahrheit zuwider, nicht allein zur Her- 
stellung einer ‚gerichtlichen Urkunde auf dem Wege einer Erneuerung 
des Zeugnisses, entsprechend den Vorschriften des Stadtrechts®, schritt‘, 


! Grubenbes. S. 119, 123f., 133, 137. Bezeichnend ist, daß es vornehmlich 
die Witwen verstorbener Bürger sind, gegen die sich der Rat bei seinem Vorgehen 
wendet (vgl. Grubenbes. S. 117, Anm. 5, 123, 133, 137). Dieselbe Erscheinung ist 
übrigens auch sonst zu beobachten (s. UB. V, 239, 241, 1028, 1078, sowie unten 
bei II C 2). 

2 In welcher Weise der Rat mit dem Priester Johann Dusterdal fertig geworden 
ist, enthüllt ein Vertrag vom 13, 12. 1399 zwischen dem Rate und den Bevollmäch- 
tigten Dusterdals, dem Dechanten Hildebrand von St. Cyriacusberg bei Braun- 
schweig und dem Domherrn Ludolf von St. Blasien daselbst. Nach diesem Ab- 
kommen, dessen auch ein Vermerk auf der vorderen inneren Umschlagseite des 
Archivregisters gedenkt, übernimmt Dusterdal die Verpflichtung, daß er „teghen 
se unde ore borghere nicht wesen enschal mid rade noch mid dade nenerleye wis 
dussen neghesten tokomende viff yar umme na utgifft desses breves. Were ok, dat 
se one worumme ratfrageden bynnen desser tyd, des schal he se berichten, alse he 
dat best weid unde ore beste don. Hirvore willet se ome gheven unde schenken viff 
mark Goslerscher weringhe (UB. V, 1148). Die Vereinbarung wird unter dem 20. 12. 
1400 von Dusterdal selbst bestätigt (UB. V, 1200), Über das Verhältnis von Ludolf 
von St. Blasien zu Goslar vgl. Priv.-Pol. S. 114. Wegen der späteren Schicksale 
Johann Dusterdals s. Hänselmann, Chron. d..d. St. 16, S. XXXII, LXV, Anm. 96. 

3 Vgl. Göschen, $. 95, Z. 16f. und S. 487 das. 

4 Ein gutes Beispiel für die Unzuverlässigkeit derartiger Bekundungen an 
sich bei Höfer, Harz-Z. 1897, S. 431f. Gerade bei der Erneuerung des Zeugnisses 
bot sich Gelegenheit, hieran anzuknüpfen. 
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sondern auch durch die mehrfachen Einträge über den behaupteten 
Tatbestand im Archivregister sowie in dem großen Stadtrechtskodex 
geflissentlich einer Anzweiflung vorzubeugen bestrebt war. Sowohl die 
Ausstellung von Scheinurkunden, die möglichst genaue Beschreibung 
der beobachteten Förmlichkeiten, die Aufnahme eines entsprechenden 
Vermerks in die von dem Rate benutzte Handschrift des Stadtrechts! 
und in das Archivverzeichnis, die Erläuterungen zu den errichteten 
Urkunden in Gestalt eingehender Schilderungen des gegebenen Sach- 
verhalts und der Rechtslage, mehrfach auch ein vorher abgekartetes 
Zusammenwirken mit den übrigen Beteiligten — alles dies sind Er- 
scheinungen, denen wir schon wiederholt im Zuge der Politik des Rates 
begegnet sind.” Ich halte daher die Folgerung nicht für zu kühn, daß 
auch hier ein gleicher Fall vorliegt, m. a. W., daß der Vorgang sich gar 
nicht so abgespielt hat, wie die Verhandlung vom 22. 8. 1396 behauptet, 
und daß in den vorhandenen Urkunden und sonstigen Schriftstücken 
nur der Ausdruck der Bemühungen des Rates zu sehen ist, sich durch 
eine skrupellose Urkundenpolitik die Beweismittel für die beanspruchte 
Rechtslage zu verschaffen und weiter mit Hilfe des Archivregisters 
und der Stadtrechtshandschrift die Überlieferung nachhaltig in seinem 
Sinne zu beeinflussen. 


Eine Bestätigung empfängt diese Ansicht durch die Betrachtung 
einiger anderer Zusätze in dem Archivverzeichnis, die sich mit einer 
Darlehnsangelegenheit der Sechsmannen befassen, an der ebenfalls der 
Rat beteiligt ist. ; 

Das Register? sagt in dieser Beziehung, ohne sich genau an die : 
zeitliche Reihenfolge zu binden: 


„Item 1 breff, den de sesman besegelt hebben hern Borcharde van 
dem Stenberghe, Kunnen syner husvrowen, Borcharde, Aschwyne unn 
Corde, synen sonen, uppe II mark unn hebbet de bewist an der driff- 
hutten, verschhutten unn an des berghes kopperoke. Dat.MICCC’LX".* 


ı Über einen ähnlichen Vorfall in Braunschweig vgl. Chron. d. d. Städte 6, 
S.5 zu Anm, 2. — Auch die Handschrift des Bergrechts im Goslarer Stadtarchiv, 
die dem Abdruck bei Schaumann, Vaterländ. Archiv des histor. Ver. f. Nieder- 
sachsen 1841, S. 255f. zugrunde gelegt ist, enthält übrigens bei den im Anschluß 
an das Bergrecht mitgeteilten Aufzeichnungen einige Zusätze entsprechender Art. 
So ist zu dem Verzeichnis der Hütten von 1310 (UB. III, 265, hier aber unter Fort- 
fall der nachstehenden Einleitung wiedergegeben) in roter Schrift bemerkt: „Dat 
hir na geschreven is, des vant me eyn old register to der tid, dat geschreven was 
anno domini millewo CCCw° X=°, dar me in tokomenden tiden ut pröven mach, wür 
van dat voghedyge gheld hergekomen is (Bl. 45v. der Handschrift, Vaterländ. Archiv 
1841, S. 348). Weitere, sachlich allerdings belanglose Hervorhebungen zu UB. V, 
911 das. Bl. 47, 

2 S, Grubenbes. S. 135 und Anm. 5; Priv.-Pol. S. 106, 107, 109 (Anm. 78),118. 

® A.R. Bl. 48v. j 

4 Urk. v. 28. 3. 1360 (UB. IV, 690). 
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Undet sint de IIC mark, de de sesman langhe tyd vore 
aff gheborghet hadden Hanse Bilstene unn Kunnen, syner 
husfrowen, de do na hern Borcharde nam to echte, de de rad 
ut ghaff vor den berch unn hebbet des der van dem Sten- 
berghe breff, dar se dem rade de breve inne gheantwordet 
hebbet. Des enen datum is M®CCCLXX® Dionisii? unn des lesten 
breves datum is MOCCCOLXXKVIO.3 
Nach einem Hinweis auf die ein zweites Dahrlehnsgeschäft zwi- 
n Hans von Bilstein und den Sechsmannen des Rammelsberges 
effende Urkunde vom 1. 1. 13524 reiht sich die weitere Notiz an: 
„Item 1 breff der sesman, den se dem rade besegelt hebben dar upp, 
ga se loveden Hanse van Bilsten unn Kunnen syner husvrowen vor de 
II mark unn hebbet on vor dat hovetgud unn schaden bewist dat 
gherichte upp dem berghe unn de driffhutten. Unn her Borchard 
van dem Stenberghe nam de vrowen unn de rad moste öm de 
IIC mark betalen, de hebbet se witliken vorschadet sedder 
der tyd wol XXV jar, dar se wol V©C mark upp ghegheven 
hebbet, dat se wol bewisen moghen mit der van dem Sten- 
berghe breve. Datum MOCCCOLV.“ 

Danach haben sich die Dinge so abgewickelt, daß aus der Forde- 
rung Hans von Bilsteins und seiner Ehefrau gegen die Sechsmannen 
in Höhe von 200 Mark eine solche der Herren von Steinberg gegen den 
Rat geworden ist, wie umgekehrt® die Herren von Steinberg es waren, 
die später dem Rat den ausgestellten Schuldbrief überantworteten und 
ihm den Besitz alles dessen verschaffte, was ihnen durch die aus- 
gestellten Urkunden zugesichert war.? 


sche 
betr 


! vgl. UB. IV, S. 516. 

® Eine Urkunde von diesem Tage fehlt. Über den Brief der Herren von Stein- 
berg vom 1. 12. 1372 (UB. V, 229) s. unten Anm. 6. 

°® Auch hier ist eine Urkunde nicht erhalten. 

* Vgl. A.R. Bl. 48v.: ‚Item I breff der sesman, den se beseghelt hebben Hanse 
van Bilsten unn synen erven unn to syner hand Weddeghe Schape uppe X mark 
geldes jarliker gulde vor C mark unn hebbet de bewist an der driffhutten unn versch- 
hutten unn in dem sulven breve ok C mark, de se on vore besegelt hebben. ‚Dat. 
MCCCLII“ und dazu UB. IV, 452. Ein fernerer Rentenverkauf zwischen den gleichen 
Beteiligten vom 24. 6. 1352 ist erwähnt UB. IV, 471. Auf sonstige Abmachungen 
ähnlicher Art zwischen Hans von Bilstein und den Sechsmannen deuten z. B. 
UB. IV, 282, 381. Von früheren Schuldbekenntnissen und Zahlungsversprechen 
des Rates für Hans von Bilstein und seine Ehefrau handeln die Urkunden vom 
13. 5. 1340, vom 16. 10. 1341 und vom 28. 6. 1342 (UB. IV, 112, 162, 171, Nr. 16). 

5 Urk. vom 24. 6. 1355 (UB. IV, 529). j . 

6 S. die Urk. vom 1. 12. 1372 (UB. V, 229) und dazu Frölich, Gerichtsverl. 
v. Gosl., S.54f. Es liegt ferner die Abschrift einer Urk. vom 1. I1. 1373 vor, nach 
der sich der Rat den Herren von Steinberg gegenüber zu einer Schuld von 200 Mark 
bekennt (UB. V, 248). Hierher ist vielleicht auch noch UB. IV, 753 zu rechnen. 

? Dabei ist es allerdings nicht ohne Zwistigkeiten zwischen den letzten Gläu- 
bigern und dem Rate abgegangen (vgl. UB. V, 216, 258, 379—381, 397, 502, 1236). 
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Ist aus den erhaltenen Nachrichten auch ein völliger Einblick in 
die jeweilige Gestaltung der Beziehungen zwischen den Darlehns- 
‘gläubigern auf der einen, den Sechsmannen und dem Rate auf der 
anderen Seite nicht zu gewinnen, so ist doch soviel. ersichtlich, daß bei 
den Abmachungen mit Hans von Bilstein und seinen Rechtsnachfolgern 
der Nachweis der Entstehung der Ansprüche des Rates eine außergewöhn- 
liche Bedeutung gehabt haben muß.! Und ebenso verrät sich hier wie 
bei einer Anzahl anderer Vorkommnisse, daß der Rat mit unverkenn- 
barem Nachdruck bemüht war, sein Verhältnis zu den Sechsmannen, 
wie es sich gegen den Ablauf des 14. Jahrhunderts herausgebildet 
hat, in ein gewisses Dunkel zu hüllen. 

Restlos aufzuhellen, welche Ziele er dabei im einzelnen verfolgte 
und welche Schritte er zu diesem Behufe unternahm, würde den Rahmen 
dieses Aufsatzes überschreiten? und ist daher einer späteren Unter- 


‘ Einmal vielleicht wegen der nach der Urk. vom 24. 6. 1359 (UB. IV, 529) 
bewirkten Mitverpfändung des Berggerichts an die Herren von Steinberg, sodann 
möglicherweise auch wegen der Zeitangaben (‚‚sedder der tyd wol XXV jar“, 5. oben 
S. 231), die im Hinblick auf die Urkunde vom 22, 8, 1396 über die Auffrischung 
des Beweises wichtig erschienen, sowie wegen der Steigerung der Pfandsumme 
durch das Auflaufen von Zinsen. Aus den Briefen UB. V, 379, 380 sind wertvolle 
Folgerungen für die Verbindung der Sechsmannen mit dem Rate und für die 
während der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts zu beobachtenden Verschiebungen 
in ihrer verfassungsrechtlichen Stellung zu ziehen (s. Frölich, Hans. Geschichtsbl. 
1915, S. 6lf.). Es mag sein, daß auch dieser Umstand bei der Behandlung des ur- 
kundlichen Materials im vorliegenden Falle von Belang ist. . 

? Hier ist nur hervorzuheben, daß auch die Notizen des Archivregisters zeigen, 
in welchem Umfange und in wie verschiedenartiger Form der Rat für die Sechs- 
mannen eingesprungen ist und dafür Verpflichtungserklärungen der letzteren in 
seine Hand gebracht hat. So findet sich in dem Abschnitt „‚Berchbreve‘“ des Ver- 
zeichnisses eine ganze Reihe von Vermerken über solche Urkunden. Es werden 
z.B. A.R. Bl. 47f,, abgesehen von den Verhandlungen mit den Herren von der 
Gowische und den Herzögen von Braunschweig über die Veräußerung von Zehnten 
und Gericht des Berges und von den Schuldverschreibungen, an denen Hans von 
Bilstein beteiligt ist, aufgezählt die Urkunden vom 5, 6, 1345 (UB. IV, 261), vom 
20. 9, 1351 (UB. IV, 441), die UB. IV, 570 angeführte undatierte Urkunde aus dem 
Jahre 1356, das Schuldbekenntnis vom 23, 6. 1357 (UB. IV, 593), die Aufzeich- 
nungen vom 1. 2, 1359 (UB. IV, 656) und vom 14. 10. 1359 (UB. IV, 670), der 
Rentenkaufvertrag vom 5. 12. 1359 (UB. IV, 675), die Urkunden vom 24. 2. 1361 
sowie vom 12, und 17. 3, 1361 (UB. IV, 723, 750), das Schuldversprechen vom 6. 12. 
1367 (UB. V, 101), endlich die Niederschrift vom 21. 12, 1379 (UB. V, 369; vgl. 
hierzu A.R. Bl. 49: „Item 1 breff, dar Hans Unrowe inne bekennet, dat syn wille 
ghemaket sy van dem rade umme 50 mark unn den tyns dar upp vorseten, dar he 
der sesmanne breff upp hadde. Dat. M°CCC? LXXIX° Thome‘). -Es sind ferner 
zu erwähnen die aus der Anm. zu UB. IV, 823 (S. 610) zu entnehmenden Abkommen 
mit dem Bürger Hermann Gieseler in Göttingen aus dem Jahre 1364 (UB. IV, 822, 
823, 826, 827; vgl. auch Priv.-Pol. S. 115, Anm. 3), sowie bei dem zu UB. IV, 823 
abgedruckten Eintrag aus dem Archivregister der mit roter Tinte geschriebene 
Zusatz: ‚De ok uth gegheven syn van des berghes weghen‘“, Weitere Hinweise in 
farbiger Schrift erscheinen bei den Vermerken A.R, Bl. 48: ‚Item 1 breff der sesman, 
dat se vorkofft hebben den vormunden der market kerken IIII mark gheldes vor LX 
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suchung vorzubehalten.! Schon das, was vorstehend zusammengestellt 
ist, reicht indessen aus, um für unsere Zwecke darzutun, daß mit Rück- 
sicht auf das Urkundentum über die Finanzoperationen der Sechs- 
mannen und des Rates der angebliche Übergang der Zuständigkeiten 
der Sechsmannen am Rammelsberge auf den Rat wegen einer Schuld- 
summe von 2800 Mark im Wege eines förmlichen gerichtlichen Ver- 
fahrens bald nach 1360 ebenfalls auf die stärksten Bedenken stößt. 
Was immer wieder stutzig macht, ist die wenig durchsichtige Art und 
Weise, wie sich der Rat mit seinem Kredit für die Sechsmannen, die 
schon um die Mitte des 14. Jahrhunderts mit Zahlungsschwierigkeiten 
kämpften, eingesetzt hat, indem er ihnen nicht nur unmittelbar oder 
unter Vorschiebung von Mittelspersonen? Darlehne gewährte, sondern 
auch auf Grund von Bürgschaftserklärungen und Rückbürgschaften 
oder selbst ohne solche die Gläubiger der Sechsmannen befriedigte 
und dafür deren Rechte erwarb, oder indem er seinerseits überhaupt 
ohne Angabe des Grundes der Verwendung Gelder entlieh und diese 
dann im Einverständnis mit den Sechsmannen an den Berg wandte.® 
Wenn wir die vielfachen geldlichen Verflechtungen zwischen Rat und 
Berggenossenschaft ins Auge fassen, die sich auch bei den Forderungen 
der Herren von Steinberg zeigten, wenn wir beobachten, wie selbst bei 
verhältnismäßig geringen Beträgen der Eintritt des Rates in die Rechte 
und Pflichten der Sechsmannen bezeugt ist, wenn diese Erscheinungen 
sich bis in das vorletzte Jahrzehnt des 14. Jahrhunderts wiederholen, 
so muß es im hohen Grade befremden, daß nicht allein eine Aufzeich- 
nung über das wichtigste der vorgenommenen Rechtsgeschäfte an sich 
fehlt, sondern daß auch keine noch so leise Andeutung in den sonst 
überlieferten Urkunden aus der Folgezeit diesem Ereignis gilt. 


mark unde hebbet on de bewist an der driffhutten, der IIII mark geldes se 
dar nü ut en nemen. Den breff hefft de rad. Dat. MP CCC® L%“ (Urk. v. 
25.4. 1350, UB. IV, 381—s. schon oben S. 231, Anm. 4; vgl. ferner UB.IV, 675) und 
A.R. B1.48v.: „Item 1 voghedes breff, dar Jütte,wedewe Heyneken Romoldes inne ghe- 
laten hefft Hinrik van Usler unn synen erven unn deme, de den breff hefft mit 
oren willen, L mark unn V mark hövet gudes an der driffhutten, de se dar an ghehat 
hebben mit Hanse Overbeken unn Heyneken van Nowen, Den brefif dede 
Hinrik van Usler dem rade mit guden willen‘ (s. dazu Priv.-Pol, S. 117, 
Anm. 5). Vgl. ferner Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1915, S. 63, Anm. 2. 

! Den Nutzen eines Eingehens auf die Anleihepolitik eines städtischen Rates 
streift in anderem Zusammenhange A. Schultze, Z.? f. RG. 42, S. 521. 

®2 Die Rolle, welche einige Ratsherren und Bürgermeister hierbei spielten, 
ist noch aufzudecken. Vgl. Grubenbes. S. 117; Priv.-Pol. S. 99, Anm, 43, sowie 
etwa UB. V, 532—534, 538. Beachtlich für das Verfahren des Rates hierbei ist 
auch das Schriftstück UB. V, 751, nach dem mehrere Goslarer Bürger erklären, daß 
die ihnen von dem Rate der Stadt zugestellten Schuldbriefe nicht ihnen persön- 
lich, sondern der Brüderschaft U.L.F. zustehen. S. ferner UB. V, 612, 613, 

3 Neuburg, S. 68f.; Frölich, Gerichtsverf. von Goslar, S. 51f.; derselbe, 


Hans. Geschichtsbl. 1915, S. 58f. 
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Umgekehrt aber läßt sich für alles, was bei einer Zugrundelegung 
der Angaben der Urkunde vom 22. 8. 1396 merkwürdig anmutet!, zu 
einer durchaus befriedigenden Erklärung gelangen, wenn man auf die 
in anderen Fällen geübten Kunstgriffe der Politik des Rates und die 
im übrigen vorhandenen Nachrichten den Blick lenkt. Es ist richtig, 
daß bald nach dem Jahre 1366 die Aufzeichnungen verschwinden, in 
denen von den Sechsmannen die Rede ist. Das kann aber mit die Folge 
einer planmäßigen Sichtung des Materials sein, wie sie ja offenbar auıch 
der Anfertigung des Archivregisters voraufgegangen ist und für die sich 
in dem alsbald zu betrachtenden Notizzettel zu der Urkunde vom 21. 12. 
1399? ein sprechender Beleg darbietet. Es entfallen beim Zutreffen 
unserer Annahme die Bedenken, die daraus erwachsen, daß um die 
Zeit, in der angeblich vor Hans Overbeck als Bergrichter die Über- 
tragung von Zehnten und Gericht des Berges auf den Rat erfolgt sein 
soll, Hans Overbeck als Bergrichter überhaupt nicht nachweisbar 
ist. Der Umstand aber, daß der Rat damals zur Geltendmachung von 
Forderungen gegen die Sechsmannnen in Höhe von 2800 Mark berechtigt 
gewesen sein will, obwohl Schuldurkunden über einen Gesamtbetrag 
von solcher Höhe nicht zu ermitteln sind, erscheint in neuem Lichte, 
da wir aus dem Verhalten des Rates bei anderer Gelegenheit entnehmen 
konnten, daß er auch vor einer wahrheitswidrigen Erhöhung der Sum- 
men für gewährte Darlehen in errichteten Urkunden oder sogar ihrer 
völligen Erdichtung nicht zurückschreckte, wenn ihm dies für seine 
politischen Bestrebungen Nutzen versprach.® 

Ich gelange deshalb auch von dieser Seite her zu dem Ergebnis, 
daß der Rat es darauf angelegt hat, nach der mit Hilfe einer weit- 
greifenden Finanzpolitik bewirkten Ausschaltung der Bergkorporation 
nachträglich durch die Erneuerung des Zeugnisses über den in Wahrheit 
gar nicht vorgekommenen Übertragungsakt eine äußerlich einwandfreie 
Rechtsgrundlage für seine Stellung im Bergwesen zu gewinnen, die 
ursprünglich in dieser Art gefehlt hatte. Ein zwingender Beweis dafür, 
daß eine Auflassung von Zehnten und Gericht des Berges von den 
Sechsmannen an den Rat um das Jahr 1365 stattgefunden hat, wird 
m. E. durch die Urkunde vom 22. 8. 1396 nicht erbracht. Es liegt 
vielmehr die Vermutung nahe, daß der Rat vermöge schon bei der 
Darlehnshingabe getroffener Abreden oder an der Hand späterer Ver- 
einbarungen oder in bewußter Ausgestaltung seiner Bergpolitik viel- 
leicht sogar ohne jede Förmlichkeit in den Platz der Sechsmannen ein- 
gerückt ist und sich erst bei dem Auftauchen von Schwierigkeiten oder 
im Verfolg einer Weitersteckung seiner Ziele zu dem durch die Ver- 
lautbarung vom 22. 8. 1396 bezeugten Vorgehen entschlossen hat. 

1 Vgl. Frölich, Gerichtsverf. von Goslar, S. 55f. 


2 UB. V, 1151. S. unten $. 238f. 
> Vgl, Priv,-Pol, $. 112f., 115f. 
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u der Stadt als der Erwerberin von Zehnten 
icht des Berges zu den Herzögen von Braunschweig. 


an wurde, war die Rechtsstellung, welche die 
Berges dire a der Verpfändung von Zehnten und Gericht 
Es Sch die 6 ie Herzöge von Braunschweig an die Sechsmannen 
erlangt hatte, ni 0 der Ansprüche der letzteren an sie selbst 
. A ts weniger als völlig gesichert. Das hat der Rat, 
Ellen vos den eingeschlagene Weg dartut, auch stets im Auge be- 
Tissig 5 nr Erwerb der Hoheitsrechte an hat ihn daher unab- 
en reben beherrscht, die ursprünglichen Verhältnisse in 
EB erebauss zu bringen, um sich für den Fall der Neubelebung des 
Bere en die ihm aus einer Ausübung des Wiedereinlösungs- 
Sbei T Herzöge drohenden Gefahren zu schützen. Er verfuhr 
1DEI SO, daß er die Erinnerung an den bloß widerruflichen Charakter 
seines Besitzes am Rammelsberge zu trüben und sich als den eigent- 
lichen Inhaber der Hoheitsrechte dort hinzustellen bemühte. Es war 
das ein Unterfangen, welches bei der Schnelligkeit, mit der sich im 
Mittelalter die Bildung neuen Rechtes vielfach vollzog", trotz der an sich 
zweifelsfreien Sachlage keineswegs von vornherein der Aussicht auf Erfolg 
entbehrte. Zu Hilfe kam dem Rat, daß bei den Braunschweiger Her- 
zögen einerseits wegen der wohl unzulänglichen Art der Aufbewahrung 
der Urkunden an sich, andererseits wegen der Erbteilungen unter den 
verschiedenen Linien des Herzogshauses schon bald keine volle Klarheit 
mehr über die bestehenden Berechtigungen obwaltete.® 
Für die Urkundenpolitik der Stadt zur Zeit der Anlegung des 
‚Archivregisters bot sich damit eine zweifache Aufgabe dar. Der Rat 
mußte einmal darauf bedacht sein, die echten, der Stadt nachteiligen 
Urkunden verschwinden zu lassen oder doch bestimmte Vorsichts- 
maßregeln für die Art ihrer Verwendung zu treffen. Daneben war es 
erforderlich, die Beweiskraft der zugunsten der Herzöge sprechenden 
Aufzeichnungen zu erschüttern, was, da der. Nachweis einer Erfindung 
schwierig war, am besten durch die Bereitstellung eigenen, die Inter- 
pretation des Rates stützenden Materials gelingen mußte, mochte 


ı Waitz, Deutsche Verf,-Gesch. VIII, S. 145; v. Below, Der deutsche Staat 
des Mittelalters (Leipzig 1914), S. 301, 302, 304, 305. 

2 Ich verweise auf die oben $. 217, Anm, 2 angegebene Literatur, insbes. 
Völker, S.34f. Vgl. im übrigen etwa Günther, Die Festlegung der Grenzen 
zwischen den Herzogtümern Braunschweig-Wolfenbüttel und Grubenhagen auf 
dem Oberharze im 16. Jahrhundert, Harz-Z. 1916, S. 81f. — Wegen eines ähnlichen, 
sehr instruktiven Vorganges s. Höfer, Der Königshof Bodfeld, Harz-Z. 1896, S. 341f.; 
1897, S. 363f., namentlich S. 403, Bode, Der Forst von Hasselfelde, ein welfisches 
Allod, Quellen und Forschungen zur braunschweig,. Geschichte II (Wolfenbüttel 
1912), S. 87, 92, 98 und dazu wieder Höfer, Der Forst von Hasselfelde, Harz-Z, 
1913, S. 297f., vor allem S. 303. 
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dieses nun in echter Gestalt vorliegen und durch die Art seines Ge- 
brauchs Nutzen verheißen oder mochte es erst durch Fälschungen oder 
durch sich in ähnlicher Richtung bewegende Schritte in einer für die 
Zwecke des Rates geeigneten Form beschafft werden. 

Eine Handhabe, deren sich der Rat schon vor dem Ablauf des 
14. Jahrhunderts bedient zu haben scheint, war die Unterdrückung 
und Verheimlichung der in seiner Hand befindlichen echten Urkunden, 
die er als „unnutte“, d.h. als für die Interessen der Stadt schädliche 
Briefe in dem später noch näher zu umschreibenden Sinne! betrachtete. 
Aber damit hat er sich nicht begnügt, sondern, soweit ich sehe, auıch 
zu stärkeren Mitteln gegriffen. 

Bereits die Ausstellung der inhaltlich unrichtigen Urkunde vom 
22. 8. 1396 zeigt eine Tendenz, die sich gleichzeitig gegen die Her- 
zöge von Braunschweig wandte, indem die sonst nicht belegte Summe, 
welche der Rat für den Berg geopfert haben wollte, in der behaupteten 
Höhe von 2800 Mark den Ausgangspunkt für die Bemessung der Forde- 
rungen Goslars bei einer etwaigen Wiedereinlösung des Zehnten bilden 
mußte? und sich damit die Möglichkeit eines beträchtlichen Anwachsens 
der Ansprüche der Stadt und einer Erschwerung des Rückkaufs der - 
Pfandobjekte ergab. Wir sind zu derartigen Vermutungen um SO mehr 
berechtigt, als wir in einem anderen Falle den Nachweis ähnlicher 
Machenschaften des Rates gerade mit Hilfe des Archivregisters zu 
erbringen in der Lage waren.® 

Jeder Zweifel darüber, daß den Herzögen gegenüber auch mit 
unlauteren Praktiken gearbeitet wurde, muß jedoch schwinden, wenn 
man eine Wahrnehmung verwertet, welche mit der bereits früher? kurz 
erwähnten Rente von drei Mark aus dem Zehnten des Rammelsberges 
in Verbindung steht. 

Welche Bewandtnis es mit dieser Rente, als deren Inhaber gegen 
den Ausgang des 14. Jahrhunderts Hans Meise auftritt, an sich hatte, 
ist auf Grund des bis jetzt bekannten Materials nicht mit Sicherheit 
zu ermitteln. Wie die ursprüngliche Belehnung der Herren von Wilden- 
stein mit der Rente zeigt‘, muß sie aber aus einer verhältnismäßig 


ıS. unten zu II. & 

? Zum Vergleich heranzuziehen ist eine Wendung in der Niederschrift zu 
der Urkunde vom 22. 8. 1396 (UB. V, 8.513). Hier heißt es: „Ok so hebben de 
sulven rad vor den sulven bergh sint der tid boven III dusent mark gegeven, weres 
to donde, dat se noch wol berekenden“. $, auch oben 8.231 und S. 232, Anm. 1. 

3 Vgl. Priv.-Pol. S. 112f., 116f. wegen des Verhaltens der Stadt gegenüber 
den Herren von Walmoden bei der Errichtung der Urkunde vom 23. 6. 1401 (Or. 
Stadt Goslar Nr. 568). 

ı S, oben S. 225. 

5 Vgl. dazu Frölich, Gerichtsverf. von Goslar, S. 132, 133; Grubenbes. 
-$, 119, Anm. 5. 

6 S, oben S, 225, Anm, 7. 
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frühen Zeit stammen. Daß hier eigenartige Umstände in Betracht 
kamen, prägt sich darin aus, daß die auch sonst bevorrechtigte Rente 
von der Verpfändung der Hälfte von Zehnten und Gericht des Berges 
durch die Herzöge im Jahre 1359 ausdrücklich ausgenommen war und 
daß sie nach dem Übergang von Zehnten und Gericht des Berges auf 
die Stadt zunächst ebenfalls bestehen geblieben ist.'! So erklärt sich 
das lebhafte Interesse des Rates an dem Erwerb der Rente?, der erst 
die Hoheitsrechte am Rammelsberge völlig in seine Hand brachte. 

Bei der häufigen Erwähnung der Rente in dem Urkundentum der 
Stadt und bei der Zähigkeit, mit der ihre Ablösung betrieben wurde, 
ist es nicht verwunderlich, daß auch das Archivregister®? ihrer gedenkt. 
Es enthält einen längeren, mit. roter Tinte geschriebenen Zusatz zu 
Mn re vom 11. 4. 1359 (UB. IV 659), der folgenden Wort- 
aut hat: 


„Disser breve utscriffte eyn is gescreven in der stad bök, 
dar de del stan5, wenne beide breve ludet alleen: Dar steit 
inne umme de dre mark geldes an dem thegeden, de do Hans 
van Levede hadde unde nü Hans Meyse hefft. Unde weret, 
dat de sesman de III mark gheldes loseden van Hanse von 
Levede eder synen erven beneden XXX marken, dat scholden 
de hertogen to den IIIIC marken gheven, wanne se de helffte 
des tegheden wedder löseden. Des hebbet se van Hanse 
Meisen, de mit den van Levede in sameden lene sat, uppe 
de III mark gheldes enen breff vor XXX mark; de Iyt hirbi, 
icht de hertoge dar wannere umme spreke, dar mach me sek 
na richten.“ 


Der Vermerk knüpft offensichtlich an den Eintrag in der Stadt- 
rechtshandschrift des Goslarer Archivs an, der von den Urkunden der 
Braunschweiger Herzöge für die Sechsmannen aus dem April 1359 
handelt. Schwierigkeiten bereitet es nur, den in dem Schlußsatze des 
Vermerks erwähnten Brief Hans Meises festzustellen. Es sind zwei 
derartige Aufzeichnungen vorhanden, nämlich eine von Heinrich Wil- 
helm, Richter und Bergmeister auf dem Rammelsberge, vollzogene 
Urkunde vom 4. 4. 1398, in der Hans Meise im Anschluß an die vor- 
aufgegangenen Verhandlungen mit dem Rate? die fragliche Rente für 


ı UB, V, 940. Auch bei der Veräußerung der Bergteile Hans Meises an die 
Stadt im Jahre 1394 war sie noch von der Veräußerung ausgeschlossen (UB. V, 
947, Grubenbes. S. 119). 

> UB. V, 1089. 

® Bl. 47. 

4 Vgl. UB. IV, S. 497; Grubenbes. $. 110, Anm 3, 119, Anm. 5 a. E. 

5 S, oben $. 225. Vgl. hierzu auch Grubenbes., S. 110, Anm. 3. 

6 UB. IV, 659-662. S. oben $. 225f. 

? UB. V, 1089, 
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den Betrag von 29 Mark an die Sechsmannen aufläßt!, sodann ein 
Schreiben Hans Meises vom 21. 12. 1399, in dem er den Vogt Rolef 
von Barum und die Bürger Kord Romold und Heinrich Poltener er- 
sucht, eine von ihm entworfene, auf den 30. 11. 1399 lautende Urkunde 
wegen der Rückzahlung der fraglichen Rente zu besiegeln?, wobei in 
beiden Fällen des Wiedereinlösungsrechtes der Herzöge wegen der 
Rente ausdrücklich gedacht wird. 

In hohem Grade befremdlich ist nun eine Beobachtung, welche 
mit diesem Sachverhalt zusammenhängt. Mit dem Briefe vom 21; 12 
1399 ist ein Zettel in gleichzeitiger Schrift? fest verbunden, der die 
Notiz trägt: „Dat me dessen breff jemende wisede, dat were schedeliker 
wenne nutte, id en were, dat Hans Meise spreke, he enhedde on nicht 
ghewillköret.‘‘ 

Es erhellt daraus, daß die Urkunde in der vorliegenden Form dem 
Verfertiger des Zettels oder den hinter ihm stehenden Personen un- 
bequem war und daß man deshalb den Gedanken erwogen hat, sie durch 
eine Ableugnung der Urheberschaft des Ausstellers aus dem Wege zu 
räumen. Der Vorgang rückt aber weiter dadurch in eigentümliche 
Beleuchtung, daß die Hand, von der der Vermerk herrührt, sich mit 
der des Schreibers des Archivregisters deckt. Wir haben hier also einen 
kaum zu erschütternden Beweis dafür, daß zur Zeit der Anlegung des 
Verzeichnisses tatsächlich Bestrebungen im Gange waren, auf die ur- 
kundliche Überlieferung in einer den Bedürfnissen der Stadt und der 
Richtung der Ratspolitik entsprechenden Weise einzuwirken‘, und 


ı UB. V, 1090. Beachtenswert ist hier, daß als Zeugen des Rechtsaktes an 
erster Stelle genannt werden: „Hinrik van der Heyde, to der tyd voget der stad to 
Gosler, Hermen Witte, schultechte dar sulves“,. S, dazu Frölich, Ger.-Verf. von 
Goslar, S. 63, 1321. . 

2 UB. V, 1151. 

® So die Bemerkung zu der Urkunde UB, V, S. 589, 

* Leider ist nicht mit Sicherheit zu klären, aus welchem Grunde der Brief 
Hans Meises oder die Beurkundung in der vorgesehenen Form als unerwünscht 
erschien. Man könnte zunächst daran denken, daß die sich hier findende Erwähnung 
der Rechte der Sechsmannen möglicherweise geeignet war, die mit der Verhandlung 
vom 22. 8. 1396 beabsichtigten Zwecke (s. oben S. 225f.) zu vereiteln oder zu ge- 
fährden. Dagegen würde aber sprechen, daß auch die Urkunde vom 4. 4. 1398 
(UB. V, 1090) den Tatbestand übereinstimmend wiedergibt. Darauf, daß die letzt- 
gedachte Urkunde nicht mehr in Goslar, sondern im Landeshauptarchiv Wolfen- 
büttel aufbewahrt wird (vgl. die Bemerkung zu dieser Urkunde UB. V, S. 554), 
st kein Gewicht zu legen, da auch in anderen Fällen Urkunden, die das Archiv- 
register aus dem Bestande des Goslarer Archivs aufzählt, von ihrem früheren 
Aufenthaltsorte entfernt und nach Wolfenbüttel gebracht sind (s. z.B. UB. IV, 
562, 563, 659), eine Änderung, die durch die spätere Wiedereinlösung von Zehnten 
und Gericht des Rammelsberges durch die Herzöge veranlaßt sein wird. Mit Rück- 
sicht darauf, daß in das Jahr 1399 der Beschluß über die Anfertigung des Archiv- 
registers fällt, halte ich es für wahrscheinlich, daß in der Anheftung des Zettels 
an den Brief Hans Meises vom 21. 12. 1399 ein Anzeichen für die mit der Her- 


Be 


Dan _ 
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daß man dabei auch vor Manipulationen bedenklicher Art nicht zurück- 
scheute.! 


Später tritt dann ein zweiter Gesichtspunkt immer stärker hervor. 
Da der Rat damit rechnen mußte, daß möglicherweise einmal die echten, 
die nur widerrufliche Verpfändung von Zehnten und Gericht des Berges 
bezeugenden Briefe der Herzöge wieder auftauchten und gegen die 
Stadt ausgespielt würden, suchte er den hieraus zu besorgenden Schwie- 
rigkeiten in der Weise vorzubeugen, daß die Befugnisse, welche den 
Herzögen im Bergwesen zugestanden hatten, als möglichst belanglos 
und untergeordnet gekennzeichnet wurden, während die Stadt ihre 
Ansprüche außer auf die Verleihung von Zehnten und Gericht des 
Berges durch die Herzöge in beständiger Steigerung zugleich auf die 
unmittelbaren Beziehungen zum Reiche gründete, welche sie durch 
den Ankauf der Reichsvogtei und durch ihren Eintritt in die Rechts- 
stellung der früher von den Herrschern privilegierten Bergkorporation 
der Montanen und Silvanen erlangt zu haben behauptete. In welcher 
Form das geschilderte Bestreben des Rates in den die Gerichtsbarkeit 
am Rammelsberg und in der Waldmark betreffenden Nachrichten er- 
kennbar wird, und in den Veränderungen hinsichtlich der seit dem 
Jahre 1290 von der Berggenossenschaft besetzten 6 Ratsstühle und in 
ihrer Umbildung zu einer mit besonderen Vorrechten begabten Rats- 
abteilung zum Ausdruck gelangt, habe ich bereits früher auseinander- 
gesetzt.? Das dort Ausgeführte dürfte in Verbindung mit den jetzt 
hinzukommenden Einsichten in das Vorgehen des Rates genügen, um 
die Behauptung zu tragen, daß auch auf diesem Gebiete in weitem- 
Umfange die Fassung der überlieferten Niederschriften die Macht- 


stellung des Registers einsetzende planmäßige Ordnung des vorhandenen urkund- 
lichen Materials im Hinblick auf die politischen Ziele des Rates zu erblicken ist, 
bei der es sich hier vielleicht um die Rechtsstellung der Sechsmannen handelte (vgl. 
Frölich, Ger.-Verf. von Goslar, S. 132, 133; derselbe, Hans. Geschichtsbl. 1915, 
S. 60f.). Wann der Zettel dem Schreiben Hans Meises beigefügt ist, muß aller- 
dings unentschieden bleiben. Da aber von dem Schreiber der Notiz auch die in dem 
Briefe Hans Meises vom 21. 12. 1399 erwähnte Urkunde vom 30. 11. 1399 (Or. Stadt 
Goslar Nr. 561, s. UB. V, S. 589, Anm. 1a. E.)stammt, so ist zu vermuten, daß dies 
bald nach der Ausstellung der Urkunde geschehen ist. Das an den Vogt gerichtete Er- 
suchen um Besiegelung der Urkunde selbst ist in der vorliegenden Form nicht weiter 
auffällig, da auch sonst entsprechend verfahren ist (vgl. z. B. die Schreiben UB. V, 
346, 623, 959, 1216, die zum Teil einen Einblick in die Erörterungen vor der Er- 
richtung der Urkunden gewähren). Zu denken gibt vielleicht die Zurückdatierung 
des dem Vogte übermittelten Entwurfs des Schriftstücks vom 30. 11. 1399. 

ı Allerdings kommt die Anheftung eines Zettels an eine Urkunde noch in 
einem zweiten Falle vor, bei dem kein Verdacht zu äußern ist. Es handelt sich dabei 
um eine Erläuterung zu dem Transsumpt vom 27. 5. 1380 (UB. V, 399) wegen der 
Urkunde vom 15. 6. 1366 (UB. IV, 757), in der die Gründe für die Transsumierung 
auseinander gesetzt werden. Leider fehlt in dem UB, ein Hinweis auf diese Notiz. 

2 Hans. Geschichtsbl. 1915, S. 631., 691. 
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pläne der Stadt zu fördern bestimmt war und daß wir daher durchaus 
berechtigt sind, in ihnen ebenfalls den Ausfluß einer bewußten Ur- 
kundenpolitik der Stadt zu erblicken. 


B. Die Politik des Rates gegenüber anderen weltlichen 
und geistlichen Großen. 


1. Der Kaiser, Die sonstigen weltlichen Fürsten und Herren. 


Die Tendenzen, welche aus den sich mit dem Goslarer Bergbau 
beschäftigenden Briefen der Kaiser und Könige sowie der Herzöge 
von Braunschweig zu erschließen sind, haben wir in ihrer Bedeutung 
für das Verhalten des Rates auf urkundlichem Gebiete schon im Vor- 
stehenden gewürdigt.! Es ist hier nur noch nachzuholen, was wegen 
ihrer Tragweite im übrigen zu sagen ist. 

Die Vermerke im Archivregister offenbaren, daß man von den 
vorhandenen Gnadenbezeugungen der Herrscher das größte Gewicht 
dem umfassenden Freiheitsbrief Friedrichs II. vom 1. 7. 1219, den 
Privilegien Karls IV. vom 1. 7. 13518 und vom 4. 11. 1357, sowie 
dem Gunsterweis Wenzels vom 11. 11. 13905 beigemessen hat. Es 
prägt sich dies darin aus, daß, während in der Regel der Inhalt der 
kaiserlichen Schreiben nur ganz kurz und sachlich in dem Register 
mitgeteilt wird, bei den drei erstbezeichneten Urkunden genauere An- 
gaben gemacht werden, aus denen ihre Wertschätzung erhellt®, bei dem 
Privileg von 1219 allerdings nicht, ohne daß doch schließlich wieder 
auf das Original selbst zurückgegriffen wird.” Das an letzter Stelle 


15. oben $S, 223f., 235f. 

® UB. I, 401 (s. A.R. Bl. 4). 

® UB. IV, 433 (s. A.R. Bl, 5v., 6, Abdruck UB. IV, S. 313). 

4 UB. IV, 608 (s. A.R. Bl. 7, 7v. Der Eintrag hier rührt allerdings wohl von 
einer anderen Hand her als der Hauptteil des Verzeichnisses). 

5 UB. V, 823 (s. A.R. Bl. 8—10). 5 

° Übrigens tritt auch bei einer Anzahl sonstiger Kaiserurkunden in dem 
Register das Streben nach größerer Ausführlichkeit bei der Wiedergabe des Inhalts 
hervor, so z.B. bei den A.R. Bl. 4f. eingetragenen Hinweisen auf die Urkunden 
König Wilhelms vom 3. 4. 1252 (UB. II, 12; s. dazu A.R. Bl. 6, 6v., 11v., UB. II, 
S. 116), Rudolfs vom 23. 3. 1275 und vom 5. 4. 1290 (UB. II, 212, 379), Adolfs vom 
29. 11. 1294 (UB. II, 475), sowie Ludwigs vom 15. 6. 1331 und vom 3. 11. 1340 (UB. 
II, 889; IV, 120; s. auch das. S. 81). Bei dem Privileg König Ludwigs vom 3. 11. 
1340 wegen der Verleihung des Heerschildrechts an die Bürger von Goslar (UB. IV, 
120) ist wohl zugleich an eine Maßnahme der Bergpolitik zu denken (s. Priv.-Pol. 
S. 89, Anm. 8). 

° Nach der Aufzählung einer Reihe von dem Schreiber des Registers wohl 
vor allem als belangreich erachteter Vorschriften des Privilegs folgt A.R. Bl. 4 der 
bis auf die Datierung am Schlusse rot geschriebene Zusatz: „In deme sulven 
privilegio stad noch vele andere artikele, des neyn nod en is, alse we 
meynen altomale hir in to scrivende, dar me den breff wol umme over- 
seen mach, wann dem rade des ghelustet unn is ghegheven to Gosler. 
Anno dom. M° CC® XIX. 
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genannte Schriftstück hat dagegen in seinem Kern dem vollen Wortlaut 
nach einen Platz in dem Verzeichnis erhalten, in der Hauptsache, wie 
ich als sicher betrachte, ebenfalls im Hinblick auf seinen Zusammen- 
hang mit den bergrechtlichen Verhältnissen.! Aus der Wichtigkeit der 
von Königen und Herzögen ausgehenden Verfügungen an die Stadt 
folgt aber weiter, daß gerade bei ihnen Erörterungen darüber begegnen, 
ob sie der Stadt nützlich oder schädlich und ob sie geeignet seien, als 
Vorbilder für ähnliche Fälle zu dienen.? Ebenso ist es zu erklären, daß 
vornehmlich hier das Vorhandensein von Transsumpten erwähnt und 
die Zweckmäßigkeit ihrer Verwendung® betont wird.* Aus den Ab- 
schnitten, welche die Briefe „Comitum“ und die „Militum et famulorum‘“ 
umfassen, sind im übrigen nur zwei durch farbige Schrift hervorgehobene 
Vermerke anzuführen. Der eines bildet einen Zusatz zu der Urkunde 
vom 7. 9. 13476, in der zwei Vettern von Rössing geloben, den Rat 
und die Bürger von Goslar von der Liebenburg aus nicht zu behelligen. 
Sie stehen mit den Abmachungen in Verbindung, die von der Stadt 
Goslar mit dem Bischof von Hildesheim wegen der Burgen des Stiftes 


ı Priv.-Pol. S. 91, 92. 

® Vgl. dazu unten bei II. . 
S. die Vorbemerkung zu dem Unterabschnitt Transsumpta des Archiv- 
registers (A.R. Bl. 14: ) „Disse nabeschrevene transsumpta vindet me bi 
den vorser. keyser unn koninges breven. Unn me hefft se dar umme 
ghemaket laten, wür des nod were, dat me bewisen scholde umme de 
rechte unn gnade, de uns also ghegeven sint, dat me dar de transsumpta 
mochte hen vören unn de rechten breve liegen laten. Wenne me den 
transsumpten dorch recht also wol löven schal alse den rechten breven.“ 
Vgl. ferner Priv.-Pol, S. 110, 111, sowie den Zusatz A.R. Bl. 4v. zu der doppelt 
ausgestellten Urkunde Kaiser Ludwigs vom 3. 11. 1340 (UB. IV, 120): „Der breve 
sint twene, icht me den eynen over veld vören scholde, dat me den andern dar to 
Nus late“ (UB. IV, S, 81 a, E.). Ähnliche Äußerungen des Kölner Rates werden von 
Höhlbaum, Mitt. aus dem Stadtarchiv von Köln, Heft 0 (Köln 1887), S. 7, Anm. I 
angeführt. 

4 Die A.R. Bl. 14f. aufgezählten Transsumpte betreffen vornehmlich Aus- 
züge aus Kaiserurkunden, die für die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
außerhalb Goslars von Bedeutung waren, wie z. B. das mehrfach erneuerte priv. 
de non evocando für die Goslarer Bürger, die Erlaubnis zum Einschreiten gegen die 
Schädiger der Stadt durch die letztere selbst (s. unten S. 242, Anm, 6) und dergl. 
mehr, Irgendwelche Nebenabsichten sind bei den hierhin gehörigen Einträgen des 
Registers nicht wahrnehmbar. Jedoch bedarf die Tätigkeit des Rates ‚bei der An- 
fertigung von Transsumpten und der Bestätigung der erlangten Privilegien noch 
genauerer Untersuchung, da Anzeichen dafür vorhanden sind, daß es dabei nicht 
stets mit rechten Dingen zugegangen ist (Völker, S. 12, Anm. 6a. E,, 15). Über 
einen ähnlichen Versuch bei Straßburg, wo ein Privileg „mit Worten gebessert 
ist, s. Ehrentraut, Untersuchungen über die Frage der Frei- und Reichsstädte 
Leipzig 1903), S. 118, Anm. 7. Vgl. ferner Bresslau, Hardbuch der Urkunden- 
(lehre 12 (Leipzig 1912), S. 19, 20. 

5 A.R. Bl. 22. 

°s UB. IV, 313. 
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in der Nachbarschaft von Goslar geschlossen sind.t Auf sie wird bei 
der Besprechung der Beziehungen Goslars zu seinem Diözesanobern 
noch zurückzukommen sein.? Bei dem zweiten Eintrag aber ist die 
Rede von dem Verfestungsverfahren gegen den Ritter Otto von der 
Gowische, mit dem die Stadt in ernste Fehden verwickelt war und der 
eine Ladung vor das Gericht des Vogtes in Goslar nicht befolgt hatte. 
Die Nachricht? lautet: 

„Item 3 breve dar upp, dat Otte van der Gowisch mit gerichte 
unn mit rechte vorwunnen is to Gosler unn erlos gheredet is. Unn 
dar bi mach me ichteswat anwisinge hebben, icht des ghelyk 
aver velle, dat me wäste, wü me datindemrechten utdreghen 
scholde. Unn dusse processus is al rechte gheschen, alse me 
sek des bi den legisten wol bevraghet hefft, sunder dat me 
uppe dat leste scholde eyn swerd ghetogen hebben.“* 

Wie ich glaube, hat sich die Stadt bei der Forderung eines aus- 
wärtigen Adligen vor ihr Gericht gestützt auf die kaiserlichen Urkunden, 
welche ihr selbst die Verfolgung und Aburteilung ihrer Bedränger ge- 
stattetens, und auf die erteilten Vogteigeldprivilegien.s Trotzdem ist 
es ihr wohl selbst zweifelhaft erschienen, ob dieser Gerichtsstand von 
seiten aller Beklagten anerkannt werden würde. So erklärt sich auch 
hier das Bestreben, durch einen formell einwandfrei durchgeführten 
und durch die Andeutungen des Registers über die eingeholten Rechts- 
gutachten noch bekräftigten „processus‘” einen Vorgang zu schaften, 


ı A.R. Bl. 22 heißt es: „Item 1 breff der van Rottinge, den se ghegheven 
hebbet dem rade to der tyd, do se de Levenborgh inne hadden, dat se de van Gosler 
dar nicht van beschedeghen schullet, unde hebbet dar börghen vor ghesat, de den 
breff mede besegelt hebben. Unn is darumme gheschen, dat ös use here van 
Hildesem unn dat capitel besegelt hebben, dat ös tovorn van der Leven- 
borgh noch van nenen des stichtes slote neyn schade schen en schulle, 
alse me desses des bischoppes, des capittels unn des rades van Hildesem 
besegelte breve hefft, Datum MV CCC’ XLVI. 

Unde wanne me vornympt, dat me de Levenborgh wenne setten 
wil, dat me denne irwerve bi dem bischope, dat de jenne, de dat slot in 
nympt, dem rade unn der stad ok alsulken breff gheve na dem male, dat 
sek de bischop des also vorplichtet hefft, alse vore gherord is (s. auch 
den Abdruck dieser Stelle UB. IV, S. 215). 

> Näheres unten S. 2441. 


> A.R. Bl. 22v. 
ı UB. V, 285. Vgl. die Beschreibung des Verfahrens UB. V, 646, 652, 678 


und dazu Grubenbes. S. 135, Anm, 5; Priv.-Pol. S. 118, Anm, 115. Über Otto 
von der Gowische s. UB. IV, S. 737, 819. 

5 Vgl. z.B. UB. III, 889; IV, 434, 608. 

6 S, UB. V, S. 284/285. 

? Auffallend erscheint, daß die Urkunde über die Ladung und Verhandlung 
auf die zweite Klage erst vom 28. 9. 1387 datiert ist (UB. V, 678) und dem Protokoll 
über das Verfahren auf die dritte Klage vom 13. 12. 1386 (UB. V, 652) zeitlich nach- 
folgt. Auch die Fassung der Niederschrift vom 28, 9. 1387, welche als Zeugen und 


Die Urkundenpolitik des Goslarer Rates im Mittelalter 243 


auf den man sich in ähnlichen Fällen berufen und der wieder gegen 
andere Schädiger der Stadt ausgespielt werden konnte.! 

Noch an mehreren Stellen des Archivverzeichnisses begegnen 
Einträge, die sich mit der gegenüber den benachbarten Adligen ein- 
zuschlagenden Politik beschäftigen. In erster Linie sind zu nennen 
die Vermerke, die sich auf den Erwerb des Steinberges über Goslar 
von den Gebrüdern von Walmoden beziehen und deren Wichtigkeit 
daraus hervorgeht, daß den in Betracht kommenden Briefen ein eigener 
Abschnitt in dem Register? eingeräumt ist. Sie erhellt ferner aus dem 
Umfang ‘der mit roter Tinte geschriebenen Zusätze des Abschnittes 
und aus der Art, wie der Rat die Interessen der Stadt, insbesondere 
nach der rechtlichen Seite hin, zu sichern suchte. Es genügt an diesem 
Orte, auf meine früheren Darlegungen über den gleichen Gegenstand® 
zu verweisen. Nachzuholen ist lediglich, daß das Register! auch eines 
Abkommens mit den Herren von Walmoden am 20. 1. 13965 über die 
Behandlung ihrer in Goslar wohnenden Hörigen gedenkt mit dem far- 
bigen Zusatz: „Wenne der rad vöghe dat, also dat des an ön jo 
nen broken werde.“ Und endlich ist noch zu erwähnen eine Be- 
merkung, die in dem Verzeichnis unter den Verweisebriefen erscheint.® 
Hier wird in bezug auf eine anscheinend in Verlust geratene Urkunde 
gesagt: „Item I breff, dar dat hilghe rike inne vorachtet hefft de van 
Anehalt van der greven wegen van Swertzeborgh. Icht me de wise 
wolde weten, icht me des behövede.” 


2. Die Päpste. Die Bischöfe von Hildesheim. 


Auch die päpstlichen Briefe für Goslar, welche dem Archivregister 
einverleibt und mit Zusätzen versehen sind, betreffen vor allen Dingen 
das Bergwesen und namentlich die Aufhebung der Vogteigelder. Dies 


Urteilsfinder die gleichen Personen angibt, wie die Aufzeichnung über die erste 
Klage vom 30. 8. 1386 (UB. V, 646), weicht von der der beiden anderen Urkunden 
erheblich ab. Eine gewisse Vorsicht gegenüber dem Schriftstück vom 28. 9. 1387 
ist daher am Platze, 

ı Vgl. dazu die gleichen Methoden Priv.-Pol. S. 110f. 

® A.R. Bl. 60ff. Daselbst Bl. 61 auch die rot geschriebene Bemerkung: „Alle 
desse breve unn scriffte lieget in ener masche to hope in der kerken.“ 
In der Abteilung ‚„‚Militum et famulorum‘ erstreckt sich auf diese Vorgänge eine 
Notiz A.R. Bl. 23: ‚Item II wedder breve besegelt mit des rades lutteken ingesegele, 
de me antwerden schal hern Hinrik unn Thedel van Walmeden unn spreket uppe 
de deghedinge uppe den Stenbergh unde uppe andere stucke, de me mit on ghe 
deghedinget hefft. 

3 Priv.-Pol. S. 105ff. S. dort Abdruck der farbigen Erläuterungen des Re- 
gisters. Vgl. jetzt Völker, S. 13ff., insbes. 13, Anm. 4, 14, Anm. 3. 

* Bl. 61. 5 UB. V, 1002. 6 BI. 73 (s. UB. V, 1158). 

? Ob hiermit die Sühne Goslars mit den Grafen von Anhalt vom 6. 12. 1384 
(Cod. dipl. Anhalt. V, 59; UB. V, 566) zusammenhängt, vermag ich nicht zu ent- 
scheiden. S. auch Böhmer-Huber, Reg. imp. VIll, 957 972, 976, 997, 1055 6. 
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gilt nicht nur für die ebenfalls in dem großen Stadtrechtskodex er- 
wähnte Bestätigung der Urkunde König Wenzels vom 13. 12.1391 über 
den Widerruf der Vogteigelder durch Papst Bonifaz IX.", sondern 
auch, obgleich nicht in demselben Maße, von den in dem Verzeichnis 
angeführten, durch die Päpste verliehenen Evokationsprivilegien und 
von der Goslar erteilten Zusage der Einschränkung des Interdikts 
wegen Geldschulden.2 Was übrig bleibt, bietet zu eingehenderen Be- 
trachtungen unter den uns hier vorzugsweise interessierenden Gesichts- 
punkten keinen Anlaß. 


Weit umfangreicher als bei den Papsturkunden sind die Angaben 
des Registers über die von der Stadt erwirkten Bischofsbriefe, die sich 
aber im wesentlichen auf das Verhältnis der Stadt zu dem Diözesan- 
herren, dem Bischof von Hildesheim, beschränken.® _Die Vogteigeld- 
politik des Rates wird dabei® nur in einem kurzen Hinweis bei einem 
Transsumpt Bischof Gerhards vom 27. 9. 13895 über das Privileg König 
Adolfs vom 9. 1. 12958 sowie in einem Vermerk über Auseinander- 
setzungen wegen der von Bischof Gerhard erhobenen Vogteigeld- 
ansprüche? gestreift. Durchaus im Vordergrunde stehen dagegen die 
Abmachungen, welche den Schütz der Stadt gegenüber den stiftischen 
Schlössern, namentlich der in Gefahr drohender Nähe von Goslar er- 
bauten Liebenburg, bezwecken. 


Das grundlegende Abkommen in dieser Hinsicht ist bereits am 
5. 12. 1302 mit Bischof Siegfried von Hildesheim verabredet.° In ihm 
verspricht der Bischof den Bürgern von Goslar Zollfreiheit, Schutz 
gegen Anfechtungen, Unterstützung bei Fehden und Rechtshilfe auch 
für den Fall einer Verpfändung des Schlosses. Welchen Wert der Gos- 
larer Rat der Vereinbarung beimaß, prägt sich am deutlichsten darin 
aus, daß ihre Beobachtung durch gleichzeitige Verträge mit dem 
Domkapitel und dem Rate zu Hildesheim gewährleistet wurde®, und 
daß das Archivregister mit großem Nachdruck die Notwendigkeit 
einer Auffrischung der Übereinkunft beim Amtsantritt eines neuen 


! Priv.-Pol. S. 96f., 102f., 108f. 

2 Priv.-Pol. S. 98f. i 

3 Vgl. hierzu im allgemeinen Schiller, Bürgerschaft und Geistlichkeit in 
Goslar. Kirchenrechtl, Abhandlungen, herausgeg. von U. Stutz, Heft 77 (Stutt- 
gart 1912), S. 38f. 

#* A.R. Bl. 56. 

5 UB. V, 775. Abdruck des Zusatzes Priv.-Pol. S. 108, Anm. 74. 

® UB. II, 480. Auch bei der Nennung dieser Urkunde König Adolfs selbst 
in dem Verzeichnis (A.R. Bl. 54v.) findet sich ein entsprechender Zusatz (Priv.- 
Pol. S. 110, Anm, 74). 

° Priv.-Pol. S. 103. 

8 UB. II, 34. 

® UB. III, 35, 36. S. auch UB. V, 1245, 
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Bischofs betont.! Erhebliche Bedeutung scheint man ferner den Ver- 
gleichen mit Bischof Johann vom 11. 5. und vom 28. 5, 1399° beigelegt 
zu haben, da sie ebenso wie die von dem Rate ausgestellte Gegen- 
urkunde des zuletzt angeführten Briefes? ihrem vollen Wortlaute nach 
in das Archivregister übernommen sind.“ Von ihnen wiederholt die 
Niederschrift vom 11. 5. 1399 mit einigen Erweiterungen, im übrigen 
jedoch nahezu wörtlich die Zusage Bischof Siegfrieds vom 5. 12. 1302, 
während die beiden anderen in ihrer Wirksamkeit ausdrücklich auf die 
Lebenszeit des Bischofs begrenzten Aufzeichnungen noch allgemeiner 
die beiderseitigen Verpflichtungen, vornehmlich solche militärischer 
Art, regeln und neben der Liebenburg die sonstigen in der Nähe von 
Goslar erbauten stiftischen Schlösser (Schladen, Wiedelah, Vienen- 
burg und Lutter) einbeziehen. Über den Anstoß zur Errichtung dieser 
Briefe äußert sich das Register in einem Zusatze? dahin: 

„Dit dede de rad dar umme, dat des stichtes man ön in 
vortyden groten schaden deden de on unvorwinlik was. Dar 
to mosten se hertogen Otten alle jarlikes gheven XL mark 
dat he se vordeghedingede, nochten schach on de schade, 
Wanne nü na dessen tyden eyn ander bisschüp keme, so 
were lichte nütte, dat me dene eyn jar vor prövede eder 
twe. Wat denne dem rade nütte unn gud duchte, dat 
mochten se na don.“® 


In der Tat haben in den ersten Regierungsjahren Bischof Jo- 
hanns IIl., aber ebenso schon unter seinem Vorgänger Gerhard, außer- 
gewöhnlich gute Beziehungen zwischen der Stadt und ihrem geistlichen 
Oberhirten als Territorialherren obgewaltet, die eine Verständigung 
begünstigten.”? 

Noch in zwei anderen Richtungen beleuchten die in das Archiv- 
register eingestreuten Vermerke die Bedeutsamkeit bestimmter Ab- 
machungen mit den Bischöfen von Hildesheim. -Der eine von ihnen 
behandelt die der Stadt Goslar von den Bischöfen verliehene Evo- 


ı Nach einer sehr ausführlich gefaßten Mitteilung des Inhalts der Urkunde 
vom 5. 12. 1302 und nach Erwähnung der gleichzeitigen Zusicherungen des Dom- 
kapitels und des Rates zu Hildesheim sowie der späteren Bekräftigungen des Ab- 
kommens durch die Nachfolger Bischof Siegfrieds folgt A.R. Bl. 32v (s. auch 
UB. III, S. 22) die Bemerkung: ‚„Alse dikke des nod sy, dat eyn bisschop 
sterfft, so irwerve me alsodanen breff van dem nyen bisschoppe; des 
hefft sek dat capittel vorwillekört.“ 


2 UB. V, 1129, 1131. 
s UB. V, 1131. 

4 A.R. Bl. 32v.—35. 
5 UB. V, S. 578. 


* S, auch noch die Abmachungen mit den Herren von Rössing vom 7. 9, 
1347 (UB. IV, 313), deren bereits oben S, 241 gedacht ist. 
? Vgl. Schiller S. 39, 40, insbes. S. 40, Anm. 4. 
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kationsfreiheit in geistlichen Sachen. Das Verzeichnis? enthält einen 
Hinweis auf das der Stadt durch Bischof Konrad im Jahre 1246 be- 
stätigte, aber schon von seinen Vorfahren herrührende Recht, daß 
kein Bürger vor Richter des Stiftes geladen werden solle, sofern er vor 
dem Archidiakon in Goslar Recht zu nehmen bereit sei. Es heißt in 
dem Register: 

„Item 1 breff, den bisschup Conrad van Hildensem besegelt heft, 
dat der borghere van Gosler neyn vor jenighen des stichtes richtere 
schulle gheladen werden, de wile se recht wesen willet vor örem archi- 
diakene binnen orer stad. Alse we dat van synen vorvaren in 
langher wonheit ghehat hebben unn alse we dar ok mede be- 
gnadet syn van paves Alexander, alse vorscreven steyht. 

Wanne me jummer kunne, so irwerve me jo van dem bis- 
cupe alsodanen breff. Dat is vor de stad, uppe dat me der 
vryheyt unn gnade nicht berovet en werde.“3 

Ein weiterer Zusatz, der an diesem Orte zu beachten ist, betrifft 
dagegen gewisse Rottzehntrechte in der Umgebung von Goslar. Er 
lautet:* 

„Item I breff bisscup Hinrik unn des capitels to Hildensem uppe 
den tegheden uppe dem Lyndenberghe unn uppe dem bleke twisschen 
der seken hus unn bi dem ackere sente Jurgens wente to dem Stenweghe 
unde uppe dem bleke, dat het de Seken ol unn twisschen der Aghethucht 
unn dem Sudborgher berghe wente to der seken hus unn upe dem bleke, 
dat de Bollers het, wente to dem Ghelenbeke. Unn desse sulve 
ghave hadde bisschüp Syverd vor ghegheven dem Nyen spet- 
tale to sente Johannese binnen Gosler. Datum anno M® CCC! 
XIII. Unn dar is des sulven biscop Syverdes unn des capittels 
breff bi. Datum M’CCXCII.“ 

Die Schriftstücke, welche das Register im Auge hat, sind eine Ur- 
kunde Bischof Siegfrieds vom 26. 6. 12935, durch die er dem Neuen 
Hospital St. Johannis in Goslar zum Unterhalt der dortigen Armen 
die Rottzehnten von den in dem Vermerk aufgeführten Grundstücken 
verleiht, und eine Aufzeichnung vom 8. 6. 1313%, in der Bischof Hein- 
rich und das Domkapitel zu Hildesheim ihr Einverständnis mit dieser 
Schenkung erklären und anerkennen, daß dem Rate die freie Verfügung 
über die Zehnten zustehe. . 


15. Machens, Die Archidiakonate des Bistums Hildesheim im Mittelalter 
(Hildesheim und Leipzig 1920), S. 338f.; Priv.-Pol. S. 97 und Anm. 33, 34 das. 

> A.R. Bl. 35v. 

® Vgl. hierzu die Darlegungen Priv.-Pol. S. 95, 97f. 

* AR. Bl. 35. 

> UB. II, 448, 

6 UB. III, 297. 
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IN 
h Das hier geübte Verfahren weicht von dem sonst in dem Register 
% gewählten ab. Es wird nichts über die Bedeutung der Urkunden gesagt, 
eh sondern lediglich durch die mit roter Tinte geschriebenen Zusätze die 
t; Aufmerksamkeit darauf gelenkt, daß es mit diesen Bewilligungen des 
geistlichen Oberhauptes der Diözese eine eigene Bewandtnis haben muß. 
he Es läßt sich auch mutmaßen, worin sie beruht. Die Gabe des Bischofs 
te, Heinrich unterscheidet sich von der seines Vorgängers dadurch, daß bei 
Ih ihr das Verfügungsrecht des Rates anstatt des zunächst bewidmeten 
ER: Hospitals anerkannt wird.t Damit war eine Stärkung des städtischen 
h; Einflusses in der Verwaltung der Anstalt und vor allem die Möglichkeit 
einer Ausschaltung des nach der Stiftungsurkunde vom 1. 12. 1254° 
b; an sich zu einer Mitwirkung bei der Geschäftsführung berufenen De- 
Ex chanten des Domstiftes verbunden und ein wesentlicher Erfolg des 
& Rates bei seinen auf das Eindringen in den Pfalz- und Dombezirk ge- 
richteten Bemühungen erzielt? Es kommt wahrscheinlich aber eine 
"ih zweite Erwägung hinzu. Ich halte es nicht für abwegig, daß der Er- 
3 werb der Rottzehnten durch die Stadt zugleich als eine Maßnahme 
der territorialen, auf die Bildung eines geschlossenen Stadtgebietes 
An, gerichteten Politik des Rates zu betrachten ist, die mit dem Ankauf 
4, der Reichsvogtei durch Goslar im Jahre 1290 einsetzte und bei der 


auch die Neugestaltung der Beziehungen zwischen Stadtgemeinde und 
uch Kirche gegen das Ende des 13. Jahrhunderts eine wichtige, bisher 
| kaum genügend berücksichtigte Rolle spielt. Sie versprach besonderen 


ek 

iin Erfolg, da wohl bei den sämtlichen Bezirken, von denen die Zehnten 
M überlassen wurden, an ursprüngliche Marken oder Markenteile zu 
N denken ist, deren Grenzen in starkem Ausmaße die Erinnerung an die 


ehemalige Agrar- und Gemeindeverfassung in der Umgebung von Goslar 
festhalten werden. 


Ur . Endlich gehört hierher eine Notiz des Registers, welche sich mit 
einer Verfestungsverhandlung vor dem bischöflichen Vogt in dem 
Gericht vor der Tresekammer in der Burg zu Hildesheim® beschäftigt 


1 S, auch schon UB. II, 469 und dazu Völker, S.8, Anm, 4. 
2 UB. II, 26. 
. > Vgl. Frölich, Das Goslarer Domstift in der zweiten Hälfte des 13, Jahr- 
hunderts, Z.3 f. RG. 41, S. 84f., insbesondere S. 119f., 120, Anm. 3. 
4 Frölich, a. a. O., S. 140f. 
5 Frölich, VSWG. 15, S.557, Anm, 3. Dieser Gesichtspunkt würde sich 
m. E. vor allem bei einer Untersuchung über die Entstehung des städtischen Terri- 
toriums von Goslar, an der es bislang fehlt, als fruchtbar erzeigen, S. jetzt auch 
Völker, S.8, 9. 
j 6 Vgl. über das Gericht vor der Tresekammer in Hildesheim Kames, Die 
weltliche Gerichtsbarkeit in der Stadt Hildesheim während des Mittelalters (Celle 
j 1910), 8.47. S. ferner Gebauer, Gesch. d. Stadt Hildesheim, I, S, 212, 
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und ebenfalls dartut, wie der Rat in geschickter Weise Präzedenzfälle 
auszunutzen wußte, Sie besagt:! 

„Item 1 breff, dar de voghet des bisschopes va 
vorvestet hefft de jenne, de de borghere van Gosler & 
Unn de vorvestinghe is gheschen vor der tresekamere in 
Hildensem.? j 

Dit is dar umme ghescreven, 
dat me wete, dat me dat irwerven mach bi 
utwisinghe siner breve.“ 

Ich möchte unterstellen, daß der Vogt des höchsten bischöflichen 
Gerichts in einem Falle, in dem auf Grund der getroffenen Abmachungen? 
vielleicht eine Verpflichtung zur Rechtshilfe nicht unbedingt gegeben 
war, Schädiger der Stadt Goslar verfestet hatte. Bei den in dieser 
Hinsicht leicht auftauchenden Schwierigkeiten war die Kenntnis des 
Vorgangs von erheblichem Nutzen, weshalb das Verzeichnis die Be- 
rufung auf ihn mit einer gewissen Geflissentlichkeit nahelegt. 

Das Verhältnis des Bischofs zur Stadt in Ansehung der in ihr be- 
findlichen geistlichen Anstalten wird später noch kurz zu berühren 


sein.* 


n Hildensem inne 
herovet hadden. 
der borch to 


icht des wanner not WEre, 
dem biscüpe nach 


3. Andere Städte. 


Eine Frage, die im Rechtsverkehr der einzelnen Städte unter- 
einander eine erhebliche Wichtigkeit besaß, war die der Ausantwortung 
des Erbes in der Stadt verstorbener Bürger oder anderer Personen 
an auswärtige Berechtigte.5 Das Archivregister bewahrt einen Hinweis 
auf ein dahingehendes Schreiben des Rates von Magdeburg auf, in 
dem. Goslar für ähnliche Fälle die Gegenseitigkeit zugesichert wird 
und das in der üblichen Art in dem Verzeichnis durch einen entsprechen- 
den Vermerk in seiner präjudiziellen Bedeutung kenntlich gemacht ist. 

A.R. Bl. 25v. (UB. V, 1261): „Item 1 sende breff des rades van 
Magdeborgh, schreven uppe permynt mit orem inges. besegelt, dar he 
inne scrivet vor eynen Ören borgher umme erve, dat öm anghestorven 
sy mit ds, dat me öme dat volghen late unn se in dem sulven breve scri- 
vet. Alse se berede syn to donde usen medeborgeren van Gosler to allen 
tiden. Unn dar mach mesek na richten umme erve to volghende 
laten den van Magdeborch unn van on to esschende.‘“ Der 

ı Die Urkunde selbst fehlt. 

2 A.R. Bl. 36 (s. UB. V, 1264). 
> UB. III, 34; V, 1129, 1131. 
4 


S. unten S. 249, 
5 Schröder, RG.°, $. 509, 577; O. Loening, Das Erbrecht der Fremden n. 


d. deutschen Stadtrechten des M. A., Festschrift, Otto Gierke zum 70. Geburts- 
tage dargebracht (Weimar 1911), S. 285. Für Goslar vgl. auch Göschen, 
S. 157f.; Schiller, S.92. Über Auseinandersetzungen mit Braunschweig wegen des 
Heergerätes Hans von Kissenbrücks s. UB. V, 1036, 1259. 
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Brief selbst ist nicht aufzufinden. Siehe ferner die Bemerkung A.R. 
Bl. 74: „Ok sint dar instrument, wanne erve besterfft uppe wene buten 
der stad, dat he den dridden del des erves schal laten to der stad behöff 
unn dat dat also rede ghedan hebben beide papen unde leyen. Unn 
wan dataver schüt, so neme me dar upp voghedes breve edder 
instrumenta, dar me dat mede bewise, dat id dicke eer ehe- 
schen sey.‘“ı1 i 


C. Die Urkundenpolitik des Rates im städtischen Bereich. 


I. Die Stellung des Rates zu den geistlichen Anstalten in 
der Stadt. 


kstg ı von dem Verhältnis der Bürgerschaft zur Geistlichkeit inner- 
a es städtischen Rechtskreises handelnden Urkunden sind in den 
Abschnitten „Religiosorum‘“ und „De domibus religiosorum“ des 
Archivregisters vereinigt. Das Verzeichnis beschränkt sich im all- 
gemeinen auf eine sachlich gehaltene Aufzählung der vorhandenen 
belangreicheren Briefe, nur bei drei Einträgen sind Zusätze hinzu- 
sefügt. Von ihnen beziehen sich zwei auf die von dem Kloster Corvey 
gegründete Viti-Kapelle in Goslar. Zu einer den Verkauf der Glocken 
der Kapelle zwecks Besserung des Gebäudes gestattenden Urkunde des 
Abtes von Corvey vom 16. 8. 13952 wird in farbiger Schrift bemerkt: 
„Icht de abbet eder üse here van Hildensem dar wannere 
ummespreke, dat me sek dar na wete to richtende.‘“? Sodann 
ist die Rede von zwei Briefen des Abtes und des Kapitels zu Corvey 
und des Goslarer Rates vom 15.6. und vom 13.7. 1399, bei denen das 
Register ausführt: 
„Item I breff des abbetes unn capittels to Corveye, dar se dem rade 
inne latet de lenware sente Vites capellen mit aller tobehöringhe unn 
rechte, dat se dar anne hadden. Unn de rad hefft ön I breff wedder 
ghegheven, dar se ön desse macht inne gheven, dat se over de anderen 
tiid, alse dicke de capelle los. wert, de sulve capellen lenen moghet 
eyner nöthaftigen personen, de dar wonen wille. De utscrifte beider 
breve vindet men in dem registere, dar de contractus inne 
stan. Unn dit hefft de rad irworven darumme, dat se willen 
hadden, I dor to brekende unde to makende dor demuren der 
sulven capellen, dat on de bisschup van Hildensem ok irlovet 
hefft. Deradletaverönindembreveneyne macht desrechtes, 


ı Vgl. dazu das Privileg König Wenzels vom 11. 11. 1390 (UB, V, 823; 
Göschen, S. 122, Z. 20f.). 
2 UB. V, 983. 
s A.R. Bl. 40. 
4 UB. V, 1133, 1136. 
5 A.R. Bl. 40, 40v, 
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gheheten juspatronatus, sunder dorch danknemicheyt willen, 
dat se dem rade jus patronatus ghelaten hebben, so gunnet 
se ön des, dat se over de anderen tiid, alse vorscreven IS, 
de capellen lenen moghen.“ 

Es ist nicht schwer, eine Vorstellung von der Sachlage zu gewin- 
nen. Die Vituskapelle, welche unmittelbar an das gleichnamige Stadttor 
stieß, bildete ein Hindernis für die Stadtbefestigung und war dem Rate 
daher sehr unbequem, weshalb er im Jahre 1399 ihre teilweise Nieder- 
legung erwirkte.! Im Zusammenhang mit diesem Ereignis steht die 
Überlassung eines Grundstücks neben dem Tore und des Patronats 
an der Kapelle durch das Kloster an die Stadt. In besonderer Urkunde 
räumt der Rat dagegen Corvey das Recht der alternierenden Bestellung 
des Geistlichen ein. 

An sich lehnen sich diese Abkommen an frühere Zustände an?, 
da schon in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts Vereinbarungen 
über die Vermietung der Häuser des Klosters vor dem Vititore ge- 
troffen wurden, die das Interesse des Rates an den Besitzungen des 
Klosters erkennen lassen.® Aber jetzt überantwortet das Kloster der 
Stadt „universitatem juris fundi seu domus cuiusdanı..., nobis et 
nostro monasterio conpetentis“. Wenn nun bereits in der Urkunde 
vom 16. 8. 1395 von der Baufälligkeit der Kirche gesprochen wird, so 
ist es möglich, daß an ihrem Verfall der Rat selbst nicht unbeteiligt 
war, indem er so einen Druck auf das Kloster und den Diözesanbischof 
zur Übertragung der Kapelle auf die Stadt auszuüben versuchte. Jeden- 
falls kann die Tatsache, daß er den Verkauf der Glocken des Gottes- 
hauses begünstigte, sehr wohl in dem Sinn ausgelegt werden, daß er 
plante, auf das allmähliche Eingehen des Gottesdienstes in der Kapelle 
hinzuwirken und so Einwendungen des Diözesanbischofs vorzubeugen, 
wodurch sich die Erläuterung des Verzeichnisses zu der Urkunde vom 
16. 8. 1395 erklären würde. 

Die Zusätze zu dem Archivregister zeigen aber ferner, daß der Rat 
es zugleich unternommen hat, durch die Fassung der erteilten Briefe 
dem Kloster die Behauptung eines Mitpatronatrechtes und damit die 
Möglichkeit eines Wiederauflebens seiner Ansprüche abzuschneiden. 
Obwohl nach der Aufzeichnung vom 13. 7. 1399 die Rechte von Kloster 
und Rat sich anscheinend die Wage hielten, ging, wie der zuletzt er- 
wähnte Eintrag im Register verdeutlicht, die Absicht des Rates dahin, 


ı vgl. hierzu UB. V, 1042, 1128, 1172, 1173. S. auch Schiller, S. 48, 54, 
Anm, 6, 57, Anm. 3. 

2 Die UB. II, 573 zum Jahre 1299 abgedruckte Nachricht kommt hier aller- 
dings nicht in Betracht, da sie nur versehentlich an dieser Stelle eingereiht ist. Es 
dreht sich lediglich um eine noch dazu verderbte Abschrift der Urkunde vom 13. 7. 


1399 (UB. V, 1136). 
s UB, II, 317, 492, 588; III, 293 (wohl auch V, 811, 1138, 1157). 
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den Standpunkt zu vertreten, daß nur er Alleinpatron sei und lediglich 
vergünstigungsweise dem Kloster die abwechselnde Stellenbesetzung 
zugebilligt habe, 

Sind bei diesem Vorgehen des Rates in erster Linie die Bedürfnisse 
des bürgerlichen Gemeinwesens bestimmend!, so ist auf der anderen 
Seite auch ein Übergreifen der Stadt in den rein geistlichen Bereich 
zu beobachten. Es findet in den Vermerken des Archivregisters seinen 
Ausdruck vornehmlich bei der Aufzählung der Urkunden über die von 
dem Rate im Jahre 1396 eingerichtete, am Freitag nach Fronleichnam 
zu veranstaltende jährliche Prozession um’die Stadt?, bei der den Herren 
vom Münster, vom Georgenberg und von Riechenberg für die Teilnahme 
an dem Bittgang feste Spenden zugesichert sind.? Nach der Erwähnung 
der den genannten Anstalten erteilten Briefe fährt das Register‘ fort: 
„Welkeme godeshuse nü nen consolacio dar to ghemaket en 
were, dar gheve malk syne almosen to, dat me de noch make, 
uppe dat it blifflik unn lonsam sy, wente bedwungen denstis 
god nicht anneme.“ 

Wenn der Rat dem Prozessionswesen gegen den Ausgang des 
14. Jahrhunderts seine besondere Aufmerksamkeit zuwendete, so war 
für ihn dabei, wie ich bei anderer Gelegenheit näher entwickelt habe‘, 
abgesehen von religiösen Antrieben die Erwägung maßgebend, im 
Interesse einer einheitlichen Kirchenpolitik die sämtlichen geistlichen 
Anstalten der Stadt in eine möglichst nahe Verbindung mit dieser zu 
bringen und unter ihnen selbst tunlichst alle Gegensätze auszugleichen. 
Hat er sich zu diesem Behufe zunächst nur entschlossen, finanzielle 
Opfer für die Gewinnung der bisher der Stadt ferner stehenden großen 
Stifter zu bringen, so tut der Eintrag in dem Archivregister dar, daß 
der weitere Ausbau der einschlägigen Maßnahmen für notwendig er- 
achtet und für später ins Auge gefaßt ist. 


2. Das Verhältnis des Rates zur Bürgerschaft. 


Die das städtische Gemeinwesen als solches und die Rechtsstellung 
der einzelnen Bürger berührenden Briefe sind ihrer Mehrzahl nach in 
dem eine bunte Mannigfaltigkeit der erörterten Gegenstände aufzeigen- 


! Inwieweit den Rat bei seinem Verhalten auch der Gedanke leitete, seinen 
Einfluß in dem vor dem Vititore noch um die Mitte des 14. Jahrhunderts vor- 
handenen selbständigen Gerichtsbezirk der Reperstraße vgl. dazu Frölich, Ge- 
richtsverf. von Goslar, S. 33, 36f.) zu verstärken, wage ich an diesem Orte nicht 
zu entscheiden, 

® UB. V, 980. 

3 UB. V, 925, 941, 949. 

AR. Bl. 41 B. V, 936). 

e Fiölich, 2. RG. 8, 84f., insbesondere S. 125f., 146f.; derselbe, 
Verfassung und Verwaltung der Stadt Goslar im späteren Mittelalter, Beiträge 
zur Gesch. der Stadt Goslar, Heft I (Goslar 1921), S. 35f. 
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den Abschnitt „Burgensium‘“ des Archivregisters berücksichtigt. Ab- 
getrennt und nach sachlichen Gesichtspunkten geordnet ist eine Reihe 
von sich häufiger wiederholenden gleichartigen Vorfällen, die in den 
Abteilungen Urfehdebriefe, Sühnebriefe, Friedebriefe und Verweise- 
briefe! ihren Platz erhalten haben. - 

Bei den Vermerken in roter Tinte, die in diesen Abschnitten be- 
gegnen, tritt auf den ersten Blick das Bestreben des Rates hervor, die 
Brauchbarkeit einzelner Aufzeichnungen als Muster für die Erledigung 
ähnlicher Tatbestände kenntlich zu machen. i 

Meist kommen Angelegenheiten in Frage, bei denen ein Sonderfall 
zu einer Entscheidung des Rates oder zu einem gerichtlichen Verfahren 
den Anstoß geboten hatte und bei denen die Zusätze des Registers 
auf die allgemeinere Bedeutung des Vorganges hinweisen oder in an- 
derer Hinsicht seiner Wichtigkeit gedenken. 

Als Anhalt mögen dienen der Eintrag, der eine Übereinkunft vom 
23. 4. 1398 mit den eine einheitliche Gilde bildenden? Schuhmachern 
und Gerbern wegen ihrer Gewerbebefugnisse betrifft, sowie die auf 
die Schoßhinterziehung Heynekes von Elvessen im Jahre 1398 bezüg- 
lichen Hinweise. i 

Über die Berechtigungen der Gerber und Schuster sagt das Ver- 
zeichnis®: 

„Item 1 breff, den de schöwerchten unn de gherwere dem rade 
besegelt hebbet, wü se dat holden schullet umme dat gherend unn schö- 
makend. Des ghelyk hefft on de rad wedder besegelt. Dat. M’CCC® 
XCVII Georgii. 

Unn wü se sek des vorwillekört, wan se twidrachtich 
werden, so mach me denne dar na seen eder icht helden tighen 
den rad.“ 

Die Urkunden selbst sind leider nicht mehr vorhanden. Der Ver- 
merk berechtigt aber zu der Annahme, daß sie von Belang für die Be- 
fugnisse des Rates gegenüber den einzelnen Gilden gewesen sein müssen 
und daß in ihnen vermutlich seine Zuständigkeit bei der Schlichtung 
von Gildestreitigkeiten genauer umschrieben war. 

Über die Schoßhinterziehung Heynekes von Elvessen aber läßt 
sich das Register? folgendermaßen aus: 

„Item 1 voghedes breff umme Heyneken Sommere, dat he hebbe 
ghewest vor gherichte, dar de rad irwarff umme dat gud, dat Heyneke 
van Elvessen naleet, dat dat vorwracht sy unn he dat vorbörd hedde 


ı A.R. Bl. 70f. (UB. V, 1156), 72, 72v. (UB. V, 1152), 73 (UB. V, 1158). 

2 Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1915, S. 22, Anm, 4; 52, Anm.5. S. hierzu 
auch Koehne, Gewerberechtliches in deutschen Rechtssprichwörtern (Zürich 1915) 
S. 13, 55, Anm. 59. 

® A.R. Bl. 27 (UB. V, 1092). 

“A.R. Bl. 26. 
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tighen den rad ‚dar umme, dat he syn gud nicht vorschotet enhadde 
na der borgere willekore, alse he dat ghesworren hadde. Unn de sulve 
Sommer hefft sek des vorwillekört unn mit dem rade sek dar vruntliken 
umme gherichtet. Dat. anno dom. MOCCCOXCVI. 

Velle des ghelyk aver mit schote mit weme, so mochte 
me sek na disser wise wat weten to richtende. 

Item I voghedes breff van der sulven sake, wü de rad vor gherichte 
mit rechte dat utghedregen hebbe umme den Heyneken van Elvessen. 
Dat. ut s. Dar mach me sek ichteswat na richten.“ 

Demnach sind gemeint die beiden Vogturkunden vom 30. 4. und 
1.5. 1397°, nach deren erster vor dem Vogt Heinrich van der Heyde 
der Rat den bereits verstorbenen Heyneke von Elvessen wegen 
Hinterziehung ‚des Schosses anklagt und sich dessen Vermögen als 
verfallen übereignen läßt, während nach der zweiten Heyneke Sommer, 
der nächste Verwandte des Heyneke von Elvessen, erklärt, daß er das 
gegen seinen Oheim ergangene Urteil, welches diesen aller seiner Güter 
ledig gesprochen habe, nicht anfechten wolle, und darauf aus Gnade 
von dem Rate das von seinem Oheim nachgelassene Haus und dessen 
übriges Vermögen zurückerhält. Die Urkunde leitet, wenn ich nicht 
irre, eine neue Phase in der Steuerpolitik des Rates mit ein, die ihre 
Ursache in der Steigerung der finanziellen Anforderungen für den Berg- 
bau hatte und daher eine Verschärfung der Grundsätze der Schoß- 
erhebung nach sich zog, die auch in anderen Einträgen des Registers 
zum Ausdruck gelangt.? Daraus erklärt sich das förmliche Verfahren, 
das hier eingeschlagen wurde und das, wie bei sonstigen Anlässen, zur 
Durchführung eines „processus“ und zur Errichtung einer entsprechen- 
den gerichtlichen Urkunde darüber den Anstoß gewährt hat. 

\ In dem Verzeichnis werden sodann unter den Bürgerbriefen noch 
drei Ereignisse in der üblichen Weise durch farbig geschriebene Er- 
läuterungen als bedeutsam herausgehoben, nämlich zwei Fälle, in denen 
dem Rate Urfehde geleistet, und ein solcher, bei dem eine Sühne mit 
ihm vereinbart wurde. 

Bei den Urfehdebriefen verdienen nachstehende Notizen® Be- 
achtung: 

„Disse nabescrevene hebbet dem rade unn der stad to 
Gosler orveide ghedan unn de breve sint in der kerken in des 


rades kysten: 


ı UB. V, 1048, 1049. . 
2 Unter den Urfehdebriefen (A.R. Bl. 70) ist an erster Stelle genannt der von 


„Hinrik Kyp, Hampe syn elike husfrowe unn Hans ore sone“, Vgl. dazu UB. V, 
977, 987. Ebenso hängt die Nachricht A.R. Bl. 77 über eine Schicht mit Hans Grote- 
heine möglicherweise mit einer Steuerhinterziehung zusammen (s. UB. V, 1223). 
Weiteres unten $. 255f. 

3 A.R. Bl. 70. 
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llen, de de rad 


Ludeke Weltebeke. Unde umme der gnade wi 
hteshusen sek 


Ludeken ghedan hefft, so hefft Ludeke Mec 
vorplichtet, dem rade to vorende VI mit glevyen..» 

Hinrik Pepergropen. Syn orveydes breff unn andere breve, 
dat we mit öm to grunde ghescheden syn umme dat hüs, dat 
syns vaders ghewest was, umme dele in dem Rammesberge 
unn umme alle sake, de we unn he under enandern hadden.“ 

Und bei den Sühnebriefent ist bemerkt: „Ok sint dar sone 
brevie! u... 

Eylardes Medelen, dar umme, dat syn broder Cord Medele 
dot gheslaghen wart. 

Wegen der sämtlichen hier in dem Register erwähnten Vorgänge 
ist es uns möglich, an der Hand der überlieferten Urkunden aufzuklären, 
was für ein Sachverhalt vorlag und welchen Zweck die Zusätze in dem 
Verzeichnis verfolgten. 

Ludeke Weltebeke hatte sich dem Rate widersetzt und gelobt in 
der Vogturkunde vom 10. 12. 13932: „dat he numbermer, de. wyle he 
leve, enschulle noch enwille nene zelschup weten, de weder den rad to 
Gosler sy, he endo dat dem rade witlik, unde enwille weder den rad 
nicht syn mit worden eder mit werken, mit anwysinge nenerleyge wis, 
unde wille alle tyd deme rade bybestan hemelken unde openbare unde 
don allet, dat he wete, dat he deme rade denstliken unde leve an do, 
unde he enwille der borger to Gosler mit vorsate nenen vorvan mit 
worden eder mit werken, sunder hedde he mit jemende icht to sakende, 
dat scholde he vorvolgen vor gherichte eder vor deme rade mit rechte”. 

Bei einem Verstoß gegen diese Verpflichtungen soll „he unde sine 
kindere vorlecht wesen aller gilden to Gosler‘‘ und Leib und Gut ver- 
wirkt haben, sofern er von zwei oder drei Ratmannen vor dem Rate, 
überführt werde. Für die Erfüllung des Abkonımens bürgen acht Ver- 
wandte Weltebekes, die sich bei einer Zuwiderhandlung einer Zahlung 
von 20 lötigen Mark an den Rat unterwerfen und außerdem schwören 
müssen, den Rat von allen gegen ihn gerichteten Verabredungen in 
Kenntnis zu setzen und ihm ihre Unterstützung zu leihen. Außerden 
sagt noch ein Neffe Weltebekes, Ludeke Mechteshusen, in einer weiteren 
Urkunde vom gleichen Tage? aus Dankbarkeit für die seinem Oheim 
erwiesene Gnade der Stadt Goslar bewaffnete Hilfe mit sechs Lanzen- 
knechten? zu. Die Aufnahme der Urkunden in das Register und ihre 
besondere Kennzeichnung beruht einerseits offenbar, auf der Art der 

ı AR. Bl. 72, 

2 UB. V, 931. 

» UB. V, 932. 

4 Über ähnliche Abmachungen in Braunschweig s. Kober, Die Wehr- 
verfassung Braunschweigs und seiner Nachbarstädte Hildesheim, Göttingen und 
Goslar im M. A. (Marburger philos. Diss. 1909), S.39 zu Anm. 3, 
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Verfehlungen Weltebekes. Zum anderen aber dürfte sie sich auch aus 
den umfassenden Sicherungen und Schadloshaltungen erklären, die 
sich der Rat ausbedungen hatte und die für ähnliche Vorkommnisse 
als Norm zu dienen geeignet waren.! 

Die Urfehdeleistung Heinrich Pepergropens steht dagegen wieder 
in Verbindung mit dem gegen Ende des 14. Jahrhunderts wahrnehm- 
baren Bestreben des Rates, welches darauf abzielte, den gesamten 
Grubenbesitz am Rammelsberge in seiner Hand zu vereinigen, und 
hierbei Zwangsmaßnahmen und Gewaltmittel keineswegs verschmähte. 
Wie ich glaube, geht sie zurück auf Streitigkeiten, die zwischen dem 
Rate und der Mutter Heinrich Pepergropens wegen ihrer Bergteile 
ausgebrochen waren und in welche auch Heinrich Pepergropen ver- 
wickelt wurde.? Ihre Bedeutung und der Grund für ihre ausdrückliche 
Kennzeichnung in dem Archivregister erhellt daraus, daß der Er- 
werb der Pepergropenschen Grubenteile durch die Stadt für etwas Un- 
gewöhnliches galt, da er einen der Schlußsteine der Politik des Rates 
in bezug auf die Verdrängung der bisherigen Grubenbesitzer am Ram- 
melsberge aus ihrer Stellung im Bergwesen bildete.® 

Endlich ist aus den erhaltenen Urkunden abzulesen, daß bei der 
Totschlagsühne mit Eylard Metelen ebenfalls eine Angelegenheit von 
erheblicherer Tragweite in Betracht kam.* 

Sind damit die mit roter Tinte geschriebenen Eintragungen in 
diesen Teilen des Archivregisters in der Hauptsache erschöpft, so bietet 
sich doch ferner die Form der Angaben über eine Anzahl von nicht 
weiter mit Zusätzen versehener Urkunden als Ausgangspunkt für inter- 
essante Beobachtungen dar, wenn man die zugehörigen Urkunden 
genauer untersucht. 

So zeigt eine Seite des Verzeichnisses in dem Abschnitt „Burgen- 
sium“5 fast nur Vermerke, welche sich mit einer Reihe weiblicher Per- 
sonen, vor allem den Witwen verstorbener Bürger, beschäftigen und 
welche, wie ich annehmen möchte, sämtlich durch ein gemeinsames 
Band umschlungen werden. Sie lauten: 

„Item 1 vogedes breff, dar Henningh Hupedes wedewe inne ghe- 
laten hefft vor eyn vry eghen dem rade to Gosler dat hüs blek unn 
garden, ghelegen bi sente Katherinen capellen unn ores Mannes vorben. 
gehort hadde unn hefft des vorticht gedan vor sek unn ore erven anno 
M’CCEC® 1.8 


ı Vgl. schon die Urk. vom 23. 3. 1392 (UB. V, 875). 
2 Grubenbes. S. 123, 124, 140, 141, 

3 Das. S. 123, 124. 

4 UB. V, 855. 


5 A.R. Bl. 28. 
6 Urk. vom 7. 11. 1401 (Or. Stadt Goslar Nr. 571). 
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Item 1 vogedes breff, dar Alheyd, Hans Hanen wedewe, Gherd 
Gronowe, ör elike man, unn Hinrik, syn sone, inne bekennet, dat se 
vruntliken gerichtet syn des unwillen unn schelinge, dede was twischen 
dem rade unn der vrowen, unn ne willet den rad noch de borgere to 
Gosler nicht vorklaghen noch beschuldeghen umme de wedderstadinge, 
de se dem rade dar umme gedan hebben. Dat. anno M°CCCC II in ad- 
ventu domini.! 

Item 1 vogedes breff, dar Ghese, Clawes Valeberghes elike hus- 
vrowe, vorticht inne deit alsodanes anghevelles, dat an se mochte ge- 
vallen syn van ervetale wegen van orer moder Ghesen Kerkhoves, dar 
se doch neyn recht to en hadde dorch vorwerkinge willen unn de rad 
ör doch wedderstadinge gedan hebbe dorch god. Dat. M°CCCE IN 
circa Valentini.‘‘? 

Das, was diese Hinweise zusammenhält und ihre einheitliche 
Niederschrift in dem Register veranlaßt hat, ist, wie der Wortlaut des 
letzten Eintrages enthüllt, ebenfalls wieder ihre Beziehung zu der Schoß- 
politik des Rates, welche unter dem Drucke der geldlichen Ansprüche 
für die Neubelebung des Bergbaues zu Beginn des 15. Jahrhunderts 
eine starke Anspannung der Steuerkraft der Bürger und ein rücksichts- 
loses Durchgreifen bei aufgedeckten Unterschleifen, namentlich auch 
bei Erbfällen, zur Folge hatte.® Doch nicht allein der Inhalt der mit- 
geteilten Aufzeichnungen erregt unsere Aufmerksamkeit, sondern ebenso- 
sehr eine Wahrnehmung, welche auf formellem Gebiete liegt. Es ist 
die Art, wie der Rat es versteht, sowohl im Texte der Urkunden wie in 
den Regesten des Archivverzeichnisses sein Verhalten zu beschönigen, 
es bei der Wiedergabe des Tatbestandes abzuschwächen und in der 
Fassung der ausgestellten Briefe vielfach ein völlig freiwilliges und im 
Wege gütlicher Verständigung erzieltes Übereinkommen vorzutäuschen, 
wo es sich in Wahrheit um die Ausübung von Zwang und zuweilen 
vermutlich um die Anwendung von Mitteln gehandelt hat, die kaum 
als völlig einwandfrei betrachtet werden können. Damit aber gewinnen 
wir eine vollkommene Parallele zu den Eindrücken, die sich uns bereits 
bei der Erörterung der Urkundenpolitik des Rates im Bergwesen auf- 
drängten. Hier trat ebenfalls wiederholt deutlich hervor, wie Ur- 
kunden. und sonstige Notizen, vor allem solche an wichtiger Stelle, 
bewußt in den Dienst politischer Bestrebungen gezogen wurden und 
durch die Zweideutigkeit ihrer Ausdrucksweise oder sogar durch die 
völlige Abkehr von der Wahrheit bestimmt erschienen, das Verfahren 


! Urk. vom 2. 1. 1403 (Or. Stadt Goslar Nr. 582). 

® Urk. vom 13. 2. 1403 (Or. Stadt Goslar Nr. 583). 

3 Über ein lehrreiches Beispiel aus etwas späterer Zeit s. Frölich, Ein ur- 
kundlicher Beitrag zum Steuerwesen der Stadt Goslar in der ersten Hälfte des 
15. Jahrhunderts, Harz-Z. 1921 S. 33f., insbes. S. 35f., 40f. 
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des Rates zu stützen und ihm die fehlende Rechtsgrundlage zu ver- 
schaffen.! Bei der Betätigung auf steuerlichem Gebiete wirkt dabei 
m. E. vor allem der Gedanke mit, durch die Errichtung anscheinend 
harmloser Urkunden etwaigen Einwendungen dritter Personen, welche 
von den Schritten des Rates wegen ihrer Erb- und Beispruchsrechte 
mit betroffen wurden, einen Riegel vorzuschieben. 


Dafür, daß der Ausgestaltung der Urkunden und der Vermerke 
in dem Register, eine derartige Tendenz entspricht, läßt sich noch ein 
weiterer Beleg beibringen. In unmittelbarem Anschluß an die zuletzt 
mitgeteilten Einträge folgt in dem Verzeichnis von etwas jüngerer 
Hand eine auf den ersten Blick ziemlich nichtssagende Hindeutung auf 
einen Vogtbrief Hans von Zillys.? Auf denselben Vorfall muß sich aber 
auch eine ausführlichere, auf der nächsten Seite des Registers enthaltene 
und später niedergeschriebene Nachricht beziehen.® Hinsichtlich dieses 
Hauses sind nun zwei Urkunden vom 28. 9. 1414 und vom 22. 5. 1416' 
überliefert. Nach der ersten hat Hans von Zilly sein Haus auf drei 
Jahre, von den nächsten Ostern an, dem Rate geliehen. Der Rat 
hat während dieser Zeit den von dem Hause zu entrichtenden Zins 
zu bezahlen, außerdem streckt er dem Besitzer 5 Mark vor, wofür der 
letztere dem Rate Zinsen zahlen muß. Was der Rat an dem Hause 
notwendigerweise verbaut, müsse derjenige, welcher sich nach drei 
Jahren des Hauses bemächtige, nebst den 5 Mark dem Rate wieder 
erstatten. In dem zweiten Schriftstück aber bekennt Hans von Zilly, 
daß er das Haus dem Rate verkauft habe und daß ihm von diesem 
10 Mark ausgezahlt seien. Schon vorher habe der Rat 8 Mark an das 
Haus gewandt, da der Besitzer selbst wegen Unvermögens zur Bestrei- 
tung der Baukosten nicht imstande gewesen sei. 


Aus dem Mitgeteilten ist zu folgern, daß der Rat sich zwangsweise 
in den Besitz des Hauses gesetzt hat und daß der Verkauf durch Hans 
von Zilly nicht freiwillig vor sich gegangen ist. In den ausgestellten 
Urkunden wird dieses aber nicht unmittelbar bezeugt, sondern vor- 
sichtig umschrieben, so daß uns auch hier der Versuch begegnet, ähnlich 
wie es bei einer Mehrheit von Einträgen über die Bergteile des Rates 
in dem großen Stadtrechtskodex des Goslarer Archivs der Fall war, 


ı Wegen des in Verschleierungsabsicht bewirkten Vorschützens von Schein- 
gründen überhaupt in dem Goslarer Urkundentum vgl. schon Schiller, S. 66, 
Anm. 3; 67, Anm, 4; Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1915, S. 74, Anm, 1; der- 
selbe, Z.3 f. RG. 41, S. 111, Anm. 4, 

® A.R. Bl. 28: „‚Item eyn voghedes breff, den hefft Hans van Ziligen willekoret 
uppe sin hus‘“. 

3 ‚Item 1 voghedes breff, dat Hans van Zillyum dem 'rade syn hus vorkofft 
hefft unn dat vorlaten unn des vorticht ghedan hefft vor sek unn sine erven unn 
des breves utscriffte steit in registro de domibus“. 

4 Stadt Goslar Nr. 650, 662. 
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den Anschein eines auf Grund freier Vereinbarung getätigten Geschäfts 
zwischen den Beteiligten! zu erwecken.? 


Ill. Die „unnutten breve‘“ des Registers. 


Nur als eine scheinbare Abweichung von den Grundsätzen, die bei 
der Anlegung des Archivregisters und der Auswahl der Einträge befolgt 
wurden, ist es anzusehen, wenn an mehreren Stellen des Verzeichnisses 
Schriftstücke begegnen, die als „unnutte breve‘“ kenntlich gemacht 
werden. Der Ausdruck „unnutte breve‘“, der schon Koppmann auf- 
gefallen ist®, wird dabei in einem doppelten Sinne verwertet und in 
beiden Fällen läßt sich dartun, daß sich auch die Aufnahme der Hin- 
weise auf diese Briefe durchaus im Einklang mit den sonstigen Ab- 
sichten der Urkundenpolitik des Rates befindet. 

Einmal spielt, wenn die Wendung gebraucht wird, der Gedanke 
hinein, daß die Briefe für die besonderen Interessen Goslars unnütz, d.h. 
nachteilig seien und daß ihre Kenntnis daher aus dem Grunde erwünscht 
erscheine, um für die Zukunft Schaden von der Stadt abzuwenden.’ 


! Grubenbes. S. 140. 

® Mit dem hier Ausgeführten berührt es sich, daß man in Goslar überhaupt 
der Fassung der Urkunden in wichtigen Fällen sorgsame Beachtung geschenkt 
zu haben scheint. Als Beispiel kann gelten ein Antwortschreiben des Goslarer Rates 
aus dem Jahre 1335 auf einen Brief des Rates von Hildesheim, in dem dargelegt 
wird: „Alse gi fis gheschreven hebbet, dat we de stucke, de in juwem breve stan, 
evene merken unde spreken mid deme rade von Brunswich darumme, alse gi üs 
ghescreven hebbet, dat use herre von Hildensem mit den von Brunswich unde mid 
os overtoghen hebbe, dat wort „‚overtoghen hebbe‘“ dat dunket üs wunderliken 
luden, unde use herre von Hildensem dedet nodhe, dat he üs jenigher unbilker 
dinghe ansunne; we welden fis ok nodhe overthen laten to dinghen, de nicht billik 
unde redelik enweren‘‘ (UB. Stadt Hildesheim I, 888). 

® Hans. Geschichtsbl. 1874, Nachrichten S. LV, Anm. 1. 

* So wird A.R. Bl. 11 v. zu den Urkunden Kaiser Ludwigs vom 8.5. 1332 und 
vom 3. 11. 1340 (UB. III, 914; IV, 121) gesagt: „Item 2 breve keyser Lodewiges, 
de sint dem rade unnütter wann nutte, wenne se spreket uppe geld, dat me dem 
rike ghegeven hebbe to schattinge, in dem I breve anderhalff hundert mark vor 
3 jar, in dem andern 3 hundert mark vor viff jar unde licget bi den unnutten breven“., 
Nach einem später eingefügten Zusatz (‚Item III breve keyser Lodwiges des sulven 
gelik, unn syn ok unnütter wen nütte‘“) und nach Erwähnung der ebenfalls „mank 
den unnfitten breven“ liegenden Urkunde vom 8, 6. 1331 (UB. III, 888, s. auch UB. 
IV, 79) folgt der rot geschriebene Vermerk: „Disse unnütten breve hefft me 
dar umme beholden, dat me wette, dat dat also gheschen sy unn dat me 
sek ok dar na moghe richten. — Wat me van unnütten breven scrifft in 
disse registere, de vind men altomale in des berghes kisten in der 
kerken (s. UB. IV, S. 83). Hierzu ist zu vergleichen ein Eintrag, der in dem auf 
die Alveldeschen Händel aus der Mitte des 15. Jahrhunderts bezüglichen Anhang 
A.R. Bl. 81v. enthalten ist und den entgegengesetzten Gedanken zum Ausdruck 
bringt: ‚Ok ligghen in der sulven kesten in eynem registere alle breve beschreven 
unde yo de nuttesten van dem beghynne, wu Alveld ge esschetis...‘“ S. auch oben 
S. 226, Anm. 2 die Äußerung des Verzeichnisses über die Bergbriefe, ‚dar de meiste 
macht an is“, 


Die Urkundenpolitik des Goslarer Rates im Mittelalter 259 


Aber auch dort, wo tatsächlich gegenstandsl i 
stücke in Betracht kommen, steht ihre Erwannng if "dem Archiv. 
register regelmäßig in Verbindung mit einem praktischen Zweck, der 
wegen seiner Wichtigkeit für die Bedürfnisse der Stadt wiederholt 
betont wird. Maßgebend für ihre Berücksichtigung ist dann meist die 
Überlegung gewesen, daß sie als Vorbild für die Bearbeitung ähnlicher 
Fälle noch von Belang waren und als Muster dienen konnten.! 
Befremdlich sind allerdings auf den ersten Blick einige Einträge 
in denen ausdrücklich hervorgehoben wird, daß die in dem Vermerke 
gemeinten Aufzeichnungen keinerlei Bedeutung für Goslar mehr be- 
ne has daß der Rat von ihrem Inhalte daher jedermann Kunde geben 
‚ nn sind hier gegenüber der ständig festgehaltenen Heimlichkeit 
er urkundlichen Beweismittel ebenfalls Zweifel am Platze, ob nicht 


1 
” A.R. Bl. Il: „Item 2 breve des sulven koninges Wentzlay, dar he inne de 
jorgere varı Gosler genomen hefft in den lantfrede unn ore berchwerk unn se eighene 
richtere dar to hebben scholden uppe des rikes pallas to Gosler. Unde sintnerghen 
nütte to sunder pro forma unn licget bi den unnütten breven.“ Am 
Rande der Eintragung befindet sich eine etwas jüngere Notiz ‚„copia unius in MXXXV 
ad B die auf ein als „Privilegia consulum‘“ bezeichnetes Kopialbuch verweist (S. 
darüber Bode, UB. I, Vorwort S, XII, XIV; Priv.-Pol. S. 102, Anm, 53, 54). 
Danach ist bei einer der Urkunden an den Gunstbrief Wenzels vom 4. 5. 1384 (UB. V, 
555) zu denken, wie UB. V, $. 236 richtig erkannt wird, während. als die zweite 
Urkunde das Privileg Wenzels vom gleichen Tage UB. V, 553 anzusprechen ist. 
Die Briefe werden durch die späteren Gunstbezeugungen des genannten Herr- 
schers überholt sein (Priv.-Pol. S. 90f., 102f.). Zu dem am gleichen Orte (A.R. 
Bl. 11) erscheinenden Privileg Wenzels vom 4. 5. 1384, das UB. V, 554 (vgl. ferner 
daselbst S. 235) abgedruckt ist, äußert sich das Register in folgender Weise: „Unde 


wanne de rad ore breve ete. echt wolde stedeghen laten, so dunket uns 
dit de beste forme syn under on allen“. S. hierzu auch oben S. 242 und 


Priv.-Pol. S. 110, 116, Anm. 107. — Dem Kop.-Buch 402 des Goslarer Archivs 
liegt bei den Einträgen Nr. 373, 374 aus dem Jahre 1417 ein loser Zettel bei, der 
den Vermerk enthält: „‚Dyt sint unnutte breve, alse we menen, unn hebbet se dar 
umme leghen laten, icht we wat vorseen hedden, dat nutte were, dat me sek dar na 
richte, eder icht mede, dar me sek na richten mochte“. 

28, z.B. A.R. Bl. I15v.: „Dar sint breve, de de hertogen van Sassen, 
van Brunswik, van Luneborch besegelt hebbet dar upp, dat se de stad 
Gosler- vordeghedinget hebbet unn in saken mit rechte vorscheden 
hebbet. De dunket ös unnutte to syn, de mach de rad lesen laten, wen 
se willet.‘“ Welche Urkunden dabei im einzelnen gemeint sind, ist nicht fest- 
zustellen (s. jedoch etwa UB. V, 965). Ebenso hat das Archivregister Bl. 36v. bei 
der Anführung des Vertrags mit Bischof Siegfried von Hildesheim wegen des Kaufs 
von Neuwalmoden (Urk. vom 16. 9. 1307, UB. III, 170, 176) und der Einigung mit 
Bischof Albrecht von Halberstadt wegen der Eigenleute des Bischofs (Urk. vom 
31. 10. 1313, UB. III, 313) eine Erläuterung: „Ok synt dar unnutte breve, alse 
ds dunket, de mach de rad lesen laten, wan on des ghe lustet. Dar is sun- 
derken 1 breff mede, dat biscop Syverd unn de rad hadden to hope kofft Nyen Wal- 
meden. Ok is dar I breff mede bisschip Albertes to Halberst. unn synes capittels, 
dat se sek berichtet hebben mit dem rade to Gosler umme eighen lude, de dat stichte 


to Halberst. to der tyd dare ansprake.“ 
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doch bei der mit einem gewissen Nachdruck unterstrichenen Zulässig- 
keit der Offenlegung dieser Briefe eine innere Beziehung zu dem sonst 
von dem Rate gewählten Verfahren obwaltet und ob nicht die Ge- 
stattung des Einblicks in die Briefe gerade dem Wunsche entspringt, 
durch Verbreitung der Kenntnis des Inhalts der Schriftstücke irgendwie 
das Beste der Stadt zu fördern.! 


IV. Urkundenfälschungen im Zusammenhange mit der Ratspolitik. 


Während wir uns auf dem geschilderten Wege mit Hilfe ander- 
weiter Zeugnisse ein Urteil über die Ziele des Vorgehens des Rates in 
weiten Bereichen der urkundlichen Betätigung zu bilden vermögen, 
ist das Material nicht so umfassend, soweit es sich um eigentliche Fäl- 
schungen von schriftlichen Beweisstücken im Zuge der Ratspolitik 
handelt. Die Annahme, daß der Rat es nicht verschmäht hat, zur Ver- 
wirklichung seiner Pläne auch von solchen Gebrauch zu machen, liegt 
nach der Art seines Verhaltens in den bisher betrachteten Richtungen 
nahe, und zwar um so mehr, als das Goslarer Urkundentum auch sonst 
eine ganze Anzahl von Belegen für ähnliche Kunstgriffe schon in älterer 
Zeit bietet. So entpuppen sich z. B..ein Diplom Kaiser Lothars vom 7.2. 
1131 für das Stift Riechenberg®, ebenso aber ein Privileg König Philipps 
wegen der Rechte der Kaufleute in Goslar aus dem Jahre 1200° als 
Machwerke des 12. und 13. Jahrhunderts. Weiter sind begründete 
Bedenken zu äußern wegen der Echtheit der Aufzeichnungen über die 
Gründung der Goslarer Liebfrauenbrüderschaft, die sich dem 12. Jahr- 
hundert und Gunsterweisungen Friedrichs I. zuschreiben.* Und daß 


! Allerdings deuten auch einige nicht besonders hervorgehobene Vermerke 
auf eine Ausscheidung gegenstandslos gewordener Urkunden hin. Ss. z.B. AR. 
Bl. 18v.: „Item synt dar breve, de de greven van Werningerode, van Reynsten, 
van Mansfeld, van Woldenberghe oldinges gegheven hebbet uppe allerleye stucke, 
de nd dot synt, alse ös dunket, uppe voghedye, uppe quitantien, uppe berichtinge 
unn uppe sone“. Über einen ähnlichen Vorgang vgl. den bei Weißker, Verfassung 
und Verwaltung der Stadt Münden im Mittelalter, Jahrb. des Geschichtsver. f 
Göttingen und Umgebung 4/5 (1911/12), S. 170, Anm. 2 mitgeteilten Eintrag in 
dem Kop.-Buch Herzog Ottos des Einäugigen (Staatsarch. Hannover Cop. III, 6), 
Bl. 1: „Dit sint de breve up dem torn to Usler, dar besundern neyn grod macht 
inn Iyd“. Wegen der Urkunden des Kölner Stadtarchivs zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts, ‚‚da wenich belangs anseynde is“, s. Ulrich, Mitt. aus dem Stadtarchiv 
von Köln, Heft 10 (Köln 1886), S.5. Hier übrigens auch Ausführungen wegen der 
verschiedenartigen Einschätzung der Landfriedensurkunden in einzelnen Städten. 

2 UB. I, 177. S. Klinkenborg, Die Privilegien Lothars von Supplinburg 
für das Augustinerstift Riechenberg bei Goslar, Zeitschr. des Hist. Ver. für Nieder- 
sachsen 1899, S. 102f. 

3 UB. I, 354. Vgl. die Anm. Bodes zu der Urkunde. j 

ı UB. I, 265, 266. Ich bringe darüber Genaueres in einer Untersuchung „Bei- 
träge zum älteren Brüderschaftswesen in Deutschland“, Harz-Z. 1922 S. 19f., 
insbes. S. 241. 
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nl gerade um die Zeit der Abfassung des Registers Urkundenunter- 
N schiebungen nicht gerade als etwas Seltenes anzusehen sind, ergibt 
N, sich aus dem Notariatsinstrument vom 19. 1. 1398, in dem der Priester 


Konrad von Peine mit einem Bekenntnis über seine Fälschertätigkeit 
zum Nachteil des Goslarer Donistiftes hervortritt.! 


N, Allerdings dreht es sich in den bisher besprochenen Fällen? durch- 
MN weg um Angelegenheiten, die mit dem Bergwesen nichts zu tun haben. 
at Trotz der in dieser ‚Hinsicht festzustellenden Unzulänglichkeit der 
I Überlieferung ist es jedoch geglückt, auch den Nachweis für einige 
N, Fälschungen zu erbringen, die in engster Berührung mit der Berg- 
RN politik des Rates stehen müssen und nur so hinlänglich erklärt werden 


Bu, können. Es sind dabei einmal zu nennen das angebliche Abkommen 
. der Stadt Goslar mit dem Kloster Walkenried vom 23. 6. 1310 über 

h den einheitlichen Betrieb des Bergbaues am Rammelsberge®, sodann 
‘ einige Nachrichten, welche den Besitz des Klosters Neuwerk in Goslar 


Un 

Kl an Forsten im Harz betreffen.“ Nach beiden Seiten drängen sich Be- 

lu] obachtungen auf, die sich mit unseren bisherigen Darlegungen nahe 

v & berühren. r 

ir] Der Vertrag Goslars mit Walkenried wegen der gemeinschaft- 

Pr lichen Bergwerke am Rammelsberge hat nach meinen früheren Unter- 

dl suchungen als eine Fälschung zu gelten, welche dem Anfang des 15. Jahr- 

det, hunderts angehört und das Ziel verfolgte, dem Rate bei den Verhand- 

die lungen über die Wiederaufnahme des Bergbaues um diese Zeit eine 

ah, urkundliche Stütze für die Begründung seiner Ansprüche gegenüber 

dat dem Kloster zu gewähren. Sie greift also unmittelbar ein in das Gebiet 
der städtischen Bergpolitik, eine Auffassung, die eine weitere über- 

erh raschende Bestätigung durch das empfängt, was wir jetzt über die 

Ri vermutliche Persönlichkeit des Verfertigers der Urkunde beibringen 

kt . 

ap ı UB. V, 1080. 

ing ® Auch in Urkunden aus späterer Zeit begegnen gelegentlich Andeutungen, 


die darauf schließen lassen, daß man mit Urkundenfälschungen rechnete, So ist bei 
in den Streitigkeiten der Stadt mit Johann von Dürnten wegen des Priorats zum 
Heiligen Grabe aus dem Ende des 15. Jahrhunderts (vgl. Heineccius, Antiqui- 
tatum Goslariensium et vieinarum regionum libri sex, Frankfurt a. M. 1707, 5. 4271., 
429f.) einmal die Rede davon, daß Johann von Dörnten von Rom falsche Sententien 
und Briefe mitbringe (Urk. vom 19. 7. 1497, Goslar, St, Johannis zum Heil. Grabe 
Nr. 1b). S. ferner die Erörterungen wegen der Echtheit päpstlicher Provisionsbriefe 
über die Besetzung eines erledigten Kanonikats im Goslarer Domstift in Urkunden 
vom 14, 1. 1551 und vom 21. 6. 1557 (Goslar, Domstift Nr. 790, 793). 

> UB, III, 223. S. zu dieser Urkunde Frölich, Zur Kritik der älteren Nach- 
richten über den Bergbau am Rammelsberge bei Goslar, Arch. f. UrkF, 7, S, 1611f., 


namentlich S. 1671. 
* UB. III, 38, 70. Vgl. hierzu Denker, Zwei gefälschte Urkunden im 3. Bande 


des Goslarer Urkundenbuches, Harz-Z. 1917, S. 49f.; derselbe, Der Waldbesitz 
des Klosters Neuwerk im Oberharz nach den alten Urkunden, Harz-Z. 1918, S. 22f., 


insbes. S. 76, 77. 
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können.! Und für die unechten Briefe über den Forstbesitz des Klosters 
Neuwerk hat Denker den Nachweis geführt, daß bei ihnen ebenfalls 
die Beziehungen der Stadt zum Bergwesen eine Rolle spielten und daß 
die Absicht bei den Fälschungen wahrscheinlich dahin ging, mit der 
Vergrößerung des Besitzstandes des Klosters mittelbar auch die Ein- 
flußnahme des Rates auf den Bergbau zu verstärken, da jede Ver- 
mehrung der Waldanteile des Klosters bei der nahen Verbindung 
zwischen diesem und der Stadt? auch einen Erfolg für die Politik des 
Rates bedeutete.? Zu beachten ist, daß sich mit dem bisherigen Katalog 
von Fälschungen, die hier einschlagen, noch nicht erschöpft, was aus 
der urkundlichen Überlieferung in dieser Hinsicht zu entnehmen ist, 
Es sind Anhaltspunkte dafür gegeben, daß es auch an weiteren Ver- 
suchen gleicher Art nicht gefehlt hat, und es wird erforderlich sein, 
einmal den gesamten Vorrat an Berg- und Forsturkunden des Klosters 
Neuwerk, vielleicht aber auch den der übrigen mit der Stadt engere 
Fühlung unterhaltenden Goslarer Stifter und Klöster* unter dem hier 
wesentlichen Gesichtswinkel systematisch zu durchforschen.® 


V. Grundlinien der Urkundenpolitik des Goslarer Rates. 


Wenn wir das, was wir bei unseren früheren Untersuchungen er- 
mitteln konnten, einbeziehen, so haben wir nunmehr im wesentlichen 
erschöpft, was das Goslarer Urkundentum bis zum Beginn des 15. Jahr- 
hunderts an Stoff für unsere Zwecke beibringt. . 

Es enthüllt deutlicher, als es für gewöhnlich der Fall ist, die enge 
Verknüpfung zwischen der allgemeinen Politik der auf allen Seiten von 


ı S. unten bei Vla. 

® Schiller, S. 108f. 

® Vgl. Denker, Harz-Z. 1918, S. 76, 77. 

* Zu denken ist namentlich an das Kloster Frankenberg. S. Schiller, S. 30f.; 
Denker, Harz-Z. 1918, S. 63, 68, 77. 

5 Nach gütiger Mitteilung von Herrn Prof, Dr. Denker in Osnabrück, der 
sich eingehend mit dem Urkundentum des Klosters Neuwerk beschäftigt hat, ist 
bei der Benutzung desselben nach den Abdrucken im Goslarer UB. eine gewisse 
Vorsicht angezeigt. So liege nach Material und Sprache anscheinend eine weitere 
Fälschung vor bei dem Schriftstück vom 4. 7. 1304 (UB. III, 69), das seinem Wort- 
laut nach aus der Urkunde vom 29. 6. 1300 (UB. II, 595) übernommen sei. Ebenso 
seien die Aufzeichnungen UB. III, 685 und III, 977 identisch, da die erstere lediglich 
ein verschriebenes Datum gebe. — Ich möchte an dieser Stelle meinerseits noch 
aufmerksam machen auf die eine Grenzbeschreibung des Klosters St. Mathias zur 
Celle enthaltende Niederschrift von 1301 (UB. III, 8), bei der nach der Bemerkung 
des Herausgebers über eine vorhandene Rasur ebenfalls mit einer Änderung der 
Jahreszahl zu rechnen ist. Die Zeitangabe 1301 ist, soweit ich sehe, bislang nirgends 
beanstandet (vgl. P. J. Bruns, Beiträge zur krit. Bearbeitung unbenutzter alter 
Handschriften. usw., 1 Stück, Braunschweig 1802, S. 112; Jacobs, Harz-Z. 1870, 
S. 87,88; Günther, das. 1884, S. 30, Anm. 8; Günther-Denker, das. 1916, S. 87). 


“ 
dk 
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Feinden und Neidern umgebenen Stadt und der Behandlung ihres Ur- 
kundenwesens und zeigt, in wie zielbewußter Weise der Rat das letztere 
dabei in den Dienst seiner sonstigen Bestrebungen zu stellen verstand. 
Es geschieht dies nicht nur durch eine geschickte, sich über alle wich- 
tigeren Gebiete des städtischen Lebens erstreckende Sichtung und 
Gruppierung der erhaltenen Aufzeichnungen nach ihrer größeren oder 
geringeren Wichtigkeit für die Interessen der Stadt, sondern auch durch ' 
die Herstellung von Vermerken, welche die Erinnerung an den Anlaß 
ihrer Entstehung bewahren, durch Hinweise auf den grundsätzlichen 
Charakter der im Einzelfalle getroffenen Entscheidungen, durch Er- 
örterungen über ihre rechtliche Tragweite und durch weitere Maß- 
nahmen, die ihre Verwertung als Vorbild für künftige Gelegenheiten 
in einem dem Rate erwünschten Sinne zu sichern bestimmt sind. Eine 
zusammenfassende Vorstellung der von dem Rat eingeleiteten Schritte 
gewährt vor allem das Archivregister vom Jahre 1399, das dadurch in 
seiner Bedeutung für die Urkundenpolitik der Stadt klar herausgehoben 
wird, während die Rücksicht auf eine archivalische Ordnung der ins- 
gesamt überlieferten Bestände zurücktritt. 

Darüber hinaus aber läßt — was die Einträge in dem Archiv- 
register ebenfalls dartun und was durch andere Beobachtungen be- 
kräftigt wird — das Vorgehen des Rates die materielle Richtigkeit des 
Urkundeninhalts selbst nicht unberührt. 

Einerseits ist mit großer Gewandtheit versucht, durch Erläuterungen 
und Zusätze, welche für sich allein oder in Verbindung mit der Mit- 


teilung von Urkundenabschriften an besonders in die Augen fallender 


Stelle, namentlich in der großen Stadtrechtshandschrift des Goslarer 
Archivs, daneben wieder in dem Archivregister eingetragen sind, die 
Tatsachen zu verdrehen und ihnen eine den Tendenzen der Ratspolitik 
entsprechende Färbung zu verleihen. Möglicherweise hat hierbei auch 
der Gedanke vorgeschwebt, im voraus die Unterlagen zu beschaffen, 
die eine Handhabe für die künftige Bereitstellung von Beweismaterial 
zu gewähren vermochten. Zugleich macht sich das Bemühen geltend, 
bei Zweifelhaftigkeit der Rechtslage mit Hilfe der Durchführung ge- 
richtlicher Verfahren und der Errichtung von Urkunden über sie, 
welche die genaueste Wahrung der vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
bezeugen, sowie umfassender Darlegungen, die den Standpunkt des 
Rates zu stützen bezwecken, die Schwächen in der sachlichen Be- 
gründung der erhobenen Forderungen zu verdecken oder die Auf- 
merksamkeit von ihnen abzuziehen. Ebenso können wir verfolgen, 
daß der Wortlaut einer Anzahl der vorhandenen Urkunden unmittelbar 
darauf angelegt ist, den gegebenen Sachverhalt zu verschleiern, das 
Verhalten des Rates zu beschönigen und es als harmlos erscheinen zu 
lassen, während es sich in der Tat um einschneidende Eingriffe dreht, 
bei denen nicht immer ersichtlich ist, ob der Rat bei seinen Schritten 
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vollständig in den Grenzen des strengen Rechts verblieben ist oder ob 
er nicht vielmehr seine Machtbefugnisse zur Durchsetzung eigen- 
süchtiger Ziele gemißbraucht hat. 

Auf der anderen Seite begegnet die Ausstellung von Schein- 
urkunden, welche im Einverständnis mit der Gegenpartei angefertigt 
werden und formell einwandfreie Titel für an sich nicht gerechtfertigte 
Ansprüche des Rates abgeben sollen. Überhaupt zeigt es sich, daß 
in der Urkundenpolitik der Stadt namentlich die Falschbeurkundung 
einen bedeutsamen Platz beansprucht und teilweise mit großer Ge- 
wandtheit, teilweise aber auch mit einer fast naiv anmutenden Selbst- 
verständlichkeit gehandhabt wird, die überraschend wirkt. 

Ihre Ergänzung finden diese Wahrnehmungen endlich in der Tat- 
sache, daß auch eigentliche Urkundenfälschungen der Politik des Rates 
nicht fremd geblieben sind. Ich betrachte es nicht als ausgeschlossen, 
daß sie sogar einen weit größeren Umfang erreicht haben, als bisher 
einwandfrei nachzuweisen ist. Fehlt es auch an offenen Bekenntnissen 
für die geübten Praktiken, so dürfte gegenüber dem, was in dieser Hin- 
sicht bereits vorliegt, doch ein begründeter Zweifel wegen einer Be- 
teiligung des Rates bei der Vornahme der Fälschungen oder wenigstens 
wegen ihrer Begünstigung durch den Rat nicht angebracht sein. 

Dadurch, daß sich die Mehrzahl der Niederschriften, von denen 
hier die Rede war, auf das Bergwesen bezieht, erweckt die Betätigung 
des Rates in den geschilderten Richtungen gleichzeitig den Eindruck 
einer Planmäßigkeit und Geschlossenheit, wie sie in dieser Form nicht 
allzu häufig anzutreffen sein dürften. 

Es ist einzuräumen, daß die vorstehenden Ausführungen sich zu- 
weilen auf einem etwas unsicheren Boden btwegen und, für sich allein 
betrachtet, einen unanfechtbaren Beweis für das Geschehene nicht 
liefern. Indessen ist zu berücksichtigen, daß es sich dabei vielfach um 
innere Vorgänge handelt, die schon an sich ihrer Natur nach einer Er- 
fassung nicht leicht zugänglich sind, und daß sich die Schwierigkeiten 
weiter dadurch steigern, daß, wie wir aus einer ganzen Reihe von Zügen 
ableiten mußten, der Rat es bewußt darauf abgestellt hat, einen Schleier 
über seine Maßnahmen zu breiten und Dritten den Einblick in sie zu 
verwehren. Abgesehen davon aber, daß jedenfalls bei einer Anzahl von 
Tatsachen, die wir erörterten, mit voller Deutlichkeit. Rückschlüsse auf 
bestimmte Ziele des Rates zulässig waren, beweist doch, im ganzen 
genommen, ferner die Art, wie die einzelnen Machenschaften sich wieder- 
holen, wie sie in einander greifen, sich ergänzen und zu einem kunst- 
vollen System verschlingen und wie sie durch die Bestrebungen des 
Rates vor allem im Bergwesen den Stempel der Einheitlichkeit auf- 
gedrückt bekommen, daß, mag auch in Einzelheiten eine abweichende 
Beurteilung gerechtfertigt sein oder eine Berichtigung erforderlich 
werden, das von uns gezeichnete Bild in seiner Gesamtheit sich kaum 
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allzu weit von der Wirklichkeit entfernt und als zuverlässig zu be- 
trachten ist. 


Unverkennbar ist, daß die Ausgestaltung der‘ Urkundenpolitik 
des Goslarer Rates, welche sich uns darbot, eine aufsteigende Linie 
zeigt, und daß für sie die Wende zwischen dem 14. und 15. Jahrhundert 
gewissermaßen einen Höhepunkt der Entwickelung bedeutet. Hier hat 
in Verbindung mit der schärferen Einstellung, welche die Bergpolitik 
der Stadt um diese Zeit erfuhr, offensichtlich zugleich ein Ausbau 
des Urkundenwesens und eine straffe Zusammenfassung aller für die 
Erreichung der Absichten des Rates dienlichen Mittel stattgefunden. 


Wir sind aber in der Lage, dem Fortwirken der Anschauungen, 
die uns in dem Urkundentum zu Ende des 14. und zu Beginn des 
15. Jahrhunderts aufstießen, auch in den Quellen der Folgezeit nach- 
zuspüren. Denn wir haben hier in Aufzeichnungen, die etwa ein Jahr- 
hundert später liegen, ein schlüssiges Beispiel dafür, daß der Rat jetzt 
ebenfalls vor der Beurkundung bewußter Unwahrheiten nicht zurück- 
scheute, wenn er es aus politischen Gründen für angebracht hielt, ob- 
wohl es gerade bei dem zu erwähnenden Anlaß nicht ohne Unstimmig- 
keiten innerhalb des Rates selbst abgelaufen zu sein scheint. 

. Zu Anfang des. 16. Jahrhunderts wurden in Goslar umfangreiche 
Münzfälschungen aufgedeckt, aus deren Anlaß einigen der Münzherren 
der Stadt der Prozeß gemacht wurde.? Einer von ihnen entfloh, die 
drei übrigen, Henning Tiling, Ernst Berniseken und Ludeke Iden 
wurden enthauptet.3 


‚Nun enthält das Goslarer Stadtarchiv eine umfangreiche Nieder- 
schrift®, welche in ihrem ersten, vom 12. 7. 1501 datierten Teile fol- 
gendes ausführt: 


Die Münzherren der "Stadt im Jahre 1500, Henning Tilingk und 
Ernst Berniseken aus dem Rate, Lüdeke Iden und Coerdt Schiltwechter 
aus der gemeinen Bürgerschaft hatten sich großer Unterschleife bei der 
Verwaltung des Münzwesens schuldig gemacht, die durch Verhöre und 
Folterung ans Licht gebracht wurden. Coerdt Schiltwechter floh aus 
der Stadt, die anderen drei gestanden, zum Teil erst nach Anwendung 
der peinlichen Frage, ihre Vergehungen ein und boten Ersatz an, wenn 
ihnen nur das Leben geschenkt würde. Nach vielen Beratschlagungen 


1 Grubenbes. S. 131f.; Priv.-Pol. S. 89f. 

® Vgl. die Nachricht hierüber im Braunschw. Schichtbuch, Chron. d. d. St. 
16, S. 447, ferner in Henning Brandis’ Diarium (hrsgeg. von Hänselmann, Hildes- 
heim 1896), S. 169. ‚ 

3 Einen entsprechenden Vermerk hat auch die Goslarer Tafelamtsrechnung 
von 1501 (in dem Titel „‚suspensori‘“). Das Braunschw. Schichtbuch (s. die vor. 
Anm.) gibt den 11. 7. 1501 als Tag der Hinrichtung an. 

4 Or. Stadt Goslar, Nr. 1005. 
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darüber, wie man sich den Verbrechern gegenüber verhalten solle, be- 
schloß der Rat, sie dem Richter Hans Manschen zu übergeben, um 
mit ihnen dem Rechte gemäß zu verfahren. Demnach bekennt Hans 
Mansche, „schulte und richtere tho Gosler‘‘, daß „de gemelten Henning 
Tilingk, Ludeke Iden levendich, so de genante Ernst Berniseken 
vorhen gestorven was, up mandach na septem fratrum im jare, 
so men na Christi unses heren gebort schreyff viffteinhundert und ein 
jar, tho Gosler under der loven, dar ick vor allem volcke ein halsgerichte 
hebbe geseten“, von ihm „myt ordelen und rechte nah gewonheit 
und richte der stadt Goslar‘ zum Tode durch das Schwert verurteilt 
seien, worauf der Scharfrichter den Spruch vollzogen habe. Die Ur- 
kunde schließt mit dem Vermerk, daß diese Dinge sich abgespielt hätten 
zu Goslar unter dem Rathause, „dar ick Hans Manschen, schulte und 
richter, vor allem volcke dat halsgerichte geseten und vullendet hebbe‘“, 
es werden als Zeugen neben vier namentlich bezeichneten Personen 
benannt „ock gemeinliken de borgere alle dorch de klocken, wu solckes 
by uns in dem falle gewonheit is, dar tho gefordert und geladen“.! 

Besonders wichtig an dieser Urkunde ist nun, daß sich auf ihrer 
Rückseite der Entwurf eines lateinisch abgefaßten Notariatsinstru- 
mentes befindet, das vom 20. 12. 1503 datiert ist. Danach erscheinen 
vor Notar und Zeugen der neue und alte Rat zu Goslar, wenigstens 
der größere und der Behauptung nach verständigere (sanior) Teil dıs- 
selben, lassen sich die obige Urkunde vorlesen und erklären darauf, 
daß alles in ihr Bekundete so und nicht anders, als darin stehe, geschehen 
sei, und zwar durch den ganzen Rat, nicht durch gewisse einzelne Per- 
sonen des Rates, und daß der Prozeß den ganzen Rat, nicht einzelne 
Ratspersonen, angehe. Das Schriftstück lautet: 

„In nomine Domini amen. Anno a nativitate ejusdem millesimo 
quingentesimo tertio indictione sexta die vero Marcurii vicesima mensis 
Decembris hora tertiarum vel quasi pontificatu, ut asseritur, vacante 
in mei notarii publici testiumque infraseriptorum presencia personaliter 
constitutorum spectabiles et circumspecti viri domini Johannes Papenn, 
Hans Dorthen, Hinrick Bornhusen, Brun Bruns, Ernst Kalbecht, 
Wernerus Usler, Paul Scriver, Hans von Hagen, Hinrick et Curdt Geis- 
mer, Hans Heidekenn, Hennigk Nauwen, Jasper Brusenhagen, Arnnd 
Tollen, Hansz Pansmed, Hinrick Heidekenn, Clausz Peters, Hinrick 
Alden, Arnt Balder, Brunsz Rudeman, Bartolt Achterman, Cordt 
Tilingg, Claus Wegener, Hinrick Reymers, Ludeke Meiger, Casper 
Fricken, Hans Beverieger, Hansz Hilbrant, Tile Meiger et Arndt Horne- 
borch novum ac veterem consulatum opidi Goßlar coniunctim 
vel saltem maiorem et saniorem partem, uti asseruerunt, 


ı Das nach dem Inhalt der Urkunde angehängte Sekretsiegel der Stadt und 
das Siegel des Schultheißen Hans Manschen sind nicht. mehr vorhanden, 
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facientem et representantem retroscriptas literas sive retroscrip- 
tum processum de verbo ad verbum legi fecerunt, intellexerunt et audie- 
runt et quilibet eorum intellexit et audivit omniaque in ipsis literis 
contenta ita et non alias facta fuisse dixerunt ipsumque 
processum per totum consulatum et non per certos singu- 
lares personas consulatus secundum morem et consuetu- 
dinem opidi Gosleriensis hactenus in similibus causis, qua- 
tenus ad eas pertinent..., juxta tenorem ipsarum litera- 
rum retroscriptarum habitum et de ipso processu non qua- 
rundam singularum personarum consulatus, sed tocius con- 
sulatus interesse dixerunt et quilibet eorum dixit. Super 
quibus omnibus et singulis dieti domini et quilibet eorum me notarium 
publicum infrascriptum debita cum instantia requisiverunt et requisivit, 
quatenus ipsi et eorum quilibet super praemissis unum vel pluria publi- 
cum vel publica conficerem instrumentum seu instrumenta. Acta 
fuerunt hee in opido Goßlariensi in pretorio in stuba hyemali sub anno, 
indictione, die, mense et hora, quibus supra, pontificatu, ut asseritur, 
vacante presentibus ibidem honorabilibus viris dominis Henningo Molen 
et Tilemanno Dalen, presbiteris Hildensemensis diocesis, testibus ad 
praemissa vocatis pariterque requisitis.‘ 


_ Die Errichtung dieser Urkunden hängt zusammen mit den Streitig- 
keiten, in welche die Stadt Goslar mit den Angehörigen der verurteilten 
Ratsherren verwickelt wurde. Und zwar handelt es sich zunächst um 
ein Abkommen, das der Rat mit der Witwe Ernst Bernisekens erzielte.! 
In den darüber erhaltenen Schriftstücken vom 15. 11. 1503° wird der 
Sachverhalt noch vollkommen wahrheitsgemäß beschrieben, insbesondere 
die Enthauptung Bernisekens bestätigt. Die oben mitgeteilten, in ihrem 
Schlußteil nur wenige Wochen später datierten Aufzeichnungen weisen 
dagegen eine Darstellung der Vorgänge auf, welche hinsichtlich Ernst 
Bernisekens wesentlich abweicht. Man wird kaum fehlgreifen in der 
Auffassung, daß hier eine Maßregel in Frage steht, welche auf den im 
November 1503 mit der Witwe Ernst Bernisekens getroffenen Ab- 
machungen beruhte und auf eine Art Ehrenrettung für ihren Ehemann 
hinauslief. Dabei erfordert Aufmerksamkeit nicht nur die Art des 
Verfahrens des Rates an sich, sondern auch der aus dem beigefügten 
Entwurf einer Notariatsurkunde ersichtliche Umstand, daß die Richtig- 
keit des Inhalts der Niederschrift nochmals in besonderer Verhandlung 
vor dem Rate bekräftigt werden sollte, daß sich hierbei aber Meinungs- 


ı Über die Auseinandersetzungen mit der Witwe Henning Tilings vgl. die 
Urkunden vom 18. 3. 1513, 20. 4. und 30. 9. 1514 (Or. Stadt Goslar Nr. 1070, 1071, 
1078, 1082), sowie Hölscher, Die Geschichte der Reformation in Goslar (Han- 
nover und Leipzig 1902), S. 7. 


2 Or, Stadt Goslar, Nr. 1002—1004. 
18* 
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verschiedenheiten innerhalb des Rates, die in dem Wortlaut des auf- 
gesetzten Notariatsinstruments zum Ausdruck gelangen, ergaben und 
schließlich wohl der Anlaß waren, daß von einer Vollziehung des Pro- 
tokolls überhaupt abgesehen wurde. So bieten die beiden Urkunden 
wiederum ein bezeichnendes Beispiel dafür, daß trotz sorgsamer Wah- 
rung der äußeren Form und trotz nachdrücklicher Betonung des Willens 
zur Wahrheit bei den von dem Rate ausgehenden Beurkundungen eine 
Gewähr für das sachliche Zutreffen des Bezeugten keineswegs immer 
gegeben ist. Damit haben wir zugleich einen Beleg aus späterer Zeit, 
welcher in durchaus einwandfreier Weise die Berechtigung der Folge- 
rungen, die wir aus anderen Beobachtungen hinsichtlich der Urkunden- 
politik des Goslarer Rates ziehen zu müssen glaubten, bestätigt und 
welcher der von uns vertretenen Grundanschauung einen bedeutsamen 
Halt verleiht. 


VI. Ausblicke. 


Aus den gewonnenen Einsichten erwachsen neue Probleme, die 
nicht nur für die örtliche Forschung von Belang sind, sondern die darüber 
hinaus geeignet erscheinen, sowohl der Urkundenwissenschaft wie der 
Beschäftigung mit dem städtischen Verfassungsleben des Mittelalters 
bisher kaum hinreichend beachtete Ausblicke zu erschließen und das 
Empfinden für die Wechselbeziehungen zwischen beiden zu schärfen. 

a) Eine Betrachtungsweise, wie sie hier gewählt ist, führt zunächst 
mit Notwendigkeit auf Zusammenhänge, deren Verfolgung für die 
Aufhellung des Werdeganges der verfassungsrechtlichen Verhältnisse in 
Goslar von Nutzen sein muß. Bereits mehrfach ist von mir betont 
worden, daß für den Ausbau der Goslarer Ratsverfassung die zweite 
Hälfte des 14. Jahrhunderts eine Epoche bildet, in der die Keime zu 
einer völligen Neuorientierung gelegt wurden. Die Beseitigung des 
Dreirätesystems, das Aufkommen der Bürgermeister, die völlige Ein- 
ordnung des Vogtamtes in den städtischen Machtbereich auf der einen, 
die Aufsaugung der Berggenossenschaft der Montanen und Silvanen, 
die Beibehaltung der von ihnen besetzten Ratsstühle auch nach dem 
Verschwinden der Korporation und die eigenartige Form, in der die 
ehemaligen Vertreter der Bergleute als eine mit besonderen Kompe- 
tenzen ausgestattete und rechtlich begünstigte Ratsabteilung belassen 
wurden, auf der anderen Seite können als Marksteine auf diesem Wege 
angesehen werden!. Fügt man zu den schon bei anderen Anlässen 
getroffenen Feststellungen noch das hinzu, was wir als Ertrag unserer 
jetzigen Untersuchung buchen können, so läßt sich behaupten, dab 
das Zurückgreifen auf die Urkundenpolitik des Goslarer Rates eine 


ı Vgl. Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1915, S. 577. 
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ni nn stetem Fortschreiten die Fäden einer Entwicke- 
sländia zelin ns über die Aufschluß zu erhalten bisher nur unvoll- 
Aenan sich ce 5 Das Herausarbeiten der Gesichtspunkte, von 
daB von der cin er ei seinen Maßnahmen leiten ließ, der Nachweis, 
Tal geraden . hin beschränkten Anzahl urkundlicher Zeugnisse ein 
die Aufklärungen nn die Pläne des Rates zu verdunkeln, endlich 
Unkundentlsen: ‚ die sich uns über die Tendenz der vorgenommenen 
hervörfagender on und Falschbeurkundungen darboten, fördern in 
ee ne die Erkenntnis der eigentlichen Ziele dieser Politik 
sicht eanz Ka ihren Auswirkungen in verfassungsgeschichtlicher Hin- 
Beiätigung dee z nn zu werden, als es ohne eine Untersuchung der 
Ann . im urkundlichen Bereich denkbar gewesen wäre.! 
ee nach einer zweiten Seite hin ist die geschaffene Grund- 
°” Eine oe für wichtige Beobachtungen zu verwerten. 

en 5 nr sie bei Goslar zu verfolgen ist, nötigt bei ihrem 
ES Enie de . au und der Einheitlichkeit, die ihr namentlich gegen 
mer; . Jahrhunderts innewohnt, sofort zu der Überlegung, 
Genie q ist, den Trägern dieser Politik auf die Spur zu kommen. 
ee em en der sich nach unseren bisherigen 
a gen au drängt, ist es kaum zulässig, sich mehr oder weniger 
signiert mit dem üblichen Hinweise auf den starken Zug der Ano- 
nymität zu begnügen, welcher den Leistungen des Mittelalters auf dem 
Gebiete der Gesetzgebung und der Politik vielfach eigen ist.” Es wird 
vielmehr die Aufgabe sichtbar, die Frage nach den Persönlichkeiten 
zu beantworten, welche als treibende Kräfte bei dem Vorgehen des 
Rates zu gelten haben und Richtung und Schrittmaß desselben be- 
stimmten. Allerdings ist es bei dem augenblicklichen Stande unseres 
Wissens und mit den zurzeit verfügbaren Hilfen noch nicht angängig, 
die Gesamtheit der Rätsel zu lösen, die hier vorliegen. Aber einige 
Andeutungen können doch gemacht werden, um darzutun, inwieweit 
sich Ansätze für ein tieferes Eindringen zeigen und wie fruchtbar das 
letztere gestaltet werden kann. 
In erster Linie beansprucht natürlich Interesse die Ermittlung 
des Schreibers des Archivregisters selbst. In dem Goslarer Urkunden- 
tum des ausgehenden 14. Jahrhunderts sind es, soweit ich sehe, nament- 
lich drei Männer, welche öfter bei der Anfertigung der Urkunden für 


1 In der Abhandlung „Verfassung und Verwaltung der Stadt Goslar im 
S, 12f. habe ich die weiteren Schick- 


späteren Mittelalter‘ (s. oben S. 251, Anm, 5), 
ingesetzten Privilegienherren und 


sale der bei der Anlegung des Archivregisters ei 
den Ratsausschuß der Sechsmannen, der bis in die 


ihre Umbildung zu dem leiten 
Hier tritt besonders deutlich die nahe Verbindung 


Neuzeit bestand, beleuchtet. 
zwischen der Urkundenpolitik des Goslarer Rates und der städtischen Verfassungs- 


entwickelung hervor. 
2 Vgl. etwa Weiland, Hist. Z. 85 (1887), S. 334; Frensdorff, Z.? f. RG. 26, 


5. 203, 204, 
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den Rat zugezogen oder sonst für die Stadt tätig werden, der Pfarrer 
Johann Brandes von der Goslarer Marktkirche!, und die Geistlichen 
Hans von Vloto®? und Hermann Werenberg®, von denen die letzteren 
wiederholt, und zwar auch gemeinsam als Notare oder Zeugen fun- 
gierten.* Unter ihnen ragt vor allem Werenberg hervor, der in ungewöhn- 
lichem Grade das Vertrauen des Rates besessen haben muß und der 
zu Sendungen und Geschäften der verschiedensten Art für die Stadt 
verwandt wurde. Er taucht zuerst als Kaplan der Bartholomäuskapelle 
in den Diensten des Rates5 auf und begegnet sodann in einer größeren 
Anzahl von Urkunden bis zum Jahre 1403 als Scholastikus des Dom- 
stiftes® und nach dieser Zeit bis 14327 als Pfarrherr der Marktkirche,s 

Das häufige Auftreten Werenbergs an verantwortungsvoller Stelle 
hat Anlaß gegeben, die dem Anschein nach von Werenberg selbst her- 
rührenden Urkunden des Goslarer Stadtarchivs zu vergleichen.° Das 
Ergebnis ist, daß wir in Werenberg mit hoher Wahrscheinlichkeit die 


1 Johann Brandes wird UB, V,507 von dem Rat als „unse seriver‘ bezeichnet 
und daher wohl auch UB. V, 84, 318, 372, 698a gemeint sein. Er wird ferner er- 
wähnt z. B. UB, V, 576, 590, 840, 853, 874, 925, 986, 1008, 1020, 1080, 1175. 

® UB. V, 1015, 1042, 1044, 1098, 1103. 

° S. z.B. UB. V, 706a, 708a, 718, 872, 1128, 1202, Urkunden vom 3. und 
5. 8. 1407 (Or. Stadt Goslar Nr, 615—617). 

* UB. V, 887, 892, Vgl. auch die Notariatsurkunde Vlotos vom 10. 2. 1402 
(Or. Stadt Goslar Nr. 572a), in der als Zeugen Brandes, Werenberg und Kracht 
(s. die übernächste Anm,) genannt werden. 

® UB. V, 650 (1386). UB. V, 775 wird er als „‚prothonotarius oppidi Goslarie“, 
V, 1020, 1021, 1030, 1097, vielleicht auch 1248 als Ratskaplan aufgeführt. Die 
Bartholomäuskapelle (vgl. UB. IV, 407) wird demnach damals zur Ausstattung des 
Stadtschreiberamtes benutzt sein (s. dazu UB. III, 689; IV, 790; V, 116). 

° UB. V, 896, 925 u. s. f. Das letzte Vorkommen als Scholastikus datiert vom 
22. 1. 1403 (Chmel, Reg. Rup. 1397). Beachtenswert ist, daß schon vor Werenberg 
der Scholastikus des Domstifts, Hartman Zabel, dem Rate nicht fern gestanden zu 
haben scheint (s. UB. IV, 787) und daß etwas Ähnliches vielleicht auch von seinem 
Nachfolger Conrad Kracht (vgl. über diesen Chmel 1397, 2842, Urk. vom 24. I1. 
1413, Or. Stadt Goslar Nr, 646) anzunehmen ist. Über Stadtschreiber als Schüler 
des Chorherrenstiftes und seines Scholastikus in Zürich s. Stutz Z.? f. R.G. 3 
S. 652 (bei der Besprechung von Schweizer, Züricher Privat- und Ratsurkunden, 
Nova Turicensia, 1911, 1). 

? Vgl. Or. Stadt Goslar Nr. 665, 667 (1417), Domstift Nr, 528 (1428). In 
einer Urkunde vom 6. 1. 1432 (Or. Stadt Goslar Nr. 735c) sichert ihm der Rat 
noch eine Rente zu. 

8 Man könnte im Hinblick auf die Länge des zu berücksichtigenden Zeit- 
raums die Frage aufwerfen, ob der Domscholaster und der spätere Pleban der Markt- 
kirche Werenberg identisch sind. Ich möchte die Frage unbedenklich bejahen, 
da mir in dem Goslarer Urkundentum keinerlei Spuren aufgestoßen sind, welche 
auf das ungefähr gleichzeitige Dasein von zwei Geistlichen desselben Namens bei 
Domstift und Marktkirche in Goslar Schlüsse zulassen. 

® Den ersten Hinweis auf das Wirken Werenbergs verdanke ich dem Leiter 
des Archivs, Herrn Prof, Dr. Wiederhold in Goslar, dem ich mich auch für die 

freundliche Unterstützung bei der Durchsicht des Stoffes verpflichtet fühle. 
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Persönlichkeit zu erblicken haben, von der das Archivregister! sowie 
die übrigen von der gleichen Hand stammenden Einträge in dem 
großen Kodex des Goslarer Stadtrechts? geschrieben sind.? Es zeigt 
sich ferner, daß Werenberg eine Reihe der bedeutsamsten, in diese 
Zeit fallenden und mit den politischen Bestrebungen des Rates zu- 
sammenhängenden Urkunden, wie man annehmen darf, im Auftrage 
des Rates entworfen hat.* Aber noch mehr: Wir können jetzt erkennen, 


' vgl. jetzt die Notiz bei Völker, S. 15, Anm. 6, die der näheren Begründung 
entbehrt, sich aber durch anderweit von mir gefundenes und bei dem Erscheinen 
der Völkerschen Arbeit schon zur Veröffentlichung bereitgestelltes Material (. 
dazu oben S. 260, Anm. 4) stützen läßt. 3 

® Grubenbes. S. 110, Anm. 1. 

Die Notariatsurkunden vom 23, 11. 1388 (Or. Stadt Goslar Nr. 447, UB. V, 
718, S. 334) und vom 7. 10. 1392 (UB. V, 887), die von Werenberg und Guldeneron 
bzw. Vloto gemeinsam, und die Urkunden vom 6. 6. 1388, 27. 1. 1392, 7. 5. 1399, 
3.und 5. 8. 1407 (UB. V, 706a, 872, 1128, Or, Stadt Goslar Nr. 615—617), die von 
Werenberg allein ausgestellt sind, weisen im Text oder wenigstens in der Beglau- 
bigungsformel dieselbe durch ihre Schönheit und Gleichmäßigkeit auffallende 
Schrift auf wie-das Archivregister, die Einzeichnungen über den Grubenbesitz 
des Goslarer Rates in dem großen Stadtrechtskodex und eine Anzahl fernerer Ver- 
merke am gleichen Orte (s. dazu oben S. 225 zu Anm. 3, sowie unten $. 272, Anm. 3). 
Von dem gleichen Schreiber wie das Archivregister sind auch die Privilegia con- 
sulum (s. oben $. 259, Anm. 1) in ihrem Hauptteil gefertigt. Ob die Einträge in der 
Goslarer Bergrechtshandschrift (s. oben S. 239, Anm. 1) und der Notizzettel zu dem 
Transsumpt UB, V, 399 (s. oben S. 239, Anm. 1) auf Werenberg zurückgehen, möchte 
ich hier nicht mit völliger Bestimmtheit entscheiden. Von Werenberg selbst wird 
jedenfalls der eigenhändige, mit „Hermannus scolasticus ecclesie Goslariensis““ 
unterzeichnete und an Senior und Kapitel des Goslarer Domstifts gerichtete Brief 
UB, V, 896 aufgesetzt sein. Allerdings machen sich bei ihm einzelne Unterschiede in 
dem Schriftcharakter gegenüber den eingangs angeführten Stücken bemerkbar. Sie 
lassen sich bei der sonst zu beobachtenden Übereinstimmung aber wohl hinlänglich 
so erklären, daß es sich in dem ersteren Falle um eine flüchtige Nachricht handelt, 
bei der der Absender nicht allzuviel Mühe auf die Schrift verwandt hat, Immerhin 
darf nicht übersehen werden, daß gegen das Ende des 14. Jahrhunderts in dem 
Goslarer Urkundentum noch eine zweite, vielleicht sogar eine dritte Hand aufstößt, 
die eine gewisse Ähnlichkeit mit jener des Archivregisters aufzeigt und nur auf 
Grund einer genaueren Untersuchung von ihr geschieden werden kann, Selbst wenn 
sich dabei jedoch herausstellen sollte, daß die eine oder die andere der von mir 
Werenberg zugeschriebenen Aufzeichnungen ausfällt, so wird die hier vertretene 
Ansicht nicht beeinträchtigt, da bei Werenberg, mag er sich auch zur Anfertigung 
eines Teiles der vorhandenen Dokumente einer Schreibhilfe bedient haben, doch 
jedenfalls an der geistigen Urheberschaft des gekennzeichneten Tuns nicht ge- 
zweifelt werden kann. Wegen der Übereinstimmung der Hände bei zwei auf- 
einander folgenden Stadtschreibern in Zerbst vgl. Jahn, Die Kanzlei der Stadt 

e A ilos. Diss. 1913) S. 4. on 
nn er sind namendich die Urkunden vom 29. 11. ei für die Kauf- 
leute und die Münzer 6. dazu Hans. Geschichtsbl. 1915, S. 39, 65, 731.). Auf ‚aun- 
liche Weise ‚erklärt es sich, wenn Werenberg als Zeuge bei der Errichtung für das 
städtische Gemeinwesen wichtiger Urkunden tätig wird (vgl. z.B. UB. V, 1018, 
1042, 1044, 1098; Urk. vom 13, und 14, 3. sowie vom 6. 4. 1417, Or, Stadt Goslar 


Nr. 665— 670). 
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daß der der Urkunde Hans Meises vom 21. 12. 1396" beigefügte merk- 
würdige Zettel ebenfalls auf Werenberg zurückzuführen seın wird. 
Und endlich ist ersichtlich, daß Werenberg mit den damals gebräuch- 
lichen Urkundenpraktiken vollkommen vertraut gewesen sein ‚muß, 
wie daraus hervorgeht, daß er bei der Aufdeckung der gleichzeitigen 
Fälschungen des Pfarrers Konrad von Peine? eine Rolle gespielt hat? 
und, wie ich als sicher betrachte, auch bei gewissen Vorkommnissen auf 
urkundlichem Gebiet bei der Erneuerung der Liebfrauenbrüderschaft in 
Goslar nach der Mitte des 14. Jahrhunderts nicht unbeteiligt war.? 

Ich glaube, daß diese Darlegungen genügen, um Werenberg als 
den Mann zu kennzeichnen, dem nicht nur die mechanische Arbeit 
des Niederschreibens des Archivregisters übertragen war, sondern der 
außerdem die Ordnung und Sichtung des Materials besorgt und der 
bei der Auswahl und Verwertung der aufgenommenen Urkunden seine 
Fähigkeiten und Rechtskenntnisses rückhaltlos in den Dienst der Ur- 
kundenpolitik des Rates gestellt hat. Damit aber treffen wir sogleich 
auf eine neue Fährte, 

Ich habe schon bei der Untersuchung der als Fälschung anzu- 
sprechenden Übereinkunft vom 23. 6. 1310 zwischen Goslar und 
Walkenried wegen des Bergwerks am Rammelsberge den Blick auf 
die Ähnlichkeit der Schriftzüge der Vertragsurkunde mit den Ein- 
trägen des Archivregisters gelenkt. So regt sich der Verdacht, daß 
Werenberg ebenfalls bei der Anfertigung dieser Urkunde seine Hilfe 
geliehen hat, womit eine wertvolle Bestätigung für das Urteil ge- 
wonnen wäre, das ich bei der Aufdeckung jener Fälschung über ihren 
Zweck und den Zeitpunkt ihrer Vornahme gefällt hatte.” 

Es ist klar, daß auf diesem Wege das Verständnis für das Verhalten 
des Rates überhaupt und seine Bewertung der vorliegenden Urkunden- 


ı 5. oben S. 238f, 

? Urk. vom 19. 1. 1398 (UB. V, 1080). 

3 Das Protokoll erwähnt selbst die Mitwirkung Werenbergs bei der Ent- 
larvung des Fälschers, der sich bei seiner Tätigkeit eines nachgemachten, in dem 
Schriftstück näher beschriebenen Siegels bedient hat. Zu diesen Machenschaften 
hat anscheinend auch eine Beziehung die bei Göschen, Einl. S. IX gedachte und 
von derselben Hand wie das Archivregister hergestellte Niederschrift über die Be- 
weiskraft der Siegel in der Stadtrechtshandschrift des Goslarer Archivs (s. das. 
S, 382—385). Sie trägt die Überschrift: „Dat hir na geschreven steyt, dat en is 
neyn stadrecht, sunder ed syn informationes, ift eyn wolde ingesegele aff then van 
breve, de he bezegeld hedde, wo me dat vordegedingen mach mit rechte‘, Vgl. 
hierzu auch das Gutachten Hans Meyses UB. Stadt Hildesheim II, 1215, 1216. 

4 Ich komme darauf an dem oben S. 260, Anm. 4 angegebenen Orte zurück. 

5 M.EE. ist es Werenberg, der als der Verfertiger der Mehrzahl der ‚‚informa- 
tiones juris‘ betrachtet werden muß, die uns im Verlaufe unserer Erörterungen 
aufgefallen sind (vgl. Priv.-Pol. S. 104f., sowie oben S. 227, 230). S. auch die vor- 
letzte Anmerkung. 

© Arch, f, Urkf, 7, S. 171, 185, 

° Ss, das, S. 1841, 


2 zz, .=- 
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gälschungen in ungeahnter Weise vertieft wird. Und schließlich wun- 
ern wir uns nicht mehr im geringsten darüber, daß gerade Werenberg 
im Jahre 1410 zusammen mit dem Ratsherrn Hans Ernstes als Ge- 
ndter der Stadt bei König Ruprecht erscheint und die Interessen 
Goslars mit Geschick verficht.! Allerdings darf man, wenn man dem 
wirken Werenbergs gerecht werden will, auch den Umstand nicht 
aus dem Gedächtnis verlieren, daß die lange Dauer seiner Tätigkeit 
im Dienste der Stadt die Einleitung und Durchführung einer Politik 
von solchem Weitblick und solcher Großzügigkeit außerordentlich be- 
günstigte. Offenbar ist man schon früh auf die Fähigkeiten Weren- 
pergs aufmerksam geworden und hat ihn dann bis in sein hohes Alter 
an Goslar zu fesseln gewußt. 

Aber über die Persönlichkeit Werenbergs hinaus wendet sich das 
Auge unwillkürlich weiter den Männern im Rate zu, mit denen Weren- 
perg gemeinsame Sache gemacht haben muß und von denen er, ob- 
gleich sein Einfluß nicht unterschätzt werden darf, doch stets bis zu 
einem gewissen Grade abhängig war. Hier ist es gegenwärtig nur 
möglich, eine Anzahl von Namen anzuführen, deren Inhaber vermut- 
lich vor allen Dingen neben Werenberg den Anstoß zu der Berg- und 
Urkundenpolitik des Goslarer Rates gegeben haben. Es liegt nahe, 
dabei zunächst an die Ratsherren zu denken, die — namentlich in ihrer 
Eigenschaft als Bürgermeister — als Mittelspersonen für die Stadt 
bei dem Erwerb der Vogteigelder, sowie bei sonstigen auf das Berg- 
wesen bezüglichen Rechtsakten bezeugt sind. An ihrer Spitze ist zu 
nennen der Bürgermeister Hans von Kissenbrück, wofür außer seinem 
häufigen Vorkommen in den Urkunden? auch die Anerkennung ein 
Beleg ist, der der Rat durch die Begabung seiner Gattin mit dem Dik- 
hofe im Bergdorfe® und die Zuwendung fernerer Vorteile? Ausdruck 
verlieh. Neben Hans von Kissenbrück sind es in der Hauptsache 

ı Es handelt sich hier um die Urkunden vom 4, 1. 1410 (Or. Stadt Goslar 
Nr. 634) über die Lösung Goslars aus dem wegen Verspätung der Huldigung ver- 
hängten Bann (s. wegen der Huldigungsfrage schon 1401 auch Ehrentraut, S. 147, 


Anm. 3) und vom 8, 1. 1410 (Chmel, Reg. Rup. 2844/46) über die Bestätigung der 
Privilegien von Goslar und einige anderweite Vergünstigungen (vgl, dazu Völker, 
S. 14, 15). 

2 Vgl. Priv.-Pol. S. 99 und Anm, 43 das.; 106, Anm, 66. 

> UB. V, 1005. Es ist zu bemerken, daß diese Schenkung vielleicht ebenfalls 
einen politischen Hintergrund hat. Der Dikhof im Bergdorfe bildete die Gerichts- 
stätte des in den Goslarer Rechtsquellen erwähnten Gerichts ‚up dem Hove“ 
(Bode, UB. II, Einl. $. 84; Frölich, Gerichtsverfassung von Goslar, $. 33, 39f.). 
Ich erachte es nicht als ausgeschlossen, daß in der Überlassung des Dikhofes an die 
Ehefrau Hans von Kissenbrücks eine Anerkennung für die Bemühungen ihres 
Mannes zu erblicken ist, die auf die Verschmelzung des Gerichtes auf dem Hofe mit 
den städtischen Gerichtsbezirken (Frölich, a. a, O., S. 57f.) gerichtet waren, 

4 UB. V, 1146, 1147. Vgl. zu UB. V, 1146 Strieder, Zur Genesis des mo- 
dernen Kapitalismus (Leipzig 1904), S. 6, Anm, 2, 
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noch zwei Ratsherren gewesen, die sich in den erhaltenen Urkunden 
deutlicher herausheben, ein Hans Meise sowie der mehrfach das Vogt- 
amt bekleidende Hans Ernstes. 

Über die Abgabe des Grubenbesitzes Hans Meises an die Stadt 
werden im Jahre 1394 Verhandlungen geführt.' Hans Meise ist ferner 
in dem Genuß des letzten Restes der Rente aus dem Zehnten des Berges, 
der sich bis gegen das Ende des 14. Jahrhunderts dem Übergang in die 
Verfügungsgewalt des Rates entzogen hat.?2 In seiner Hand befinden 
sich Hüttenanteile, wegen deren Veräußerung an die Stadt ebenfalls 
Erörterungen gepflogen werden.® Endlich erscheint er mehrfach als 
Absender oder Empfänger von Schreiben, die Folgerungen auf sein 
Ansehen und seine Wertschätzung gestatten.* Hans Ernstes dagegen 
ist nicht nur als Stadtvogt bei der Verhandlung vom 22. 8. 1396° und 
als Richter, Urteilfinder oder Zeuge bei anderen bedeutsamen Gelegen- 
heiten anwesend®, sondern er wird auch zusammenfallen mit jenem 
Hans von Ildehausen, der später in Verbindung mit Hermann Weren- 
berg als Bevollmächtigter des Rates am Hofe Ruprechts von der Pfalz 
begegnet? und der von dem König schöffenbar frei erklärt und mit dem 
in der Urkunde vom 8. 1. 14108 beschriebenen Wappen begnadet wird. 
Es dürfte eine reizvolle Aufgabe sein, mit Hilfe der überlieferten archi- 
valischen Bestände den Versuch zu machen, die Stellung, welche diese 
und einige weitere Männer® in dem städtischen Gemeinwesen zu jener 
Zeit bekleideten, und die Rolle, die ihnen im Rahmen der Bergpolitik 
des Rates!", aber auch im Bereich der Verfassungsentwickelung sowie 


" UB. V, 947. Grubenbes, $S, 119, 120, 135, 156f. 

* Grubenbes. S, 119, Anm. 5 und oben S. 225, 236f. 

®» UB. V, 1091, 1108, sowie Völker, S. 20. i ö 

ı Vgl. etwa UB. V, 463, 464, 839, S. ferner UB. Stadt Hildesheim II, 1215, 
1216; UB. Hannover I 429, Der Vorname Hans ist allerdings in der Familie Meise 
sehr häufig (UB. IV, Register S. 765). 

5 S. oben S, 225f. . : 

$ Priv.-Pol. S. 92, Anm. 20, Wegen seiner Mitwirkung bei den Vereinbarungen 
über den Betrieb des Bergbaues am Rammelsberge mit Gabriel von Magdeburg 
(vgl. Neuburg, 8. 76f.)s. die Urkunde vom 12, 3. 1410 (Or. Stadt Goslar Nr. 638, 1a), 

’ Urk. vom 4. 1. 1410 (Or. Stadt Goslar Nr. 634, s. oben $. 273, Anm. I), Dafür 
spricht die Umschrift des ersten an die Urkunde vom 22. 8, 1396 gehängten Siegels. 
Eine Vergleichung der sämtlichen Siegel der Goslarer Urkunden aus der zweiten 
Hälfte des 14, Jahrhunderts dürfte noch manche Ausbeute ähnlicher Art erbringen, 

> Chmel, Reg. Rup. Nr, 2843. 

® Außer den im Texte aufgezählten Personen fesseln namentlich unsere Auf- 
merksamkeit Heinrich von Usler (vgl. Priv.-Pol. S. 117) sowie Mitglieder der zum 
Teil durch Verwandtschaft und Schwägerschaft verbundenen Familien von Dörnten, 
Wildevur und von dem Himpteken, Eine Entwirrung der verwandtschaftlichen 
Bande zwischen ihnen erscheint auch aus anderen Gründen als erwünscht (vgl. 
Grubenbes. S. 145). 
» 10 Wegen der Betätigung des Bürgers Tileke Unruhe in der ersten Hälfte des 
14. Jahrhunderts s. Bode, UB, III, Einl, S. XXIX und dazu Grubenbes. S. 127. 
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im Rechtsleben Goslars! zufiel, in helleres Licht zu setzen. Ich bin der 
Meinung, daß gerade der Urkundenforschung bei einer Vertiefung in 
die persönlichen Faktoren, die vor allem an dieser Politik Anteil haben, 
die Hoffnung winkt, Aufschlüsse zu erzielen, die sich den sonst verfüg- 
baren Mitteln der historischen Kritik mehr oder weniger versagen. 


b) Damit gelangen wir bereits zu der Frage der Verwertung der 
Ergebnisse unserer Arbeit für die Allgemeinforschung.? Ich möchte 
drei Möglichkeiten hervorheben, 

Es wird nur selten für Betrachtungen ähnlicher Art ein so reiches 
und fest gefügtes Material anzutreffen sein, wie bei Goslar. Und doch 
halte ich es nicht für unwahrscheinlich, daß sich auch an anderen Orten, 
wenn einmal das vorhandene Urkundentum planmäßig in der hier frag- 
lichen Hinsicht überprüft wird, neue Schätze zutage fördern lassen. 
Ich entnehme dies daraus, daß das Goslarer Archivregister ebenfalls 
schon seit Jahrzehnten bekannt war, ohne daß es bisher seiner Eigenart 
entsprechend gewürdigt und zum Gegenstand der Untersuchung ge- 
macht wäre, 

Aber selbst da, wo die Verhältnisse weniger günstig liegen, ist eine 
dankbare Aufgabe vorgezeichnet. Wendet man sich — und damit 
knüpfe ich wieder an den Eingang unserer Erörterungen und an den 
Aufsatz Kerns an — mit geschärftem Blick einer Durchmusterung 
der städtischen Quellenbestände zu, so ist es nicht allzuschwer, wenig- 
stens hier und da auf Beobachtungen zu stoßen, die sich den Anschau- 
ungen nähern, welche bei Goslar zu entdecken waren. 

Zwar fehlt es zurzeit in Ermangelung einer genügenden Zahl von 
Fälscherkonfessionen aus bürgerlichen Kreisen an ausreichenden Bei- 
spielen für die Art, in der die Mitglieder der städtischen Räte oder ihnen 
irgendwie verbundene Personen ihre sich auf die Beeinflussung der ur- 
kundlichen Überlieferung erstreckenden Absichten in die Tat umsetzten. 
Nur gelegentlich können wir hier die bewußte: Herbeiführung eines 


! Dabei rückt insbesondere die Frage nach den Verfassern des Goslarer Stadt- 
und Bergrechts in den Vordergrund, Gewisse Anhaltspunkte gewährt der Briefwechsel 
über Rechtsauskünfte, die von einzelnen Bürgern der Stadt erbeten oder erteilt wurden 
(vgl. etwa UB. IV, 344; V, 1254, 1268, 1270). Über den an verschiedenen Stellen 
des Bergrechts auftretenden Bernd Otte, von dem wohl auch das Schriftstück UB. V, 
959 stammt, s. Neuburg, S. 87f.; Frölich, Gerichtsverf, von Goslar, S. 127, 
Anm. 6. — Auf dem beschriebenen Wege wird man hoffen dürfen, ebenfalls der 
bislang nicht feststehenden Datierung des Goslarer Stadtrechts (vgl. dazu zuletzt 
Frensdorff, Nachr, d. Gött. Ges. der Wissensch. 1921, S. 146) und des dortigen 
Bergrechts (Neuburg, S. 84f.) beizukommen und eine genauere Vorstellung von 
dem zeitlichen Verhältnis der erhaltenen Handschriften dieser Rechte zu gewinnen, 

2 Vgl. hierzu die Bemerkungen über Entwicklung, Stand und Zukunfts- 
aussichten der Urkundenforschung bei Heuberger, Allgem. Urkundenlehre für 
Deutschland und Italien, Meisters Grundriß der Geschichtswissenschaft, I, 2a 


(Leipzig und Berlin 1921), S. 4. 


276 Karl Frölich 


Widerspruchs zwischen dem Inhalt der Urkunden und dem wirklichen 
Zustand der Dinge enthüllen oder die sich abspielenden Vorgänge SOBar 
bis hinter die Kulissen des äußeren Geschehens verfolgen.t Doch wird, 
wie ich glaube, in dieser Richtung ein Zurückgreifen auf die kirch- 
lichen Verhältnisse manchen Einblick eröffnen können, insbesondere 
soweit es sieh um die eigentliche Fälschertätigkeit dreht. 

Gerade die Geistlichkeit in den Städten steht bei ihrer Heran- 
ziehung zu den Kanzlei-, Syndikats- oder Notariatsgeschäften dem 
städtischen Urkundenwesen nicht fern und es ist daher kaum ein zu 
gewagter Schluß, daß die gleichen oder ähnliche Machenschaften, vor 
denen man in eigenen Angelegenheiten nicht zurückscheute, auch auf 
die städtische Urkundenpolitik übertragen und dort bei den Praktiken, 
zu denen man griff, angewendet wurden. Für Vergehungen des ein- 
schlägigen Charakters, die zugunsten kirchlicher Anstalten verübt 
wurden, haben wir aber mehrfach einwandfreie Zeugnisse in den von 
den Tätern selbst herrührenden und zuweilen in aller Form protokolla- 
risch gesicherten Eingeständnissen® und vielleicht sind gleichartige 


1 Lehrreich ist das Verfahren, welches der Rat in Göttingen im Jahre sh 
einschlug. Nach einer auf einem losen Blatt erhaltenen Aufzeichnung des dortigen 
Stadtarchivs vom 4. 2. 1434 (von der Ropp, Göttinger Statuten, Qu. u. Darst. 
zur Gesch. Niedersachsens, Band 25, Hannover 1907, S. 160, Nr. 150) hatte Curd 
Tettinborn Henrik Timmermann den Jüngeren im Ratskeller zu Göttingen er- 
schlagen und war auf die ‚Freiheit‘ geflohen. Deshalb klagte der Vater des Gt- 
töteten gegen den Täter, daß dieser seinen Sohn ermordet habe „van des rades 
und stad frygin winkeller und sii up de frigheid geflon, und meynde, nadem alse 
he de frigheid in dem keller gebroken hebbe, so en schulle he ok neyne frigheid 
wedderumme hebbin. Darup deilde we vor recht, de wynkeller en hedde der 
fryheid nicht, darumme men de andern fryheid breken mochte etc. 
Und hebben diit also dar umme gedelt mit bedeckeden worden (vgl. zu dieser Wwen- 
dung das „‚tectis verbis“ bei Cicero ad fam, IX, 22), uppe dat eyn jowelk in dem 
wynkeller deste bequemer sii unde nicht wiiset en werden, eff de keller fry edder 
unfry sii, den we doch unfry holden etc. na der deilunge.‘“ Hier sind die gesperrt 
gedruckten Worte „de“ bis ‚etc.‘ eingebessert anstatt des durchstrichenen Satzes: 
„so alse he on nedergelecht und ermordet hebbe in dem winkeller, darumme SO > 
hebbe he anderen frigheid nicht gebroken und moghe der gneiten.“ Die „Freiheit 
des Ratskellers hat auch sonst Anlaß zu ausführlichen Bestimmungen gegeben 
(vgl. die Ratskellerordnungen von 1509 und 1599 bei Lorenz, Quellen zur städtischen 
Verwaltungs-, Rechts- und Wirtschaftsgeschichte von Quedlinburg, Geschichtsqu. 
der Provinz Sachsen, Band 44, Halle 1916, S. 18, 19). . 

® Vgl. Schulze, Eine Urkundenfälschung im Martinsstift zu Kassel, Zeit- 
schrift des Ver, f. hess. Gesch. und Landeskunde 45, S. 213f.; derselbe, Eine 
Urkundenfälschung des Pfarrers Johann Fabri zu Niederissigheim, ebenda 46, 
S.88f. — v. Mitis, Studien zum älteren österreichischen Urkundenwesen (Wien 
1912), S. 1611. (angeführt von Dorn, Z.°1. RG. 37, S. 393, 394). — Voß, Zeitschr. 
für vaterländische Gesch. und Altertumskunde (Westfalens) 73, II, S. 2 (zu Westfäl. 
UB. IV, 124; Wilmans Additam. 79, Exkurs S. 67f.). — Techen, Eine Fälschung 
und ihre Sühne, Zeitschr. des Ver. f. lüb. Gesch. u. Altertumsk. 20, S.303f. Wichtig 
sind von diesen Nachrichten namentlich diejenigen, bei denen zugleich das Detail der 
Kunstgriffe der Fälscher beschrieben und etwa geschildert wird, wie zuerst ein bloß be- 
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Fälle nicht einmal so selten, als in der Regel vertreten wird. Auch bei 
Goslar ist, wie schon erwähnt wurde, die Beichte eines Urkunden- 
fälschers aus dem geistlichen Stande, die dem Ende des 14. Jahrhunderts 
angehört, in der Urkunde vom 19. 1. 1398 gerettet, in der der Pfarrer 
Konrad de Peynis eine Anzahl ihm vorgeworfener Fälschungen einräumt. 

Daran, daß entsprechende Mittel von den Leitern der städtischen 
Gemeinwesen oder ihren Helfern nicht verschmäht wurden, ist nicht 
zu zweifeln.” Werden die Wahrnehmungen über das Verhalten des 
Rates, an die ich dabei denke, einmal systematisch zusammengefaßt 
und verarbeitet, so ist m. E. die Hoffnung nicht unberechtigt, in wei- 
terem Umfange, als es bis jetzt geschehen ist, auch hier zur Aufdeckung 
gewisser Grundtendenzen und Ausführungsmaßstäbe vorzudringen, die 
als Allgemeinerscheinungen anzusehen sind und daher wieder für solche 
Städte verwertet werden können, bei denen an sich eine einheitliche 
Vorstellung der Urkundenpolitik des Rates nicht zu gewinnen ist. 

Auf zwei Punkte ist dabei m. E. vor allem das Augenmerk zu 
richten. Einmal wird es darauf ankommen, aus dem urkundlichen 
Stoffe nach Kräften nicht nur einzelne zweifelhafte Stücke heraus- 
zugreifen und sie für sich zu zergliedern. Es wird vielmehr erforderlich 
sein, wo die Aussichten dafür einigermaßen günstig sind, die Unter- 
suchung tunlichst auf ganze Gruppen zusammenhängender und in 
einer inneren Verbindung mit einander stehender Niederschriften aus- 
zudehnen, da ich nach den Erfahrungen bei Goslar überzeugt bin, daß 
auch in anderen Städten großzügige, eine Mehrheit von Aufzeichnungen 
umfassende Fälschungsaktionen, welche das Vorgehen des Rates in 
dieser oder jener Richtung zu fördern bestimmt waren, eingeleitet sind.® 


richtlicher Vermerk über das behauptete Ereignis mit Hilfe falscher Vorspiegelungen 
in ein klösterliches Kopialbuch hineingeschmuggelt und wie diese Notiz alsdann 
später als Unterlage für eine sich darauf gründende unrichtige Beurkundung benutzt 
ist (aufschlußreich insbes. die genaue Darstellung bei Schulze, Zeitschr. des Ver. 
f. hess. Gesch, 46, S. 89f.). Zur Technik derartiger Fälschungen s. auch Hänsel- 
mann, Eine merkwürdige alte Fälschung, Jahrb. des Ver. f. niederdeutsche Sprach- 
forschung 16, S. 80f. Verfassungsgeschichtlich fruchtbar sind neuerdings die Unter- 
suchungen von Koebner, Die Anfänge des Gemeinwesens der Stadt Köln (Bonn 
1922), über die Schenkung des Amalricus (Anhang V, S. 578f.). 

1 5. oben S. 272. 

2 Auf ihre Verwendung wird hingewiesen bei v. Löher, Gesch. des Archiv- 
wesens in Deutschland, Archival. Zeitschr. 12, S, 198f., insbes. S. 252, 253; 
Bresslau, 12, S. 13f. 

3 Das Vorkommen von Reihenfälschungen bei kirchlichen Anstalten ist häufig 
behandelt (vgl. Bresslau, S. 11f.). Auch die Methodik der Feststellung derartiger 
Falsifikate ist dabei ausgiebig erörtert (beachtlich z. B. Dopsch, Die Ebersheimer 
Urkundenfälschungen und ein bisher unbeachtetes Dienstmannenrecht aus dem 
12. Jahrhundert, MJÖG. 19, S. 577f., insbes. S. 586f., 590f; sowie das Schrifttum 
zu den Osnabrücker Fälschungen, vor allem Tangl, Arch. f. Urkf. 2, S. 186; 
Brandi, Westd. Zeitschr. 19, S. 120f.; Rörig, Hist. Vj. 20, S. 385f.). An der- 
artige Arbeiten wäre Anlehnung zu suchen. 
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Weiter aber wird gerade für die Städte eine erhöhte Aufmerk- 
samkeit der Frage der Falschbeurkundung? zu schenken sein. M. E, 
ist im Hinblick auf die bei Goslar erlangten Einsichten damit zu rechnen, 
daß die städtische Urkundenpolitik? sich auch abgesehen von eigent- 
lichen Fälschungen in stärkerem Umfange äußerlich einwandfreier 
schriftlicher Zeugnisse bedient hat, die trotz ihrer formalen Echtheit 
doch einen unrichtigen Sachverhalt bekunden und auf diese Weise ver- 
möge ihrer materiellen Entstellung der Wahrheit ein Glied in der Kette 
der politischen Bestrebungen des Rates bilden.? 

Wo sich aber Material für eine auf das Urkundenwesen bezüg- 
liche ausgedehntere Betätigung des Rates vorfindet, bietet es — dies 
ist in zweiter Linie zu berücksichtigen — wohl durchweg ein wichtiges 
Hilfsmittel, noch verbliebene Dunkelheiten in der städtischen Ver- 
fassungsentwickelung aufzuhellen. Denn es ist selbstverständlich, daß 
sich die Urkundenpolitik des Rates in der Regel der Gebiete bemächtigt 
haben wird, die mit den Lebensinteressen der Stadt am engsten ver- 
bunden waren. Es erschließt sich also, vom Standpunkt der städtischen 
Verfassungsgeschichte aus betrachtet, die Aussicht, einen Weg zu be- 
schreiten, der gegenüber dem Versagen oder sogar der bewußten Irre- 
führung der Überlieferung zuverlässigere Aufklärung verheißt und in- 
sofern berufen ist, in manchen Fällen zu einer nicht unwesentlichen 
Verfeinerung der Technik der Städteforschung zu führen.? 


15. hierzu Bresslau, S. 7, Anm. 2. Vgl. ferner Redlich, Urkundenlehre, 
München und Berlin 1907, I, Teil, Einl., S. 36. 

® Andeutungen über eine solche auch bei Frensdorff, Dortmunder Statuten 
und Urteile, Hans. Geschichtsquellen Bd. 3 (Halle 1882), S. XIX; derselbe, Gött. 
gel. Anz. 1893, S. 870; Beitzen, Die Entstehung der Hildesheimer Rats- und 
Ratsgerichtsverfassung (Hildesheim o. J.), S. 13, Anm. 12, 49, 50, 56Auın. A, 

3 Mit dem Gesagten ist nicht erschöpft, was über die Möglichkeiten einer 
solchen Betrachtungsweise überhaupt vorzubringen ist. Wir treffen, um nur ein 
Beispiel zu bieten, in den städtischen Ordnungen des Mittelalters wiederholt nicht 
nur auf die allgemeine Mahnung, die Vorgänge innerhalb des Rates geheimzuhalten, 
sondern können auch eine greifbare Vorstellung davon erlangen, auf welche Gegen- 
stände man diese Verpflichtung zur Geheimhaltung namentlich ausgedehnt zu 
wissen wünschte, So haben wir mehrfach Beispiele für Ratsbeschlüsse, deren Ver- 
öffentlichung ausdrücklich untersagt wird (vgl. z. B. Techen, Die Bürgersprachen 
der Stadt Wismar, Hans. Geschichtsqu. N. F. Band 3 (Leipzig 1906), S. 31 und 266; 
Lorenz, a.a. O., S. 109, Z.7v.u., 123, Z.4v.u.). Es dürfte sich empfehlen, einmal 
eine ausgedehntere Sammlung ähnlicher Nachrichten zu Vergleichen zu benutzen, 

4 Hier wäre es für eine Belebung der Forschung auf verfassungsgeschicht- 
lichem Gebiet etwa erwünscht, zu untersuchen, was über den Briefverkehr von 
Freunden oder Gegnern der Städte mit einzelnen Gilden zu ermitteln ist (vgl. z. B. 
für Goslar UB. IV, 762a und b; V, 252 und dazu Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1915, 
S. 52, Anm, 5). Es wäre ferner Beachtung zu schenken den erlassenen Verboten 
für Personen und Verbände außerhalb des Rates, sich an einem Schriftwechsel in 
Angelegenheiten der Stadt zu beteiligen, den Vorschriften, welche die Weitergabe 
der von auswärts gesandten Mitteilungen an den Rat anordnen, den Meinungsver- 
schiedenheiten und Erörterungen zwischen Rat, Gilden und Meinheit über die Ein- 
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Um bei der im ganzen nicht übergroßen Zahl quellenmäßiger Be- 
e und bei der Sprödigkeit des Stoffes tiefer einzudringen, muß — 
und das ist das dritte hier zu streifende Moment — in der Regel noch 
ein weiteres hinzukommen, nämlich das nähere Eingehen auf die Per- 
sönlichkeiten, welche die Träger der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Entwickelung des einzelnen Gemeinwesens sind. Wir haben auffallend 
wenig diesem Gegenstand gewidmete Untersuchungen, die den Bedürf- 
nissen der städtischen Verfassungsgeschichte gerecht werden. Daß, 
wo sie einmal gründlich in Angriff genommen werden, die Ausbeute 
beträchtlich ist, zeigt vortrefflich die auch nach der methodischen Seite 
hin als mustergültig anzusprechende Abhandlung Keussens! über 
den Kölner Stadtschreiber Gerlach vom Hauwe und die Rolle, welche 
er bei der Umwälzung des Jahres 1396 gespielt hat. Es muß bei dem 
heutigen Stande der diplomatischen Wissenschaft angängig sein, in 
größerem Maßstabe als bisher bei einer Mehrheit von bedeutenderen 
Ortschaften auf Grund der gegebenen Unterlagen die Männer zu kenn- 
zeichnen, die einen hervorragenden Platz in dem heimischen Gemein- 
wesen ausfüllten und bei denen auch die Beziehungen zu der Urkunden- 
politik des Rates einer Erfassung zugänglich sind. 


sichtnahme in bestimmte Schreiben (s. hierzu Lorenz, Harz-Z. 1906, S. 212; 
derselbe, Quellen zur städtischen Verwaltungs- usw. Geschichte von Quedlin- 
burg, S. L), ihrem Zusammenwirken bei der Ausfertigung von Urkunden (Lorenz, 
a.a. O., S. LI) u. dgl. m. Über Streitigkeiten zwischen Rat und Bäckergilde in 
Hildesheim, bei denen die Vorenthaltung gewisser Briefe und deren weitere Be- 
handlung den Zankapfel darstellte, vgl. Hänselmann, Henning Brandis’ Diarium, 
$. 106, 107. Hinzudeuten wäre vielleicht auch noch auf die zuweilen anzutreffenden 
Abmachungen iiber den Gebrauch des großen und des kleinen Stadtsiegels (S. für 
Göttingen das Statut vom 19. 12, 1432, von der Ropp S. 159, Nr. 147), wie über- 
haupt einer zusammenfassenden Behandlung der städtischen Siegel des deutschen 
Mittelalters unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten noch mancher Ertrag 
beschieden sein dürfte. Ich verweise zur Erläuterung auf die Verwendung neuer 
Stadtsiegel im Gefolge von Änderungen der Ratsverfassung (ein Erfurt betreffender 
Fall bei Schmidt, Die Kanzlei der Stadt Erfurt, Mitt. des Ver. f. Gesch. u. Altertums- 
kunde von Erfurt, 41. u. 42. Heft, 1921, S. 13, 56, 57). Besondere Beachtung wäre 
dabei demWechsel in den Umschriften der Siegel zu schenken. Vgl. hierzu Phi- 
lippi, Zeitschr. des Ver. f. hess..Gesch. 52 (1910), S. 185; Wutke, Die Bedeutung 
der Siegelumschrift: Sigillum burgensium bzw. eivium für die älteste Stadtgeschichte, 
Schles. Geschichtsbl. 1920, S. 38f.; Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1920/21, S. 164, 
Anm. 7. Weiteres Vergleichsmaterial bei Neubauer, Die Geschichte des Zerbster 
Stadtsiegels, Mitt. des Ver. f. Anhalt. Gesch. u. Altertumsk. 7, S. 2231. (s. ferner 
Sabel, daselbst 9, S. 527f.; Becker, Gesch. der Stadt Zerbst, Zerbst 1907, S. 59f.; 
Jahn, a.a. ©. S. 21, 5l, Anm. 138); Riezler, Studien zur ältesten Geschichte 
Münchens, Abh. d. Bayr. Ak. d. Wissensch,, III. Kl., XXIV. Bd., II. Abt., 1907, 
S,. 281f., namentl. S. 339f.; Mummenhoff, Entstehung und Alter des Nürn- 
berger Ratssiegels, Mitt. des Ver. f. d. Gesch. der Stadt Nürnberg, Heft 22, Nürn- 
berg 1918, S. 280f., 363/4. 

1 Der Verfasser des Verbundbriefes und des ‚Neuen Buches‘, Mitt. aus dem 
Stadtarchiv von Köln, Heft 15 (Köln 1888), S. 1—54, namentl, 5.3, 4, 26. 
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Was das dabei einzuschlagende Verfahren anbelangt, so braucht 
man sich z. B. nur einmal der Mühe zu unterwerfen, die Urkundenbücher 
einiger benachbarter Städte zu durchmustern und man wird nicht allzu 
selten Persönlichkeiten begegnen, die ein besonderes Ansehen auch 
über die Grenzen der eigenen Umgebung hinaus genossen. Häufig ist 
aber weiter wahrzunehmen, daß gerade sie es sind, die sich in einer 
Weise betätigen, ‘welche für die Ausbildung einer eigentlichen städti- 
schen Urkundenpolitik bedeutsam ist. Die Ansatzpunkte für Beob- 
achtungen der hier in Frage stehenden Art sind allerdings zunächst 
weniger die offiziellen Urkunden der Stadt und die Anlässe, bei denen 
diese Männer in amtlicher Eigenschaft namens des Rates handelnd 
auftreten, als vielmehr Nachrichten über Verhandlungen und Nieder- 
schriften, die zunächst nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sind!, 
Vermerke interner Art, wie Entwürfe zu Schreiben und Gutachten, 
Äußerungen in privaten Briefen u. dgl. mehr, denen mit den Hilfsmitteln 
der Urkundenlehre manches abzulauschen ist. Läßt sich dann zugleich die 
sonstige Tätigkeit derartiger Persönlichkeiten beleuchten, so neige ich der 
Auffassung zu, daß, wie bei Goslar, durch die Aufdeckung der einzelnen 
Züge ihres Wirkens die Offenlegung der von dem Rate befolgten Urkunden- 
politik und damit zugleich die Erschließung verfassungsrechtlicher Zu- 
sammenhänge weitere Fortschritte machen und zu einer eindringenderen 
Erkenntnis des städtischen Verfassungslebens imMittelalter hinleitenwird. 

Ein so gestaltetes Vorgehen aber stellt zugleich die Verbindung 
her mit einer Disziplin, deren Wichtigkeit erst neuerdings wieder mit 
besonderem Nachdruck betont und die in ihrer Bedeutung für die Lösung 
verfassungsrechtlicher Probleme auf dem Gebiete des Städtewesens 
m. W. kaum schon genügend ausgewertet ist.” Es ist die moderne 
Persönlichkeitsforschung®, die, obgleich einstweilen vorzugsweise wirt- 
schaftsgeschichtlich orientiert‘, meiner Ansicht nach doch auch von 
Untersuchungen der mir vorschwebenden, Beschaffenheit eine Be- 
reicherung ihres Wissensstoffes erwarten darf und deren Ergebnisse 
umgekehrt geeignet erscheinen, ebenfalls für die Beschäftigung mit dem 
städtischen Verfassungsleben im Mittelalter neue Bahnen zu eröffnen. 


1 Vgl. etwa die Bemerkungen Hänselmanns über den Verfasser der. ‚Heim- 
lichen Rechenschaft‘ von 1401f. in Braunschweig, Chron. d. d. St. 6, S. 125, Anm. 5 
und über das Verhältnis von Hans Porners Gedenkbuch zur „Heimlichen Rechen- 
schaft“, das. S. 217, 

2 Wertvolle Hinweise bei Keussen, a.a. O., S.2, 3, S. ferner die Dar- 
legungen bei Schmidt, a.a. O., S. 15, 21f., über den Einfluß des Stadtschreibers 
Heinrich von Kirchberg in Erfurt auf die städtische Politik, der vielleicht noch 
ausgeprägter ist, wie der Werenbergs in Goslar. 

> vgl. Hellpach, Die geistigen Kräfte der Wirtschaft, Technik und Wirt- 
schaft 14 (1921), S. If., insbes. S. 11f. 

4 S, jedoch auch die Bemerkgn. von A. O. Meyer, D. Lit.-Z. 1922, S. 899, wegen 
der Anwendung der „biographischen Methode“ auf anders geartete Verhältnisse. 


